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Vorwort

Dieter Lenzen, Präsident der Freien Universität Berlin

Liebe Leserinnen und Leser, 

60 Jahre ist die Freie Universität Berlin in diesem Jahr 

geworden, und in zwei Jahren wird sie 200 Jahre alt sein. 

Diese erstaunliche Tatsache verdankt die Freie Univer-

sität Berlin ihrer einzigartigen Geschichte – einer Ge-

schichte, die untrennbar mit Freiheit verbunden ist.

Die Gründung der Freien Universität war die Antwort 

auf die Verfolgung von freiheitlich denkenden Studie-

renden und Lehrenden an der Universität Unter den 

Linden – der früheren Friedrich-Wilhelms-Universität – 

nach dem Zweiten Weltkrieg. Die Feier zur Gründung 

der Freien Universität fand formell am 4. Dezember 

1948 im Titania-Palast Steglitz statt. Das Datum wurde 

mit Bedacht gewählt – es war auch der Gründungstag 

der alten Berliner Universität aus dem Jahre 1810 ge-

wesen. Damit stellte sich die Gründung der Freien Uni-

versität in die Tradition der Berliner Universität und in 

eine intellektuelle Kontinuität aus einem freiheitlichen 

Impuls heraus. 

2010 jährt sich der 200. Geburtstag einer Universitäts-

idee, der sich neben vielen anderen Hochschulen in der 

Welt auch die Freie Universität – aus unmittelbar histo-

rischen Gründen – verpflichtet weiß. Der Grundgedan-

ke dieser Idee bestand in einer damals revolutionären 

Überlegung: Humboldt und seine gelehrten Kollegen 

gingen davon aus, dass es Aufgabe der Universität sein 

müsse, Menschen nicht nur für einen Beruf auszubil-

den, sondern Menschen zu Menschen zu bilden. 

Sind es nicht schon Menschen, wenn sie in die Uni-

versität kommen? Johann Wolfgang von Goethe hatte 

auf diese staunende Frage eine erstaunliche Antwort in 

einem einfachen Satz gefunden, der Menschenbildung 

in einer bis heute einzigartigen Weise beschrieben hat: 

„Werde, der du bist.“ Das bedeutete, dass es die Aufga-

be von Bildung sei, den Menschen allererst die Mög-

lichkeit zu schaffen, das zu werden, was als Anlage des 

Menschseins in ihm vorhanden ist. Gemeint war die 

Ausbildung einer Fähigkeit, verantwortlich das Ganze 

der Menschheit zu entwickeln. Die Gründer der Berli-

ner Universität gingen davon aus, dass dieser Bildungs-

prozess am besten durch Wissenschaft vermittelt wer-

den könne. Zur Entfaltung dieser Fähigkeiten werde es 

aber nur kommen, so war die Überzeugung, wenn Ge-

lehrte wie Studierende Wissenschaft in Einsamkeit und 

Freiheit betreiben könnten. 

Anlässlich des 60-jährigen Bestehens einer freien Uni-

versität thematisiert diese Ausgabe des Wissenschafts-

magazins fundiert die Freiheit unter unterschiedlichen 

Blickwinkeln und als Gegenstand verschiedener Dis-

ziplinen. Viel Freude bei der Lektüre und Erkenntnis-

gewinn wünscht Ihnen

Ihr

Univ.-Prof. Dr. Dieter Lenzen

Präsident der Freien Universität Berlin
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Forschen mit Photonen und Neutronen
Kompetenz für die Erforschung moderner Materialien
Das Hahn-Meitner-Institut (HMI) und die Berliner Elektronen-
speicherring-Gesellschaft für Synchrotronstrahlung (BESSY) 
fusionieren und bilden ab Januar 2009 das neue Helmholtz-
Zentrum Berlin für Materialien und Energie. Eine echte Neu-
gründung in der Forschungslandschaft.

Wir forschen zu modernen Materialien

Schwerpunkte

• Solarenergie
• Magnetische Materialien
• Mikro- und nanostrukturierte Materialien 
• Funktionale Materialien

Forschern aus Universitäten, Forschungsinstituten und Indus-
trie stehen international bedeutende Experimentierplätze zur 
Verfügung: die Neutronenquelle BER II am Standort Wannsee 
und die Synchrotronstrahlungsquelle BESSY II am Standort 
 Adlershof. 

Das neue Zentrum bündelt die Kompetenzen der langjährigen 
Kooperationspartner und fördert die komplementäre For-
schung mit Neutronen und Photonen.

Etwa 2.000 Wissenschaftler aus Physik, Chemie, Biologie und 
Materialwissenschaften nutzen jährlich die Experimentier plätze. 
Neben dem Service für externe Nutzer gilt der Weiterentwick-
lung der Quellen und Methoden besondere Aufmerksamkeit.

www.helmholtz-berlin.de
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Lehrstück für die Freiheit
Wie Studenten 1948 aus Protest gegen die SED-Bildungspolitik mithelfen, 
eine eigene, eine freie Universität aufzubauen



Interview mit  
Stanislaw Karol Kubicki

Gegen Ende der 1940er Jahre, nach Krieg und Gefangen-

schaft, steuert sein Leben auf einen Neuanfang zu: Stanislaw 

Karol Kubicki ist gerade 20 Jahre alt geworden und will Me-

dizin studieren an der Berliner Universität Unter den Linden. 

Seiner akademischen Karriere steht eigentlich nichts im Weg. 

Das Problem: Sowjets und SED halten nicht viel von freier 

Lehre und Forschung im Ostsektor der Stadt. Kritische Stu-

denten werden ausgeschlossen und verhaftet. Kubicki und sei-

ne Freunde protestieren – erfolglos. Sie überzeugen Bürger-

meister und amerikanische Alliierte von einem wahnwitzigen 

Plan: eine eigene, eine freie Universität zu gründen. Kubicki 

immatrikuliert sich als erster Student. 60 Jahre später spricht 

er über Aufbruch und Hoffnung – und darüber, wie es ist, eine 

Universität mitaufzubauen, der die Freiheit ihren Namen gab.

fundiert: Herr Kubicki, Sie haben einmal gesagt, Sie hät-

ten als Student nie eine Vorlesung verpasst. Waren Sie 

ein Streber?

Kubicki: Streber? Von wegen! Ich war nichts anderes 

als wissensdurstig. Seit meinem 15. Lebensjahr wollte 

ich Medizin studieren. Damals hatte mich mein Schwa-

ger, bei dem ich in Heidelberg meine Sommerferien 

verbrachte, in eine Vorlesung mitgenommen, und ich 

war begeistert. Nach Krieg und Gefangenschaft war das 

Medizinstudium für mich die Erfüllung meiner Wün-

sche.

fundiert: Sie galten als überaus fleißig ...

Kubicki: Nun, ich war eben ziemlich wissensdurstig. Da 

kommt die Selbstdisziplin von alleine. Jedenfalls habe 

ich Vorphysikum und Physikum ohne Zeitverlust absol-

viert. Vier Wochen vor einem Examen zog ich mich im-

mer zurück, ging gewissermaßen in Klausur und den 

ganzen Stoff noch einmal intensiv durch.

fundiert: Das war an der Universität Unter den Linden?

Kubicki: Genau. Übrigens bekam ich erst gar keinen 

Studienplatz. Erst, als ich im Fragebogen vermerkte, 

dass meine Eltern sogenannte Opfer des Faschismus 

waren, wurde ich zugelassen. Mein Vater war Kurier der 

polnischen Widerstandsbewegung und wurde 1942 von 

der Gestapo umgebracht.

fundiert: Wie haben Sie die ersten Semester an der Uni-

versität erlebt?

Kubicki: Positiv war, dass ich – wunschgemäß – studie-

ren konnte, andererseits fühlte ich mich durch die poli-

tischen Eingriffe in den Universitätsbetrieb fatal an die 

NS-Zeit erinnert.

fundiert: Wie sah das aus?

Kubicki: Es wurden wieder politische Pflichtvorle-

sungen eingeführt, möglichst linientreue Studenten 

bevorzugt zugelassen und Studenten verhaftet, die sich 

dagegen wandten. Das verschärfte sich zunehmend. Im 

Frühjahr 1948 wurde drei Redakteuren der Zeitschrift 

Colloquium die Studienerlaubnis entzogen. 

Fundiert: Colloquium war eine Studentenzeitschrift?

Kubicki: Das Colloquium war damals die führende Stu-

dentenzeitschrift! Die war sehr begehrt, und die Hefte 

gingen am Erscheinungstag weg wie warme Semmeln. 

Damals machte ich gerade mein Physikum, ging also 

wieder einmal einige Wochen in meine „Klausurphase“. 

Als ich mit dem Examen fertig war, wollte ich mich in 

der Redaktion von „Colloquium“ wieder zurückmelden. 

Mein Freundeskreis war praktisch identisch mit den 

Mitgliedern der Redaktion. Ich schrieb ab und zu selbst 

für die Zeitschrift. Also betrat ich damals die Redaktion, 

Wer eine Ausgabe der Studentenzeitung Colloqium ergattern 

wollte, hier das Heft 1 von 1954, musste sich sputen: Nach 

einem Tag war sie meist vergriffen.
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um zu berichten, dass ich mein Physikum bestanden 

hätte und nun wieder mitarbeiten könne. Dort aber war 

die Hölle los. Wie schon erwähnt, war drei Kommili-

tonen gerade die Studienerlaubnis entzogen worden, 

das waren Otto Hess, Joachim Schwarz und Otto Stolz. 

Sie hatten die Eingriffe in das Universitätsleben kritisch 

kommentiert.

fundiert: Es gab Zwangsexmatrikulationen aus poli-

tischen Gründen?

Kubicki: Ja. Außerdem erregten uns die Verhaftungen 

von Kommilitonen, die ohne Begründung vorgenom-

men wurden. Den Kommunisten unliebsame Stu-

denten verschwanden großteils spurlos. Zudem nah-

men die Bespitzelungen zu, und man selbst musste mit 

unliebsamen Ereignissen rechnen. 

fundiert: Was taten Sie?

Kubicki: Das Colloquium erschien mit einem gepfeffer-

ten Sonderheft. Ich schrieb damals selbst einen scharfen 

Artikel und wurde prompt für ein Disziplinarverfahren 

vorgesehen. Mit Sicherheit wäre ich früher oder später 

exmatrikuliert worden. Gerettet hat mich damals nur 

die Gründung der Freien Universität im Westteil der 

Stadt, unter dem Schutz der Alliierten. Bei einer Kund-

gebung mit 2.000 Studenten hatte Otto Stolz den Auf-

bau einer freien Universität ultimativ gefordert.

fundiert: Viel sprach dagegen. West-Berlin hatte damals 

ganz andere Probleme: Im Sommer 1948 begann die 

Berlin-Blockade.

Kubicki: Richtig, vom wirtschaftlichen Standpunkt aus 

war es ein völlig ungünstiger Zeitpunkt für die Grün-

dung einer Universität, vom politischen dagegen nicht, 

und das war unsere Chance.

fundiert: Aber ohne die Unterstützung der Amerikaner 

wäre es nicht gegangen?

Kubicki: Natürlich nicht. General Lucius D. Clay – ein 

ungemein politisch denkender General – sah, dass die 

Gründung einer Universität ein starkes Signal für die 

Bürger West-Berlins war, dass sich die West-Alliierten 

nicht aus der Stadt drängen lassen würden. Das wur-

de als Fanal verstanden, dass die Freiheit jetzt und hier 

verteidigt würde – auch die von Wissenschaft und For-

schung! Wir Studenten waren ja nur ein Teil dieses Pro-

zesses, aber ein sehr wichtiger, zumal wir sicher die 

stärkste Pressure-Group waren.

So sah es aus, das Immatrikulationsbüro der Freien Universität Berlin im Jahre 1948.
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fundiert: Was waren die ersten Schritte auf dem Weg zur 

Gründung einer freien Universität?

Kubicki: Erstens die Genehmigung zur Gründung 

durch die Amerikaner, in deren Sektor die Universität 

liegen würde. Zweitens die Zustimmung des West-Ber-

liner Magistrates, wofür Ernst Reuter stand. Und drit-

tens die praktische Arbeit, die in großem Maße von 

studentischer Seite geleistet wurde. Praktisch bildete 

der Redaktionsstab des Colloquiums den ersten Allge-

meinen Studenten-Ausschuss, den sogenannten Grün-

dungs-AStA. Wir übernahmen zum Teil wichtige Ver-

waltungsaufgaben. So wurde ich unter anderem zu-

ständig für die Zulassung, einschließlich der Quästur, 

das heißt dem Immatrikulationsbüro. Leider gab es ja 

weit weniger Studienplätze als Bewerber. Die Vorberei-

tungen für das Immatrikulationsverfahren hatten also 

Vorrang. Die erste Aufgabe war es, einen Fragebogen zu 

entwickeln. Auf unseren damaligen Fragebogen dürfen 

wir – denke ich – heute noch stolz sein.

fundiert: Warum?

Kubicki: Wegen seiner Kürze. Die Alliierten arbeiteten 

damals mit ellenlangen Fragebögen, die natürlich auch 

die politische Gesinnung und Vergangenheit eines Be-

werbers ausforschen sollten. Wir wollten unsere Fragen 

aber bewusst auf das Notwendigste beschränken. Unser 

Bogen kam mit nur sieben oder acht Fragen aus, wobei 

es nur um den Namen und die Vorbildung ging,  also 

Abitur, Vorstudienzeiten und akademische Examen – 

und natürlich auch um die Mitgliedschaft in Nazi-

 Organisationen. Damit sollte den Bewerbern auch sig-

nalisiert werden: Hier geht es nicht um Ideologie, son-

dern in erster Linie um Leistung.

fundiert: Das alles lief parallel zu Ihrem Studium?

Kubicki: Nun ja, nach dem bestandenen Physikum 

konnte ich wirklich ein Semester etwas lockerer ange-

hen lassen. Vormittags hörte ich noch Vorlesungen an 

der Charité, nachmittags fuhr ich nach Dahlem, um bei 

den Vorbereitungen zu helfen.

fundiert: Wie gelang es Ihnen, als Erster immatrikuliert 

zu werden?

Kubicki: Ich sagte ja schon, dass ich die Aufgabe zu-

geteilt bekommen hatte, die Quästur aufzubauen und 

zu leiten. Und dann kam vom Kuratorium die Order, 

am ersten Tag seien die Medizinstudenten von A bis K 

einzuschreiben. Mit meinem Namen gehörte ich dazu, 

und so wollte ich mich als Ersten einschreiben. Unter A 

bis K fiel aber auch mein alter Freund und Kommilito-

ne Helmut Coper. Wir ließen also das Los entscheiden, 

warfen einen Groschen hoch, und ich gewann. Coper 

wurde als Nummer zwei immatrikuliert.

fundiert: Wie sah das Studium an der Freien Universität 

während der ersten Monate aus?

Kubicki: Im ersten Semester war die Uni natürlich nur 

ein Torso, was sich aber schnell änderte. Ganz am An-

fang hatten wir eigentlich so gut wie gar nichts. Ein Teil 

Die Nummer eins

Stanislaw Karol Kubicki wird 1948 im Al-

ter von 22 Jahren als erster Student der 

Freien Universität immatrikuliert. Sei-

ner Hochschule bleibt er ein Leben lang 

treu. Er studiert hier, wird promoviert, 

schließlich Professor für Neurologie und Leiter der 

Abteilung für klinische Neurophysiologie. Er befasst 

sich in seiner Forschung unter anderem mit den elek-

trophysiologischen Abläufen unter Anästhesien und 

während des Schlafs. Noch heute, 60 Jahre nachdem 

er mitgeholfen hat, die Freie Universität aufzubauen, 

kommt er regelmäßig zu Veranstaltungen. Kürzlich 

sind drei Bände einer von Siegward Lönnendonker 

und ihm herausgegebenen Buchreihe zur Wissen-

schaftsgeschichte der Freien Universität erschienen.

a Zur Person A

Am 4. Dezember 1948 findet die offizielle Eröffnungsfeier der Freien Universität 

Berlin im Titania-Palast statt.
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der Vorlesungen fand im Kino der U-Bahn-Station „On-

kel Toms Hütte“ statt. Mit Licht war es schlecht bestellt, 

denn meist gab es Sperrstunden; Vorlesungen fanden 

häufig bei Kerzenschein statt. Die Stühle nahmen wir 

von Seminar zu Seminar mit. Alliierte und Berliner hal-

fen mit Spenden, vor allem mit Büchern. Innerhalb we-

niger Semester waren etliche Institutsbibliotheken be-

reits gut ausgestattet. Aufwendig waren damals die lan-

gen Wege. Zudem fuhr abends nur noch die S-Bahn, die 

unter sowjetischer Kontrolle stand. Man musste also 

ziemlich viele und lange Wege zu Fuß bewältigen. Für 

die Mediziner lagen einige Institutionen sehr weit ent-

fernt vom Klinikum Westend. Diese Strecken wurden 

mit Sonderfahrten der BVG bewältigt. Den Bus zur Ner-

venheilanstalt in Wittenau nannten wir „Irrenbus“ und 

die Straßenbahn zur Dermatologie im Britzer Kranken-

haus „Gonokokkenschaukel“.

fundiert: Wie konnte man sich als Student in der Zeit 

des Mangels finanzieren?

Kubicki: Ich musste mir darüber, Gott sei Dank, wenig 

Sorgen machen. Meine Mutter bekam als Opfer des Fa-

schismus die Lebensmittelkarte I und wurde sofort wie-

der in ihren Beruf eingestellt. Ich engagierte mich 1945 

und 1946 intensiv in der Kulturpolitik und organisierte 

die erste Ausstellung moderner Kunst in Neukölln. Für 

Studenten, die ihren Lebensunterhalt selbst bestreiten 

mussten, war es schwierig. An der Freien Universität 

gab es schon während der frühen Semester die „Hein-

zelmännchen“, eine Organisation, die Arbeit vermit-

telte. Das hieß: Möbel schleppen oder Teppiche klop-

fen, alles für eine Mark pro Stunde.

fundiert: Wie war das Verhältnis von Studenten und Pro-

fessoren?

Kubicki: Das Verhältnis zwischen beiden war gegensei-

tig durch Respekt geprägt. Wir fühlten uns in hohem 

Maße als Gemeinschaft von Lehrenden und Lernenden. 

Der Aufbau einer Universität unter solchen Bedin-

gungen schweißt zusammen. Am 4. Dezember 1948, am 

Tag der offiziellen Eröffnungsfeier der Freien Univer-

sität im Titania-Palast, konnten wir dann endlich auf-

atmen. Da wurde klar, dass wir es geschafft hatten.

fundiert: Haben Sie jemals daran gezweifelt, dass es  Ihnen 

gelingen würde, eine Universität mitaufzubauen?

Kubicki: Eigentlich nicht. Natürlich war es abenteuer-

lich, in die Blockade hinein eine Universität zu grün-

den. Dass wir unsere Ziele erreichen würden, war nicht 

sicher, aber möglich, und wir haben daran geglaubt. Ich 

würde gern noch ergänzen, dass jeder, der in den einzel-

nen Instituten mitgeholfen hat, zu den Gründungsstu-

denten der Uni gehört, nicht nur die prominenten Mit-

glieder des Gründungs-AStA. Aufbruchsgeist und Tat-

kraft brachten damals alle mit. 

Das Gespräch führte Oliver Trenkamp.

Karol Kubicki, 

Siegward Lönnendonker: 

Die Freie Universität Berlin 

1948–2007, Band 1, 

Von der Gründung bis zum 

 Exzellenzwettbewerb.

a Literatur A

Karol Kubicki (links) erhielt die Matrikelnummer eins, Helmut Coper die Nummer 

zwei. Die Rangfolge hatte 1948 ein Münzwurf entschieden.

Um als Student Geld verdienen zu können, wurde die Arbeitsver-

mittlung „Heinzelmännchen“ gegründet. Teppichklopfen gehörte 

zu den typischen Arbeiten.
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libertas
Was Freiheit im Alten Rom bedeutete



Friederike Fless

Veritas, iustitia und libertas sind jedem Mitglied der Freien 

Universität und Leser von „fundiert“ vertraute Begriffe, rah-

men sie doch den Berliner Bären auf dem Siegel der Universi-

tät. Vor allem mit der libertas ist auch der Name der Univer-

sität programmatisch verbunden, seit sie vor 60 Jahren ge-

gründet worden ist. Jedem Römer waren veritas, iustitia und 

libertas hingegen auch Göttinnen, denen seit der Zeit der rö-

mischen Republik Tempel errichtet wurden. Auf den ersten 

Blick scheinen die libertas der Antike und Moderne also nichts 

miteinander zu tun zu haben. Auf den zweiten Blick gibt es 

jedoch zahlreiche interessante Übereinstimmungen, wie das 

Konzept der libertas sich in den stetig wandelnden politischen 

und historischen Rahmenbedingungen über die Jahrhunderte 

mit verändert hat. 

Näherte sich ein Besucher um die Zeitenwende herum 

auf einer der großen Ausfallstraßen der Stadt Rom, be-

gegnete er allenthalben Inschriften mit Namen, denen 

das Konzept der Freiheit unmittelbar eingeschrieben 

war. Zumeist erscheint das „L“ in Inschriften an Grab-

bauten, bei denen Reliefs mit Porträts so in die Fassa-

den eingesetzt waren, dass die Porträtierten wie aus 

Fenstern auf die Straße zu schauen schienen.

Die Gesichter der Männer mit ihren realistisch gestal-

teten Alterszügen, gekennzeichnet von Arbeit und Sor-

ge, entsprechen dabei unseren Vorstellungen von ech-

ten Römern der Republik, etwa von Mitgliedern der 

Oberschicht wie Cato oder Caesar.

Das „L“ verweist jedoch auf einen anderen sozialen 

Kontext. Es steht für libertus und liberta, Freigelassener 

und Freigelassene, das heißt ehemalige Sklaven, die von 

ihrem Herrn die Freiheit erhielten und die neu gewon-

nene Freiheit durch das beigefügte „L“ 

und auch durch die Selbststilisierung im 

Porträt selbstbewusst ausdrückten. Frei-

heit ist hier als persönliche Freiheit, als 

Freilassung aus einem unfreien Rechtsstatus zu verste-

hen – in den Zustand des römischen Bürgerrechts und 

der bürgerlichen Freiheit. Libertas markiert den Gegen-

satz zur servitus, zur Sklaverei. 

Wurde ein Sklave in der römischen Republik und Kai-

serzeit freigelassen, war dies mit einem Ritual ver-

bunden, bei dem eine konische Mütze, der pileus, eine 

Rolle spielte. Diese auch allgemein den freien Bürger 

kennzeichnende Kopfbedeckung wurde dem Sklaven 

als Symbol seiner neuen Freiheit auf das geschorene 

Haupt gesetzt. Als Symbol der Freiheit wird der pileus 

dann auch in die politischen Auseinandersetzungen des 

ersten Jahrhunderts vor Christus übernommen.

Den pileus sah der Besucher Roms in den unruhigen 

Jahren nach Caesars Ermordung (an den Iden des März 

44 vor Christus) auch als Bild auf Münzen. Auf der einen 

Seite der Denare ist der pileus zwischen zwei Dolchen 

Grabbauten mit Porträts an der Via Statilia in Rom, erstes Jahrhundert vor Christus.

libertas und liberti – 
Die Freiheit und die 
Freigelassenen
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zu sehen. Darunter eine Legende, die auf die Iden des 

März verweist. Auf der anderen Seite erkennt man den 

Kopf des „Caesar-Mörders“ Brutus. 

Die Kombination von Dolchen und 

pileus bewertet die Tat des Brutus als 

Akt der Befreiung von Caesar und dessen Streben nach 

Alleinherrschaft. 

Die Münze des Brutus löste beim antiken Betrachter 

aber noch weitere Assoziationen aus. Das Bild des Brutus 

in Verbindung mit dem Mord an Caesar erinnerte ihn 

an eine Tat der römischen Frühzeit, die ebenfalls mit 

einem Brutus verbunden war, den wir gemeinhin den 

„älteren Brutus“ nennen. Dieser spielte eine zentrale 

Rolle bei der Vertreibung des letzten etruskischen Kö-

nigs Tarquinius Superbus aus Rom – und damit bei der 

Errichtung der römischen Republik. Wie präsent dieses 

historische Ereignis kurz vor der Ermordung Caesars 

in Rom war, zeigen Graffitis an Statuen. So soll an die 

Statue des älteren Brutus, dem Mitbegründer der Re-

publik, geschrieben worden sein: „Wenn du doch noch 

am Leben wärest“. An der Statue des Caesar stand: „Weil 

er die Könige vertrieb, ist (der ältere) Brutus als erster 

Konsul geworden; weil er die Konsuln vertrieb, ist die-

ser (nämlich Caesar) letztlich König geworden.“ 

Die für die Zeit der späten Republik charakteristischen 

Anspielungen auf Taten der Frühzeit und Vorfahren 

lässt die Münze des jüngeren Brutus in ein ganz spezi-

fisches Beziehungsgeflecht eingewoben erscheinen. Die 

Tat des älteren Brutus, der den letzten König vertrieb, 

wiederholt sich in der Tat des jüngeren Brutus, der den 

nach Königsmacht strebenden Caesar ermordet. Beide 

Taten sind Akte der Befreiung von der Königsherrschaft 

und Grundlage für die Gründung und Rettung der Re-

publik. 

Die Verhältnisse in den politisch unruhigen Zeiten 

der späten Republik sind jedoch nicht ganz so einfach, 

wie dieses Beispiel nahelegt. Der jüngere Brutus hat-

te nach eigener Selbstdarstellung die Republik und die 

politische Freiheit nämlich gerade vor jenem Mann 

geschützt, dem der Senat kurz zuvor, im Jahre 46 vor 

Christus, einen Tempel für die Göttin Libertas errichten 

wollte. Die Senatoren „gaben ihm (Caesar) den Namen 

Liberator (Befreier), der dann auch in den Urkunden 

verwendet wurde, und beschlossen, mit Zustimmung 

des Volkes, die Errichtung eines Tempels für Libertas“. 

Brutus und Caesar sind aber nicht die einzigen, die sich 

des Begriffs der libertas in dieser Zeit teilweise bürger-

kriegsartiger Auseinandersetzungen bedienten. Gerade 

in der Münzprägung wird deutlich, wie zahlreiche Mit-

glieder der politischen Oberschicht Roms sich den Be-

griff in der Konkurrenz um Ämter und Macht aneig-

neten. Immer wieder ging es in den Konfrontationen 

libertas restituta – Die Wieder-
herstellung der Freiheit
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darum, sich als Bewahrer der römischen Republik ge-

genüber anderen Politikern und Gruppen zu positi-

onieren. Die Inflation der Nutzung der libertas in den 

politischen Konflikten dieser Zeit wirft die Frage auf, 

ob sich der Begriff nicht dadurch abnutzte und er da-

durch für die politische Auseinandersetzung unbrauch-

bar wurde. Noch mehr stellt sich die Frage, was mit der 

libertas faktisch am Ende der Republik und am Beginn 

jener Epoche passierte, die wir mit der Alleinherrschaft 

des Augustus verbinden und als Kaiserzeit bezeichnen, 

beziehungsweise korrekter als den Principat bezeich-

nen müssen? Bleibt libertas für die römischen Kaiser, al-

so für Alleinherrscher, ein brauchbares Konzept?

Zunächst scheint dies nicht der Fall zu sein. Nach sei-

ner Adoption durch Caesar und dem Tod seines Adop-

tivvaters sieht es Augustus, der damals nach seinem Va-

ter noch C. Iulius Caesar hieß, als seine oberste Pflicht 

an, den Mord an seinem Vater zu rächen. Er verfolgt 

die Caesarmörder, führt Krieg gegen sie. Und schließ-

lich steht er nach zahlreichen politischen und militä-

rischen Auseinandersetzungen und der für ihn sieg-

reichen Schlacht gegen Marc Anton und Kleopatra im 

Jahre 31 vor Christus als Alleinherrscher dar. In diesem 

Moment der Alleinherrschaft handelt Augustus uner-

wartet: Er gibt in einer Sitzung des Senates im Jahre 27 

vor Christus alle Macht an Senat und Volk zurück. Er 

selbst sagt darüber in seinem Tatenbericht: „In meinem 

sechsten und siebten Konsulat habe ich, nachdem ich 

die Flammen des Bürgerkrieges gelöscht hatte und 

mit der einmütigen Zustimmung der gesamten Bevöl-

kerung in den Besitz der staatlichen Allgewalt gelangt 

war, das Gemeinwesen (res publica) aus 

meiner Machtbefugnis wieder der Er-

messensfreiheit des Senates und des 

römischen Volkes überantwortet. Für dieses mein Ver-

dienst wurde mir auf Beschluss des Senats der Name 

Augustus gegeben. Die Türpfosten meines Hauses wur-

den auf staatlichen Beschluss mit Lorbeer geschmückt, 

und ein Bürgerkranz wurde über meinem Tor ange-

bracht. Ein goldener Schild wurde in der Curia Iulia 

(dem zentralen Versammlungsort am Forum Romanum 

im antiken Rom) aufgestellt, den mir der Senat und das 

römischen Volk geweiht haben wegen meiner Tapfer-

keit und Milde, meiner Gerechtigkeit und Hingabe, wie 

es die Aufschrift auf diesem Schild bezeugt. Seit dieser 

Zeit überrage ich alle übrigen an Autorität, an Amtsge-

walt aber besaß ich nicht mehr als andere, die auch ich 

im Amt zu Kollegen hatte.“

Augustus war, so seine Selbstdarstellung, in das kol-

legiale System der römischen Republik eingebunden. 

Die Staatsform der römischen res publica, das römische 

Gemeinwesen, besteht also aus seiner Sicht in der 

Grundstruktur unverändert weiter. Er war aber gleich-

zeitig primus inter pares, Erster unter Gleichen, da er die 

Die Gesichter der Männer – ehemalige Sklaven – sind von Arbeit und Sorge gezeichnet. Das „L“ in der Inschrift steht für „libertus“, 

Freigelassener. Augusteisches Grabrelief in Berlin, Staatliche Museen.

libertas restituta? – 
Die Freiheit in der Kaiserzeit
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anderen im Amt durch auctoritas überragte. Grundla-

ge seiner Autorität sind seine Tugenden: virtus, clemen-

tia, iustitia und pietas. Neben der Tapferkeit, der Mil-

de und der Gerechtigkeit war die pietas, das heißt die 

Frömmigkeit gegenüber den Göttern und Eltern, auf 

dem goldenen Schild verzeichnet. Allesamt Tugenden, 

die ihm erlaubten, den Staat nach den Wirren des Bür-

gerkrieges wiederherzustellen (res publica restituta). Au-

gustus rühmt sich hier nicht separat der libertas resti-

tuta, der Wiederherstellung der politischen Freiheit. 

Lässt sich hieraus aber wiederum der Schluss ziehen, 

dass die libertas ab diesem Zeitpunkt keine Rolle mehr 

in der Selbstdarstellung der römischen Kaiser spielte? 

Verschwindet das Konzept der libertas genau dann, als 

die politische Mitbestimmung in Rom mit der zuneh-

menden Einflussnahme der Kaiser nicht mehr in dem 

Maße ausgeübt werden kann wie in der Zeit der Repu-

blik? Mitnichten. Die libertas kommt wieder, und zwar 

in ihrer Bedeutung als Gegenkonzept zur Gewaltherr-

schaft. 

Der historische Moment ist dabei genau jener, in dem 

das Konzept der Alleinherrschaft des Augustus, das der 

erste römische Kaiser in ein dynastisches System um-

wandelte, ins Wanken geriet. Mit dem gewaltsamen 

Tod des letzten Herrschers der iulisch-claudischen Dy-

nastie, dem Tod Neros, stellt sich die Nachfolgefrage 

zum ersten Mal in einer wirklich bedrohlichen Form: 

Es fehlt ein designierter Nachfolger, und die verschie-

denen Mitglieder der römischen Oberschicht begin-

nen, um die Macht zu ringen und zu kämpfen. Dieser 

Vorgang wird sich noch einige Male in der Geschichte 

der römischen Kaiserzeit wiederholen und im dritten 

Jahrhundert nach Christus fast zur Auflösung des Kon-

zeptes des Principates führen. Im Jahre 68 nach Chri-

stus ist es aber noch nicht so weit. Zu diesem Zeitpunkt 

stellte sich schlicht die Frage, wie man sich gegen über 

der Herrschaft des Nero positioniert. Knüpft man an 

Nero an, oder überspringt man ihn und die anderen 

Nachfolger des Augustus und knüpft direkt an Augu-

stus an?

Einer der letztlich erfolglosen Anwärter um die Macht, 

Galba, wählte eine vertraute Form. Er ließ Münzen mit 

der Darstellung der libertas publica prägen, die in der 

rechten Hand den schon bekannten pileus hält, in der 

linken ein Zepter. Galba setzt der Gewaltherrschaft des 

Nero also programmatisch die Freiheit entgegen. 

Die Befreiung von einer Gewaltherrschaft ist im Verlauf 

der Kaiserzeit jedoch nicht die einzige Facette der liber-

tas. Sie wird immer stärker mit dem Aspekt der Sicher-

heit, der securitas, verbunden. Im Vergleich zur späten 

Republik erlangt die libertas jedoch in der römischen 

Kaiserzeit nicht mehr die gleiche Bedeutung in der 
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Denar mit Darstellung des M. Iunius Brutus 43 bis 42 vor Christus.

Aureus des Augustus, Victoria hält den Tugendschild Clipeus Virtutis, 

19 vor Christus.
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politischen Propaganda. Dies hängt letztlich auch da-

mit zusammen, dass die politische Selbstdarstellung 

der Kaiser individuelle Tugenden der Herrscher in den 

Mittelpunkt stellt, Tugenden wie wir sie bereits von 

dem „Tugendschild“ des Augustus her kennen.

Eine dieser Tugenden, die durch das Volk geradezu vom 

Herrscher eingefordert wurde, ist die liberalitas, die 

Freigiebigkeit. An offiziellen Denkmälern wurde immer 

wieder dargestellt, wie ein Kaiser siegreich einen Feld-

zug beendet, dabei vorausschau-

end handelt und gerecht und 

milde mit den besiegten Gegnern 

umgeht. Zudem lässt er die Römer nach dem Triumph-

zug an der Beute teilhaben. So kommt es zu Szenen, in 

denen gerade die Verteilung von Geldgeschenken an 

die römischen Bürger gezeigt wird und der Kaiser di-

rekt seine liberalitas zu erkennen gibt.

Außer durch Geldgeschenke zeigte er seine Freigie-

bigkeit auch durch die Errichtung öffentlicher Bauten 

wie Bibliotheken und Thermen – oder die Veranstal-

tung von Spielen. Panem et circenses, Brot und Zirkus-

spiele, sind die griffigen Schlagworte, mit denen im-

mer wieder in der modernen Literatur der Zustand des 

entpolitisierten römischen Volkes beschrieben wird, 

das seiner politischen Rechte und damit seiner poli-

tischen Freiheit beraubt ist. Es entsteht der Eindruck, 

als diene die liberalitas dazu, die Römer zu betäuben 

und den Verlust der Freiheit vergessen zu machen. Tat-

sächlich sind die Dinge, wie so häufig, sehr viel kom-

plizierter. Dies beginnt bereits bei dem Text aus dem 

das berühmte Zitat stammt. Es handelt sich um die Sa-

tiren des Juvenal. Dieser schreibt: „Längst schon, seit-

dem wir unsere Stimmen niemandem mehr verkaufen, 

hat es (das Volk) jedes Interesse von sich geworfen; denn 

einst verlieh es Befehlsgewalt, Rutenbündel, Legionen, 

alles sonst, jetzt hält es sich zurück und wünscht ängst-

lich nur zwei Dinge, Brot und Zirkusspiele (panem et cir-

censes).“ Überträgt man diese Passage auf die ganze rö-

mische Kaiserzeit und versteht sie als Spiegel der fast 

alltäglichen Stimmung der Römer, müssen die Kaiser 

eine angstauslösende Gewaltherrschaft ausgeübt haben, 

bei der es des berühmten „Opium fürs Volk“ bedurfte. 

Politische Mitbestimmung im Sinne der römischen Re-

publik existierte nicht mehr. Bezieht man jedoch den 

historischen Kontext mit ein, in dem die Textstelle zu 

sehen ist, erweist sich diese Schlussfolgerung als nicht 

uneingeschränkt auf die ganze Kaiserzeit übertragbar. 

Das Zitat steht in Verbindung mit dem plötzlichen Sturz 

des Sejan, der zunächst vom römischen Kaiser Tiberi-

us in hohe Ämter gehoben und mit großer Macht aus-

gestattet worden war und dann scheinbar unvermittelt 

durch Tiberius gestürzt wird. Sejan wird umgebracht, 

sein Leichnam geschändet und in den Tiber geworfen. 

Nach der Tat herrscht in Rom ein Klima von Denunzia-

tion, Verfolgung und Unsicherheit, in der das Volk sei-

ne Wünsche auf das unverfängliche Gebiet von panem 

et circenses lenkt. Die Verunsicherung dieser Zeit lässt 

noch eine andere Quelle erkennen. Cassius Dio be-

schreibt das Handeln und die Meinungen der ehema-

Sesters des Galba mit der Darstellung der libertas publica, 68 nach Christus.

Relief des Konstantinsbogens in Rom, Geldgeschenk (congiarium), Anfang viertes Jahrhundert nach Christus. 

libertas und liberalitas – 
Freiheit und Freigiebigkeit
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ligen Anhänger und Günstlinge des Sejan, die nun um 

ihr Leben fürchten. Sie würden im Hinblick auf die Ma-

chenschaften des Sejan davon ausgehen, dass der Kai-

ser „von den meisten Dingen ja die einen gar nicht ge-

wusst, die anderen aber nur gegen seinen Willen und 

Zwang ausgeführt“ habe. „Nach außen hin taten sie (die 

ehemaligen Günstlinge und Gefolgsleute des Sejan), als 

sei man von einer Art Gewaltherrschaft befreit, und be-

schlossen, keinerlei Trauer über das Geschehene zu be-

zeugen, vielmehr ein Standbild der libertas auf dem Fo-

rum aufzurichten.“ 

Libertas muss also wieder dafür herhalten, dass Ende ei-

ner Gewaltherrschaft zu markieren, wobei die Stifter der 

Statue die Gewaltherrschaft des Sejan meinten, sich aber 

eigentlich vor der des Kaisers 

Tiberius fürchteten. Die Statue 

der libertas setzt das Handeln des Tiberius jedoch pla-

kativ in eine bis auf den älteren Brutus zurückgehende 

Reihe von Taten, die Rom von einer Königsherrschaft 

oder angestrebten Gewaltherrschaft befreit haben. 

Libertas ist den Römern der Republik und Kaiserzeit 

aber auch jenseits des politischen Raumes präsent. Sie 

gehört dabei gleichermaßen zur Welt der Gegensätze, 

des negotium, des geschäftigen Treibens in Rom, und 

des otium, der Muße in der Villa mit ihren Freiräumen 

für intellektuelle und kulturelle Beschäftigung. Beson-

ders deutlich tritt dies in der Abhandlung des Quinti-

lian zur „Ausbildung des Redners“ hervor. Quintilian 

diskutiert, wo der perfekte Ort für das Schreiben und 

Denken zu finden sei und wie er beschaffen sein müsse: 

„Doch kurz, um mit einem Wort das Wichtigste zu nen-

nen: Dass die Abgeschiedenheit, die beim Diktieren ver-

loren geht, und ein Ort, an dem es keine Kritiker gibt, 

und die tiefste Stille und Ruhe beim Schreiben am be-

sten tun, das wird niemand bezweifeln. Dennoch aber 

sollte man deshalb nicht gleich auf solche hören, die 

Haine und Wälder hierfür am passendsten finden, weil 

der herrliche freie Himmel (caeli libertas) und die schöne 

Landschaft das Gemüt erhebt und den Flug des Geistes 

aufs Glücklichste bereichert.“ Auch wenn wir spätestens 

seit der Romantik die Natur unter freiem Himmel, an-

ders als Quintilian, durchaus als passenden Ort für die 

Ruhe und Freiheit des Denkens ansehen, würden wir 

dann doch an einer Universität die Bibliotheken als die 

Orte bevorzugen, die als gigantische Labore der Wissen-

schaft das Nachdenken erlauben. Diese Orte der libertas 

bedürfen allerdings immer wieder auch einer großen 

liberalitas.

libertas – Die Freiheit des Denkens
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Freiheit durch Mauern
Vom Stein gewordenen Schutz der antiken Messenier
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 Silke Müth

„Messenien, gut zu bestellen, gut zu bepflanzen

[…], 

um dieses kämpften sie neunzehn Jahre,

unablässig, mit duldsamem Mute,

lanzenbewehrt, unserer Väter Väter.

Im zwanzigsten Jahr aber, die üppigen Fluren verlassend,

flohen die Einen aus dem hohen Gebirge Ithomes

[…].

Wie Esel durch schwere Lasten aufgerieben,

der Herrschaft unter unseligem Zwange 

die Hälfte bringend von all dem, was an Frucht der Acker trägt.

[…]

die Herren beklagend, zugleich die Frauen und sie selbst,

sooft einen das verhängnisvolle Schicksal des Todes ereilt hat.“

(Übersetzung: M. Meier, 1998)

Diese Verse verfasste der griechische Elegiker Tyrtaios 

wohl in der zweiten Hälfte des siebten Jahrhunderts 

vor Christus. Er schilderte damit lebhaft das Unglück, 

das die Messenier im ersten messenisch-spartanischen 

Krieg befiel, der Ende des achten Jahrhunderts (oder ei-

ner anderen Meinung zufolge auch Anfang des siebten 

Jahrhunderts vor Christus) angesetzt wird: Nach zwei 

Jahrzehnten tapferen und zähen Kampfs um ihr Land, 

auf der südwestlichen Peloponnes gelegen und eine der 

fruchtbarsten Gegenden Griechenlands, konnten sie 

auch ihre starke Rückzugsfestung auf dem Berg Ithome 

nicht mehr halten und mussten Messenien entweder 

verlassen oder sich dem spartanischen Joch beugen. 

Ihr Grund und Boden wurde unter den Spartanern und 

ihren Verbündeten aufgeteilt, sie mussten ihn jedoch be-

arbeiten, die Hälfte ihrer Erträge abgeben und auch noch 

die Herrschaft, wenn diese verstarb, in Klagegesängen 

betrauern. Das Volk der Messenier war damit in seiner 

politischen und selbstbestimmten Existenz aufgelöst. 

Diese Situation ließ die Messenier auf eine Gelegen-

heit zur Revolte lauern und die Spartaner in ständiger 

Furcht vor einer solchen leben. Und die Erhebung kam, 

wenn auch viele Jahrzehnte später, 669 vor Christus mit 

einer Niederlage Spartas gegen Argos. Der Aufstand der 

Messenier mündete in den zweiten messenisch-sparta-

nischen Krieg, der wohl bis zum Ende des siebten Jahr-

hunderts vor Christus andauerte. Tyrtaios selbst war an 

ihm auf spartanischer Seite beteiligt und ermutigte die 

Spartaner mit seinen Versen zum Durchhalten. Der lan-

ge Kampf erschütterte Sparta bis ins Mark und erfor-

derte dort schließlich sogar eine neue politische Ord-

nung (die sogenannten Eunomia) und die Erfindung 

einer neuen Kampftechnik, der später so berühmten 

Hoplitenphalanx, bevor die Messenier 

schließlich erneut niedergeschlagen werden 

konnten. Ihre Situation verbesserte sich in 

keinster Weise. Ihr Leben in Knechtschaft als rechtlose 

und abgabepflichtige Heloten, eine Art an das Land ge-

bundene Staatssklaven, wurde besiegelt.

Darüber, wer am messenisch-spartanischen Konflikt ur-

sächlich die Schuld trug, herrschte schon in der Antike 

Uneinigkeit. Schon bei der Verteilung des Landes nach 

Der Berg Ithome mit dem Stadtgebiet Messenes von Südwesten gesehen.

Messenien und Sparta: 
ein uralter Konflikt
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der „Rückkehr der Herakliden“ auf die Peloponnes war 

mit dem sogenannten Losbetrug des Kresphontes, der 

das fruchtbare Messenien durch einen Trick gewann, 

Konfliktpotenzial geschaffen. In der sechsten Genera-

tion nach Kresphontes, unter dem König Phintas, soll 

sich dann eine schwere Auseinandersetzung zwischen 

den Spartanern und Messeniern am gemeinsamen Hei-

ligtum der Artemis Limnatis in der Dentheliatis, einer 

gebirgigen Landschaft am Rand des Taygetos zwischen 

Lakonien und Messenien, abgespielt haben, bei welcher 

auch der spartanische König Teleklos den Tod fand. Sol-

chermaßen in Feindschaft geraten, genügten den Spar-

tanern und Messeniern eine Generation später offenbar 

private Streitigkeiten zwischen Land- und Viehherden-

besitzern aus ihren Reihen, um einen  großen Krieg zu 

beginnen.

Nach dem zweiten messenisch-spartanischen Krieg 

scheint sich den unterjochten Messeniern das ganze 

sechste Jahrhundert vor Christus hindurch keine Gele-

genheit zum Aufbegehren geboten zu haben. In der For-

schung umstritten, aufgrund von einigen Indizien aber 

dennoch historisch belegbar, ist ein Aufstand der Mes-

senier gegen Sparta erst wieder im ersten Jahrzehnt des 

fünften Jahrhunderts vor Christus. Schon von 469/468 

vor Christus an entstanden dann offenbar neue Un-

ruhen. 464 vor Christus kam ihnen ein verheerendes 

Erdbeben zu Hilfe, das Sparta in Schutt und Asche legte. 

Die Heloten nutzten das allgemeine Chaos zu einer ge-

schlossenen Erhebung, doch da Sparta viele Verbündete 

mobilisieren konnte, mussten die Aufständischen sich 

erneut, wie schon im ersten messenisch-

spartanischen Krieg, auf den Berg Itho-

me zurückziehen. Dieser ragt inmitten 

des Landes zwischen der nördlichen und der südlichen 

messenischen Ebene als natürliche Festung bis zu 802 

Meter steil empor. Der mächtige Felsen hatte nicht nur 

historische Bedeutung für die Messenier, auch ihr ur-

altes und mythenreiches Heiligtum des  Zeus Itho-

matas befand sich auf seinem Gipfel. Hier konnten die 

 Heloten sich mehrere Jahre verschanzen – doch gelang 

ihnen kein Vorstoß gegen die Belagerer, und so muss-

ten sie schließlich im Jahre 461/460 gegen die Zusiche-

rung freien Abzugs kapitulieren. Mit Hilfe der Athener 

siedelten sie sich in der Stadt Naupaktos an.

Während des Peloponnesischen Krieges keimte dann 

zwar von Zeit zu Zeit neue Hoffnung auf, zum Beispiel 

als es den Athenern zusammen mit den Messeniern aus 

Naupaktos 425 vor Christus gelang, die Spartaner beim 

messenischen Pylos zu schlagen und für kurze Zeit dort 

einen Zipfel Land zu besetzen. Doch währte diese Hoff-

nung nur kurze Zeit und wurde Ende des fünften Jahr-

hunderts durch Spartas Sieg über Athen und den da-

durch bedingten immensen Machtzuwachs Spartas zu-

nächst wieder vollkommen zunichte gemacht.

Der Gesamtplan von Messene mit Stadtmauerverlauf.

Aufstände gegen 
die Herrschaft
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Das Glück der Messenier war, dass Sparta auf dem Hö-

hepunkt seiner Macht nicht in der Lage war, diese auf 

Dauer auszufüllen und die Herrschaft über so weite 

Teile Griechenlands im Griff zu behalten. Nach Kämp-

fen an verschiedenen Fronten während der ersten Jahr-

zehnte des vierten Jahrhunderts vor Christus, die mehr 

Rückschläge als Fortschritte mit sich brachten, geriet 

Sparta schließlich 371 in einen ernsthaften Konflikt mit 

Theben, der zur Schlacht von Leuktra in Bö otien 

führte. Hier fanden die Spartaner ihre militä-

rischen Meister und der jahrhundertealte My-

thos ihrer Unbesiegbarkeit ein Ende: Der thebanische 

Feldherr Epaminondas versetzte der Vormacht einen 

vernichtenden Schlag. Doch er beließ es nicht dabei, er 

war darauf bedacht, Spartas Macht auf Dauer zu brechen. 

Was hätte die Lakonier da empfindlicher treffen können 

als die Abspaltung des fruchtbarsten Teils des von ihnen 

okkupierten Landes? Mit der Befreiung Messeniens von 

spartanischer Unterdrückung und der Gründung eines 

unabhängigen messenischen Staates 369 vor Christus 

gelang es Epaminondas gleichzeitig, einem in Sklaverei 

gehaltenen und ausgebeuteten griechischen Volk seine 

selbstbestimmte Existenz zurückzugeben.

Jedoch war mit dieser Befreiung allein nicht alles getan. 

Erstens war es nur zu offensichtlich, dass die Spartaner 

die nächstmögliche Gelegenheit am Schopfe  packen 

würden, das ihnen ihrer Meinung nach zu  Unrecht weg-

genommene Land mit seinen Bewohnern 

zurückzuerobern. Zweitens waren längst 

nicht alle griechischen Poleis (Stadtstaaten) der Mei-

nung, dass den Messeniern ein eigener Staat zustünde. 

Es entbrannte eine heftige Debatte um die Rechtmäßig-

keit dieses neuen Staates, in der die Argumentation der 

Spartaner, Messenien sei von Rechts wegen ihr Eigen-

tum und den messenischen Heloten dürfe es als Skla-

ven nicht erlaubt sein, einen eigenen Staat zu besitzen, 

nicht wenige Anhänger fand.

Daher mussten die Thebaner breit gefächerte Maßnah-

men ergreifen, um das „junge Pflänzlein“ zu schützen 

und gegen diese mannigfachen Bedrohungen zu stär-

ken. Zunächst musste dem Staat durch Bevölkerungs-

stärke Kraft und durch eine Hauptstadt Zentralität ver-

liehen werden. In den Jahrhunderten der spartanischen 

Herrschaft und der Kriege waren viele Messenier nicht 

nur nach Arkadien, Naupaktos und Sizilien, sondern 

beispielsweise auch in die Kyrenaika ausgewandert. 

 Diese Exilanten wurden nun in einer groß angelegten 

Aktion zurückgerufen, auch willige Nichtmessenier 

wurden gerne mit aufgenommen. 

Für das Gelände der neuen Haupt-

stadt, das sowohl zentral als auch günstig zu besiedeln 

und zu verteidigen sein musste, hätte man keine bes-

sere Wahl als den südlichen, sanft abfallenden Fuß des 

Ithome treffen können. Hier wurde durch Epaminon-

das die Stadt Messene gegründet und ihr Bau durch den 

argivischen Strategen Epiteles in die Praxis umgesetzt. 

Wiederum ist es Pausanias, der uns von dieser Grün-

dung durch Epaminondas berichtet:

„[…] da bereitete er alles für die Gründung vor, ließ Steine her-

anbringen und Männer holen, deren Beruf es war, Wege an-

zulegen und Häuser und Heiligtümer zu bauen und Stadt-

mauern zu errichten. […] Den damaligen Tag brachten sie mit 

Opfern und Gebeten zu, an den folgenden richteten sie den 

Mauerring auf und bauten drinnen Häuser und die Heilig-

tümer. Sie arbeiteten aber zur Begleitung nur von böotischen 

und argivischen Flöten und keiner anderen Musik […].“

Die Befreiung 
durch Theben

Ein eigener Staat

Freiheit durch Mauern
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Zwar ist in den Details nicht zu überprüfen, wie reali-

tätsnah Pausanias’ Schilderung ist, und mutet in seinen 

Worten der Stadtaufbau doch ein wenig zu zügig an, 

doch verwundert es nicht, dass der erste und elemen-

tare Bestandteil der Bauten und Einrichtungen in der 

neuen Großstadt – denn als solche wurde sie schon von 

Beginn an angelegt – ein mächtiger Mauerring gewesen 

ist. Nur so war gewährleistet, dass die Stadt nicht umge-

hend wieder vom weiterhin dräuenden östlichen Nach-

barn eingenommen und dem Erdboden gleichgemacht 

werden konnte. Pausanias beschreibt diesen Mauerring 

folgendermaßen:

„Um Messene ist ein Mauerring gebaut ganz aus Stein, und es 

sind Türme und Brustwehren daran gebaut. Die Mauern von 

Babylon oder die memnonischen Mauern von Susa in Persien 

habe ich weder selbst gesehen noch sonst einen Augenzeugen 

von ihnen sprechen hören, aber im Vergleich mit den Mau-

ern in Ambrosos in Phokis und in Byzanz und Rhodos, diese 

Orte sind nämlich am besten ummauert, ist die von  Messene 

stärker.“

Die Thebaner und Exilmessenier ließen es sich offenbar 

einiges kosten, die neue Hauptstadt auf so monumen-

tale Weise zu schützen. Und die heutigen Überreste die-

ser immensen Befestigung bestätigen voll und ganz die 

Aussage der antiken Schriftquellen: Weithin sichtbar 

und kilometerlang erstrecken sich immer noch bestens 

erhaltene Abschnitte des einst neun Kilometer langen 

Befestigungsrings, der sich über die Kämme und Gipfel 

der umliegenden Hügel zog und den hohen Berg Itho-

me mit einschloss. Dieser selbst war noch einmal ei-

gens durch eine Ringfestung geschützt.

Die vier bis sieben Meter hohen und teilweise über 

drei Meter breiten Kurtinen wurden nach oben fast 

auf  allen Abschnitten durch einen mit großen Platten 

gepflasterten Wehrgang abgeschlossen, auf dem man 

noch heute abschnittweise entlanggehen kann. Ge-

schützt wurde er durch eine etwa zwei Meter hohe Zin-

nenbrüstung. Von rund 40 Türmen haben sich noch 

Reste erhalten, ursprünglich müssen es un-

gefähr doppelt so viele gewesen sein. Eini-

ge der Türme sind noch bis zu den Zinnen 

oder Giebelansätzen erhalten und zeugen vom neuesten 

Stand der Fortifikationstechnik, auf dem das Werk da-

mals errichtet wurde. Mit einigen Details wie Fenster-

verschlüssen oder Schießschartenformen wurde hier so-

gar erstmals experimentiert. Auch von einer hohen wirt-

Das Arkadische Tor kann als Schmuckstück der griechischen Festungsarchitektur bezeichnet werden.

Neuester Stand 
der Technik
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als Schmuckstück der griechischen Festungsarchitek-

tur bezeichnet werden kann. Sein großer runder Tor-

hof mit einem Durchmesser von 19 Metern zeigt eine 

für den Befestigungsbau der Spätklassik ungewöhn-

liche, äußerst schmuckvolle Steinbearbeitungsqualität, 

die auf einen hohen repräsentativen Anspruch schlie-

ßen lässt.

Nach außen war das Tor durch zwei annähernd quadra-

tische Türme geschützt, zur Stadt hin öffnete sich der 

Hof mittels eines doppelten Durchgangs, dessen Mit-

telpfeiler noch heute, zur Seite gekippt, die charakteri-

stische Südansicht des Tores ziert. Noch größer war der 

rechteckige Torhof des Südtores, das die Verbindung zur 

südlichen messenischen Ebene und zum Meer gewähr-

leistete und erst kürzlich wiederentdeckt und durch 

Ausgrabungen untersucht wurde. Auch hier schützten 

zwei Türme das Tor zur Feldseite hin, auf der Stadtseite 

befand sich wiederum eine durch einen mächtigen Mit-

telpfeiler zweigeteilte Durchfahrt.

Dieser Stadtmauerring wurde noch zusätzlich durch 

außen liegende Befestigungsanlagen geschützt, die um-

gebende Hügel besetzen. Auf diese Weise wurde auch 

der Nachbarberg Eua (heute Agios Vasilios) und das zwi-

schen ihm und der Stadtmauer liegende Gelände inte-

griert und feindlicher Annäherung über dieses Gebiet 

vorgebeugt, die einen Beschuss des tiefer 

liegenden südöstlichen Mauerabschnitts 

ermöglicht hätte. Ein besonderes Cha-

rakteristikum der Stadtmauer Messenes ist die Vielfalt 

ihrer Konstruktionsformen, die die verschiedenen Ab-

schnitte kennzeichnen.

Dieses Phänomen hat in der Vergangenheit viele For-

scher dazu veranlasst, hierin unterschiedliche Konstruk-

Kurtine mit gut erhaltenem Wehrgangspflaster.

schaftlichen Effizienz kündet das Bauwerk: In der Ebene, 

wo die Angriffsgefahr am höchsten war, wurden die Kur-

tinen mächtiger und stabiler gebaut. Die Türme waren 

hier höher und traten in größerer Dichte auf als in stei-

lerem Gelände, wo der Feind ohnehin keine Chance hat-

te, mit Belagerungsmaschinerie anzurücken. 

Sechs zum Teil sehr große Tore gewährten aus den 

verschiedenen Richtungen Zugang zur Stadt. Das be-

rühmteste ist das Arkadische Tor im Norden, durch 

welches die Straße Richtung Arkadien führte und das 

Verschiedene 
Konstruktionsformen
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tionsepochen wiederzuerkennen. Doch bei näherem 

Hinsehen fällt auf, dass alles in einem Zuge erbaut wor-

den sein muss. Vergleiche mit anderen griechischen Be-

festigungswerken jener Zeit zeigen, dass sämtliche Ele-

mente bei aller Unterschiedlichkeit in dieselbe Epoche 

gehören, nämlich in die Jahre direkt nach der Stadtgrün-

dung 369 vor Christus. Doch finden sich Hinweise da-

rauf, dass der Bau in einzelnen Abschnitten errichtet und 

diese dann miteinander verbunden wurden, und daher 

offenbar viele verschiedene Bauhütten und Arbeitsgrup-

pen gleichzeitig am Werk waren. So lässt sich die Man-

nigfaltigkeit der Formen und Techniken erklären. 

Hierin wiederum finden wir eine Bestätigung der Aus-

sage des Pausanias, dass die Mauer sehr schnell gebaut 

wurde: Durch die gleichzeitige Arbeit vieler Bauleute an 

verschiedenen Stellen, die nur durch die tatkräftige Un-

terstützung der Thebaner, Argiver und Arkader über-

haupt möglich war, konnte man selbst einen neun Kilo-

meter langen Befestigungsring zeitlich effizient errich-

ten. Und Eile war bei der Errichtung der schützenden 

Mauern geboten: Direkt nach der Gründung war die 

Existenz der Stadt, von der die neue Freiheit und Un-

abhängigkeit des messenischen Volkes unmittelbar ab-

hing, noch am meisten gefährdet, diese Gefahr nahm 

mit jedem Jahr, das verging und zur Etablierung des 

neuen Gemeinwesens beitrug, exponentiell ab. So lie-

ßen auch die Thebaner bei ihrem Abzug aus Messene 

zunächst noch eine starke Garnison zum Schutz der 

noch nicht aus eigener Kraft verteidigungsfähigen Stadt 

zurück. Es ist nicht zu bezweifeln, dass ohne diese Maß-

nahme und ohne eine zügig errichtete, wirkungsvolle 

Befestigungsanlage die messenische Freiheit und Un-

abhängigkeit wohl gleich im Keim wieder erstickt wor-

den wäre.

Dabei ist nicht zu vergessen, welche Symbolkraft dieses 

Monument auf verschiedenen Ebenen hatte. Dem tra-

ditionell stadtmauerlosen Sparta wurde hier von sei-

nen ehemaligen Untertanen als bewusster Kon-

trapunkt eine wehrhafteste Befestigungsan lage 

entgegengesetzt – wie ein Hohn musste dies 

den Spartiaten erscheinen. Auch darüber hinaus signa-

lisierten die starken Mauern nach außen hin Unabhän-

Westliche Stadtmauer von Norden gesehen.

Stadtseite des Arkadischen Tores mit zur Seite gekipptem Mittelpfeiler.

Zeichen nach außen 
wie nach innen
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gigkeit und Selbstständigkeit, hier wurden als Antwort 

auf die Diskussionen um die Rechtmäßigkeit des mes-

senischen Staates steinerne Tatsachen geschaffen, die 

niemand mehr leugnen konnte. 

Aber auch nach innen war die Symbolik dieser reprä-

sentativen Befestigung notwendig. Man muss sich ver-

gegenwärtigen, dass viele der zusammengetrommelten 

Bewohner der neuen Hauptstadt in Wirklichkeit alles 

andere als Messenier waren. Die Bevölkerung Mes-

senes war aus weit verstreuten Gegenden nach jahrhun-

dertelangem Exil zurückgekehrt und hatte den Bezug 

zu  ihrer ursprünglichen Abstammung möglicherweise 

zum großen Teil verloren. Wieder andere stammten so-

gar aus ganz anderen Völkern. Zudem war es den im 

Lande verbliebenen und unter spartanischer Herrschaft 

helotisierten Bevölkerungsteilen in der Zeit der Unter-

drückung kaum möglich gewesen, ihrer Identität als 

Messenier praktischen Ausdruck zu verleihen und sie 

aktiv zu tradieren. Daher musste eine ethnische Iden-

tität sozusagen neu geschaffen werden, und es bedurf-

te starker Symbole zur Identifikation mit dem neuen 

Gemeinwesen. Was eignete sich besser dazu, die Bevöl-

kerung einer neuen Stadt zu vereinen, ein Gefühl der 

Zusammengehörigkeit und gemeinsamen Identität zu 

erzeugen als eine repräsentative Stadtmauer? Mit der 

Stadtmauer Messenes wurden sozusagen Freiheit, Un-

abhängigkeit und Identität des Volkes der Messenier in 

Stein gemeißelt.

Erst 362 vor Christus wurde die Anerkennung des neu-

en Staates durch die selbstständige Beteiligung am 

Friedensvertrag nach der Schlacht von Mantineia, die 

die Spartaner erneut gegen Theben verloren hatten, 

erreicht und von allen Beteiligten akzeptiert – bis auf 

Sparta, was keineswegs verwundert. Das erste und ober-

ste Ziel war erreicht, nun musste sich Mes-

senien in seiner Eigenständigkeit und da-

mit auch die Verteidigungsfähigkeit der Hauptstadt 

mit ihrem Mauerring auf Dauer bewähren. Doch nicht 

nur den nach einiger Zeit einsetzenden Angriffe Spar-

tas hielt Messene stand, sondern es konnte sich auch 

in den Wirren der Diadochenkriege mancher Angriffe 

erwehren. Sogar Demetrios Poliorketes, der berühmte 

Städtebelagerer, konnte die Stadt 295 vor Christus nicht 

einnehmen, sondern wurde bei seinem Angriff auf die 

Mauern durch einen Geschützpfeil im Gesicht verletzt. 

Nach sozialen Unruhen im Jahr 215/214 vor Christus, 

die sich Philipp V. von Makedonien zunutze machen 

wollte, konnte man zunächst einen Angriff seines Feld-

herrn Demetrios von Pharos abwehren, der dabei den 

Tod fand, und danach einen weiteren durch Philipp 

selbst. Allein 201 vor Christus gelang es Nabis von Spar-

ta an einer abgelegenen Stelle heimlich über die Mau-

ern zu gelangen und sich für einen kurzen Moment der 

Stadt zu bemächtigen, er wurde jedoch schon am dar-

auffolgenden Tag vom zu Hilfe eilenden Heer aus Me-

galopolis vertrieben. Selbst im Krieg gegen den Achä-

ischen Bund 183/182 vor Christus, den Messene verlor, 

haben wir keine Nachricht von einer Überwindung der 

Stadtmauer durch die feindlichen Truppen. Die Stadt 

scheint allein durch die Verwüstung des umliegenden 

Landes zu Waffenstillstandsverhandlungen veranlasst 

worden zu sein. Zwar wurde Messene danach gezwun-

gen, dem Achäischen Bund beizutreten, doch war diese 

bedingte Abhängigkeit nur von kurzer Dauer: Von 146 

vor Christus an erhielt die Stadt unter Römischer Ober-

hoheit ihre Souveränität zurück. Die Geschichte der Be-

freiung Messeniens und der Sicherung dieser Freiheit 

durch Mauern ist also durchaus eine Erfolgsgeschich-

te. Sparta konnte sich nie wieder Messeniens bemächti-

gen und seine vormalige Machtstellung innerhalb Grie-

chenlands zurückgewinnen.

Bewährung
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Jazz als Fenster zur Freiheit
Musik des „Klassenfeinds“ in den Ländern des Ostblocks

Modern Dixielanders im Hot Club Hybrydy in Warschau, 1958. 



Gertrud Pickhan und  
Rüdiger Ritter

Musik der Freiheit und des American Way of Life – das sind 

die zentralen Elemente eines Mythos, der sich um den Jazz 

rankt. Als das östliche Europa nach dem Zweiten Weltkrieg 

hinter dem Eisernen Vorhang verschwand, gewann dieser My-

thos dort eine zusätzliche Bedeutung. Schnell wurde Jazz zum 

Symbol für Demokratie, Modernität und westliche Werte. Da-

bei stieg die Bedeutung des Jazz in dem Maße an, in dem sich 

die Satellitenstaaten Moskaus ihrer Freiheit beraubt sahen. 

Auch wenn außerhalb des Ostblocks kaum Notiz davon ge-

nommen wurde, bildeten sich dennoch in allen ostmitteleuro-

päischen Ländern und auch in der Sowjetunion lebendige und 

eigenständige Jazz-Szenen aus. Das seit 1956 bis heute re-

gelmäßig in Warschau veranstaltete Festival Jazz Jamboree 

sorgte schließlich auch im Westen für Aufmerksamkeit. Der 

Polski Jazz wurde neben polnischen Filmen und Plakaten zu 

einem kulturellen Exportschlager der Volksrepublik.

Formen offenen Widerstands oder offenen politischen 

Protests sucht man in den Jazz-Szenen hinter dem Ei-

sernen Vorhang vergeblich. Kein Jazz-Musiker des Ost-

blocks rief jemals zum Umsturz auf, und Erzählungen 

und Erinnerungen von Insidern der Szene wirken beim 

ersten Lesen vollkommen unpolitisch: Thematisiert 

werden Begegnungen mit Musikern, Auftritte und Kon-

zerte, und es scheint, als ob sich das alles in einem po-

litikfreien Raum abgespielt hätte. Wenn es den Musi-

kern also tatsächlich nur um ihre Musik ging und um 

nichts sonst: Kann man dann überhaupt von einer po-

litischen, gesellschaftlichen Rolle des Jazz im Ostblock 

sprechen? Provokativ gefragt: Spielten die Elemente des 

Jazz-Mythos – die Konnotation von Jazz und Freiheit – 

hier überhaupt eine Rolle? Wenn dem aber nicht so war, 

woher rührt dann die große Bedeutung, die Jazz zur Zeit 

des Staatssozialismus in den Ländern Ost- und Ostmit-

teleuropas hatte und bis heute hat?

Diesen Fragen widmet sich eine Forschergruppe am 

Osteuropa-Institut der Freien Universität im Rah-

men des von der Volkswagen-Stiftung geförderten For-

schungsprojekts „Widerständigkeit durch Kulturtrans-

fer – Jazz im Ostblock“, das im September 2007 begann 

und auf drei Jahre ausgelegt ist. 

Beteiligt sind außerdem Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler aus Polen, der Slowakei und Ungarn. 

In insgesamt acht aufeinander bezogenen Teilprojekten 

werden musikalische Ausdrucksformen, Handlungs-

spielräume, Medien und Institutionen des Jazz in Po-

len, der DDR, Ungarn und der Tschechoslowakei von 

1945 bis 1989 untersucht. Im Oktober 2008 fand die er-

ste internationale Konferenz im Rahmen des Jazz-Pro-

jekts statt. Forscherinnen und Forscher aus den ehema-

ligen Ostblockländern einschließlich der Sowjetunion, 

aus Deutschland und aus den USA trafen sich zum ge-

Seit 1956 findet in Warschau das Festival Jazz Jamboree statt. Es sorgte auch im Westen für Aufmerksamkeit, und der Polski Jazz 

wurde zu einem kulturellen Exportschlager. 
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meinsamen Gespräch über den Forschungsgegenstand 

in Warschau.

Die Beiträge dieser Tagung wie auch die bisherigen For-

schungsergebnisse der Projektbeteiligten bestätigen die 

Ausgangsthese des Projekts: Danach besteht die starke 

gesellschaftliche und politische Wirkung des Jazz vor 

allem darin, dass die Existenz einer von den Regimes 

schwer zu kontrollierenden Jazz-Szene diese Musik und 

ihr Umfeld unweigerlich zu einem Poli-

tikum ersten Ranges machten. Nicht of-

fener Protest oder direkter Widerstand 

also waren die Gründe für die Wirkmächtigkeit des Jazz 

im Staatssozialismus, sondern sein widerständiger Cha-

rakter und die Tatsache, dass Jazz gerade in den ersten 

beiden Nachkriegsjahrzehnten zur Keimzelle einer Al-

ternativkultur wurde, die das Herrschafts- und Macht-

monopol der Regierenden fundamental in Frage stellte. 

Jazz und Jazz-Milieus wirkten auf vierfache Weise pro-

vokativ und forderten die kommunistischen Machtha-

ber ebenso heraus wie die konservativen Eliten: Erstens 

haftete dem Jazz seit seiner Entstehung ein sexuelles 

Moment an, das seit jeher vom bürgerlichen Establish-

ment mit Abscheu als „unanständig“ abgelehnt wurde. 

Zwar trat diese Komponente etwas in den Hintergrund, 

seit der Jazz mit dem Swing-Zeitalter in den USA po-

pulär wurde. Die Assoziation einer körperlichen Frei-

zügigkeit blieb aber virulent, wie die Instrumentalisie-

rung des Jazz als Kampfmittel gegen die Prüderie der 

Nachkriegszeit zeigte. 

Die Tatsache, dass sich die Jazzkritik der neuen sozi-

alistischen Staaten die Inhalte der bürgerlichen Jazz-

opposition – also der „Klassenfeinde“ – voll und ganz 

zu eigen machten, erweist auf verblüffende Weise, wie 

eng und verkrampft der als neu propagierte Kultur-

begriff der sozialistischen Machthaber in Wirklichkeit 

war und wie sehr er sich an bürgerlichen Moralvorstel-

lungen der Vergangenheit orientierte. Das freie Spielen 

und Improvisieren, das zu den Kernelementen des Jazz 

gehört, bildete hier eine Angriffsfläche für dogmatische 

Kulturpuristen.

Zweitens reagierten auch musikalisch gebildete Intel-

lektuelle und Komponisten aus dem etablierten Musik-

betrieb mitunter scharf ablehnend auf Jazz und verur-

teilten ihn als „primitiv“. Allerdings gab es auch pro-

minente Gegenbeispiele, was bereits ein wesentliches 
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Eine gewisse Freizügigkeit war dem Jazz der Nachkriegszeit als 

Mittel gegen die Prüderie nicht abzusprechen, wie etwa hier der 

Saxophonist Jan „Ptaszyn“ Wróblewski beim Jazz Camping Ka-

latówki, Zakopane, 1959, zeigt.

Gesellschaftliche und 
politische Wirkung des Jazz
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Charakteristikum der Wirkung des Jazz in Europa deut-

lich macht: Das Phänomen des Fremden führte nicht 

nur zu vehementer Ablehnung, sondern ebenso zu Fas-

zination und begeisterter Rezeption auch außerhalb der 

Jazz-Szene. In seiner Signalwirkung als Musik Amerikas 

provozierte Jazz zudem auf eine dritte Weise, indem er 

den traditionellen Kulturbegriff 

der europäischen Eliten heraus-

forderte – ebenfalls mit hybridem 

Ergebnis. Gerade das „Amerikanische“ des Jazz ist ein 

wesentlicher Schlüssel zum Verständnis seiner Wir-

kung. US-amerikanische Propagandaoffiziere begrif-

fen schnell, welche Macht ihnen der Jazz verlieh, und 

setzten ihn gezielt als Waffe zur Destabilisierung des 

Ostblocks ein. 

Die Sendung „Music USA: Jazz Hour“, die von 1955 an 

jeden Abend im Radio sender Voice of America zu  hören 

war, und ihr Moderator Willis Conover erlangten im 

gesamten Ostblock Kultstatus. Berühmte Jazz-Musi-

ker, darunter Duke Ellington, Dave Brubeck und  Miles 

 Davis, wurden vom State Department auf Reisen in den 

Ostblock geschickt, um dort als musikalische „Botschaf-

ter der Freiheit“ zu fungieren.

Schließlich bedeutete Jazz als ästhetisches Phäno-

men auch eine klare Absage an die in den staats-

sozialistischen Gesellschaften führende Kunsttheorie 

des Sozial istischen Realismus. Dieser lag die ideolo-

gische Forderung zugrunde, dass Musik konkrete In-

halte transportieren und massenwirksam sein solle, um 

auf diese Weise die Zwecke des Regimes zu stützen und 

zu befördern. Der Charakter des Jazz ist hingegen zu-

tiefst individuell: Als vorwiegend instrumentale und 

daher ungegenständliche Musik ist Jazz nicht auf pla-

kative Aussagen orientiert. 

Alle vier Provokationen des Jazz lassen sich in den 

staatssozialistischen Gesellschaften beobachten und 

führten in ihrer Verbindung zu höchst komplexen For-

men seiner Beurteilung, die sich mit einigen Beispie-

len zeigen lassen: So konnte Jazz selbst für überzeugte 

Kommunisten unter Umständen als gesellschaftsfähig 

gelten. Er hatte als Ergebnis der Swing-Ära – verkör-

pert durch die gesellschaftlichen 

Erfolge eines Benny Goodman 

oder Glenn Miller auch und spe-

ziell in der amerikanischen Mittelschicht – den Makel 

der Unanständigkeit verloren. 

Jazz war nunmehr als „leichte“ Musik, „Tanzmusik“ oder 

„Unterhaltungsmusik“ auch für Staatszwecke nützlich 

geworden. Gerade in der unmittelbaren Nachkriegs-

zeit und in den 1950er Jahren bedeutete dieses offizielle 

Verständnis für Jazz-Musiker eine nicht unerhebliche 

Konsolidierungsmöglichkeit. Sie nutzten die Chance, 

wenigstens die Standards der Jazz-Tradition – die vom 

Regime hingegen scharf abgelehnt wurden – auf Kon-

zerten für „Unterhaltungsmusik“ zu Gehör zu bringen. 

Als weitere Ambivalenz kam dem Jazz für die sozialis-

tischen Denker und Machthaber eine charakteristische 

Double-bind-Eigenschaft zu: Schließlich handelte es 

sich gleichermaßen um die Musik des kapitalistischen 

Amerika als auch um die Musik der unterdrückten far-

bigen Unterschichten dieses Landes. Ergebnis war die 

gedankliche Unterscheidung zwischen einem zu be-

grüßenden „authentischen“ und einem abzulehnenden 

„kommerziellen“ Jazz. Diese Dichotomie wurde bereits 

in den 1920er Jahren in der Sowjetunion ausgebildet, 

kehrte aber in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg in 

den offiziellen Jazzdiskursen fast aller Ostblockstaaten 

wieder. Mitunter wurde gehöriges argumentatives Ge-

schick darauf verwendet, den „amerikanischen“ Cha-

rakter des Jazz zu negieren, um die politisch motivierte 

Propaganda gegen die USA aufrechterhalten zu können, 

ohne jedoch den – bereits allzu beliebten – Jazz verbie-

ten zu müssen. 

Jedes sozialistische Land entwickelte nun seine eige-

ne Art im Umgang mit dem unbequemen und nicht so 

recht zu zähmenden Jazz. Eine vergleichende Untersu-

chung der Wahrnehmungs- und Handlungsmuster ist 

daher mehr als nur eine Beschreibung der jeweiligen 

nationalen Entwicklungen der Jazz-Szene, sondern ver-

mag auch aufzuzeigen, wie die staatssozialistischen Ge-

sellschaften funktionierten, wie sie sich konsolidierten 

Der Moderator Willis Conover erlangte mit seiner Sendung „Music USA: Jazz 

Hour“, die von 1955 an jeden Abend im Radiosender Voice of America zu hören 

war, im gesamten Ostblock Kultstatus.

Dem etablierten Musikbetrieb 
galt Jazz als primitiv

Benny Goodman und 
Glenn Miller ebnen den Weg
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und wo ihre potenziellen Bruchstellen lagen. Dabei war 

die Bandbreite unterschiedlicher Umgangsmöglich-

keiten mit dem Jazz außerordentlich groß.

Am günstigsten war die Situation für den Jazz in Polen. 

Das wichtigste Einfallstor für die amerikanische Musik 

waren die YMCA-Clubs, die noch bis 1948 existierten, 

ehe sie im Zuge der kulturellen Eiszeit der Ära Bierut 

aufgelöst wurden.

Als Ergebnis lebendiger Vorkriegstraditionen und inten-

siver internationaler Kontakte hatte sich in Polen aber 

bereits eine Jazz-Szene entwickelt, die in Kellerräumen 

und Privatwohnungen sozusagen konspirativ „überwin-

terte“ – eine Periode, die in Polen als „Katakomben-Jazz“ 

bekannt ist. Wie erfolgreich dieses Überdauern war, 

zeigte sich im Jahr 1956, als das Regime die Organisati-

on des ersten Jazzfestivals 

in Zopot gestattete, um der 

Welt und der eigenen Öf-

fentlichkeit Normalität zu demonstrieren.

Die Überraschung war groß: Scheinbar aus dem Nichts 

erschienen talentierte Jazz-Musiker, allen voran Krzysz-

tof Komeda, die sich in den Jahren zuvor in den Ver-

stecken auf ihre nunmehr öffentlichen Auftritte vorbe-

reitet hatten. Eindrucksvoll zeigt sich hier, dass auch 

Repressionen nach stalinistischer Manier nicht zu ei-

ner vollkommenen Durchherrschung der Gesellschaft 

geführt hatten, sondern dass Jazz als Vehikel für eine 

Westorientierung und kulturelle Alternative stets prä-

sent gewesen war.

Während das polnische Regime versuchte, dem rebel-

lischen Charakter des Jazz durch eine „Politik der lan-

gen Leine“ gleichsam den Wind aus den Segeln zu neh-

men, ging man im Nachbarland DDR den umgekehrten 

Weg. Ein Jazz-Festival wie in Polen war in der DDR in 

den 1950er Jahren undenkbar. Das Regime sah sich mit 

dem Problem konfrontiert, dass die eigenen Staatsbür-

ger mehr als alle anderen Einwohner des Ostblocks mit 

westlicher Kultur in Berührung kamen: Speziell auf den 

Jazz bezogen gab es hier die Möglichkeit, Westsender mit 

Jazzsendungen zu empfangen wie etwa den RIAS Berlin 

oder sogar die Soldatensender der Westalliierten AFN 

und BFN, die beide umfangreiche Jazz-Programme aus-

strahlten. Nicht zuletzt dieser Umstand war für eine er-

heblich höhere Nervosität der Regierenden verantwort-

lich, die geradezu verzweifelt versuchten, der Attraktivität 

des Jazz entgegenzuarbeiten, indem man sozialistische 

Kultur oder Ersatzformen des Jazz propagierte. Sämt-

liche Versuche dieser Art scheiterten aber nicht nur in 

der DDR, sondern im gesamten Ostblock. Im Jazz bün-

delten sich die Ideen der Moderne westlicher Prägung, 

insbesondere das Versprechen individueller Freiheit und 

Autonomie, derart intensiv, dass sozialistische Kultur-

schaffende dem nichts entgegenzusetzen hatten.

In der Tschechoslowakei entwickelt sich ein regel-

rechtes Tauziehen zwischen oppositioneller Jazz-Szene 

einerseits und regimetreuen Kreisen andererseits. Auch 

hier hatte es, ganz ähnlich wie in Polen, 

bis zum Jahre 1948 eine kurze, aber sehr 

intensive Blüte mitteleuropäisch-west-

licher Kultur gegeben, die aber durch die 

stalinistischen Maßnahmen der Folgejahre zunächst 

oberflächlich erstickt wurde. Nach der Lockerung ließ 

man zunächst in Maßen ein Jazz-Revival zu. Es gelang 

Festivals wie das Warschauer Jazz Jamboree, hier das Plakat von 

1990, sind feste Bezugspunkte der internationalen Jazz-Szene.

Auch Benny Goodman, Dritter von links, hatte durch seine Erfolge einen Anteil 

daran, dass Jazz den Makel der Unanständigkeit verlor. 
Jazz-Szene „überwintert“ in 

Kellerräumen und Privatwohnungen

Tauziehen zwischen 
oppositioneller Jazz-Szene 
und regimetreuen Kreisen
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der Jazz-Szene, sich zu konsolidieren und institutionell 

zu verfestigen. So konnte im Jahre 1971 eine Jazz-Sekti-

on als Untereinheit der tschechoslowakischen Musiker-

Union gegründet werden. Die Jazz-Sektion versuchte 

nunmehr, ein vom Regime unabhängiges Kulturleben 

aufzubauen, indem sie nicht nur die Prager Jazz-Tage 

der 1970er Jahre organisierte, sondern auch publizis-

tisch tätig wurde. Dies ging den Machthaber dann zu 

weit, denn es drohte ein Kontrollverlust. Schließlich 

wurden führende Mitglieder der Jazz-Sektion in einer 

Art Schauprozess angeklagt und zu Freiheits- und Geld-

strafen verurteilt. 

Dass dies erst 1986 passierte, hat seinen Grund in einer 

ganz charakteristischen legalistischen Ausrichtung der 

tschechoslowakischen Variante des Staatssozialismus. 

Anstatt sich offen zur Willkürherrschaft zu bekennen 

und die unbequemen Jazz-Aktivisten ohne Federlesens 

zu verhaften, musste erst eine Situation geschaffen wer-

den, in der es für Unbeteiligte so aussehen sollte, als ob 

sich die Mitglieder eines Vergehens gegen die Gesetze 

schuldig gemacht hätten. Die pseudo-legalistische Ver-

brämung des Unrechtscharakters des tschechoslowa-

kischen Staates trieb im Tauziehen mit der Jazz-Sektion 

ihre eigenwilligsten Blüten. 

In Ungarn hatte diese institutionalisierte Willkür so-

gar einen Namen, den ihr der Kulturminister György 

Aczél gegeben hatte: Man sprach vom „System der drei 

T“. Nach den Ereignissen von 1956 wurde es üblich, 

sämtliche von der Zensur begutachte-

ten kulturellen Erzeugnisse in drei Ka-

tegorien einzuteilen, nämlich in „er-

laubt“, „verboten“ oder „geduldet“ – die ungarischen 

Wörter für diese drei Begriffe „tíltott“, „támogattot“, 

„tú́rt“ gaben dem System seinen Namen.

Die Vitalität des Jazz insbesondere in Polen ist ein Phä-

nomen, das Besucher aus dem Ausland bis heute mit 

Staunen zur Kenntnis nehmen. Rundfunksendungen 

zum Jazz haben noch immer Kultstatus, Festivals wie das 

Warschauer Jazz Jamboree sind feste Bezugspunkte der 

internationalen Jazz-Szene, und Jazz-Musiker wie To-

masz Stańko, Leszek Moz·dz·er und das „Simply  Acoustic 

Trio“ erfreuen sich auch weit über Polen  hinaus großer 

Beliebtheit. Zu verstehen ist dies nur, wenn man weiß, 

welche Bedeutung der Jazz im Staatssozialismus hat-

te. Als der Eiserne Vorhang den ganzen Ostblock von 

der Außenwelt abschirmte, wurde die genuin ameri-

kanische Musik zum Ausdruck der ersehnten Freiheit. 

Dies hielt rückblickend auch  Tomasz Stańko in Julian 

Benedikts sehenswertem Film „Play Your Own Thing“ 

(2006), der die europäischen Jazz-Szenen der Nach-

kriegszeit auf die Leinwand bringt, noch einmal ganz 

ausdrücklich fest.

Scheinbar aus dem Nichts erschienen in Polen talentierte Musiker wie der Jazz-

Pianist Krzysztof Komeda, hier mit seinem Komeda Quartet beim Jazz Jamboree, 

Warschau, 1965.

Erlaubt, verboten 
oder geduldet
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Die neue Freiheit
Revolutioniert das Internet öffentliche Debatten?



Mike S. Schäfer 

Wer mit anderen öffentlich kommunizieren will, bedient sich 

der Medien. Um sich in Fernsehen, Hörfunk und Zeitungen 

Gehör zu verschaffen, haben viele gesellschaftliche Akteure, 

etwa Politiker oder Lobbyisten, ihre Kommunikation profes-

sionalisiert. Wollen sich jedoch Vertreter sozialer Bewegungen 

wie Bürgerinitiativen und Vereine oder der einfache Bürger am 

öffentlichen Diskurs beteiligen, scheitern sie häufig an den 

 Selektionsmechanismen der „alten“ Medien. Kann hier das 

 Internet ein freies Forum bieten? 

Öffentliche Kommunikation ist ein zentrales Element 

moderner Gesellschaften: Sie dient der Verständigung 

über Angelegenheiten der Gemeinschaft, die kollek-

tiv diskutiert und entschieden werden müssen. Zudem 

macht sie Bürgern das Handeln ihrer politischen Re-

präsentanten transparent. Der wichtigste Ort für diese 

Kommunikation sind die Massenmedien. Zwar gibt es 

auch „kleinere“ Öffentlichkeitsformen wie Gespräche 

auf der Straße oder Versammlungen. Diese waren in 

Deutschland und anderen westlichen Gesellschaften 

aber eher in der Frühphase der Entstehung einer bür-

gerlichen Öffentlichkeit relevant und spielen heute vor 

allem in autoritären Gesellschaften eine Rolle, in denen 

sie nicht selten als Gegenöffentlichkeiten fungieren. 

Wesentliche Teile der gesellschaftlichen Selbstbeobach-

tung und Meinungsbildung werden heute aber – wenig-

stens in repräsentativen Demokratien – über Massen-

medien organisiert und strukturiert.

Diese grundsätzliche Relevanz öffentlicher und vor 

allem massenmedialer Auseinandersetzungen hat da-

zu geführt, dass sich eine Vielzahl von Sozi-

ologen, Philosophen, Politik- und Medien-

wissenschaftlern und auch andere Forscher 

mit der Frage auseinandergesetzt hat, wie derartige De-

batten idealerweise aussehen sollten, damit öffentliche 

Kommunikation möglichst gewinnbringend für die ge-

samte Gesellschaft verläuft. Diese Autoren beschäftigen 

sich mit Fragen wie: Wer sollte in öffentlichen Debatten 

zu Wort kommen? Welche Argumente sollten in der Öf-

fentlichkeit geäußert werden dürfen? Wie sollte man in 

diesen Debatten miteinander umgehen? 

Der sicherlich prominenteste Entwurf einer solchen 

idealen Öffentlichkeit ist das „diskursive“ oder „parti-

zipatorische“ Modell, maßgeblich geprägt von Jürgen 

Habermas. Die Grundprämisse dieses Modells ist, dass 

die Beteiligung von Bürgern an Entscheidungen, die sie 

tangieren (könnten), maximiert werden sollte.

Daraus folgern die Vertreter des Modells, zu denen auch 

der Politikwissenschaftler Benjamin Barber, der Kom-

munikationswissenschaftler Peter Dahlgren und ande-

re zählen, dass möglichst viele Akteure in öffentlichen 

Mit der Verbreitung des Internets verbanden viele die Hoffnung, besser an öffentlichen Debatten teilnehmen zu können – ein Irrtum. 

Die ideale 
öffentliche Debatte
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Debatten zu Wort kommen sollten, sofern sie dies wün-

schen, damit unter Beteiligung vieler oder aller  Akteure 

ein rundum akzeptabler Konsens gefunden werden kann. 

Besonders wichtig ist dabei nach Ansicht von  Habermas 

die Beteiligung zivilgesellschaftlicher Akteure – also von 

Vertretern sozialer Bewegungen, von sogenannten Non-

Governmental Organizations (NGO), von Vereinen, Bür-

gerinitiativen und anderen. Denn weil diese Kleingrup-

pen intern demokratischer aufgebaut seien und nicht 

unter dem Druck stünden, dauerhaft Entscheidungen 

treffen zu müssen, erwartet Habermas, dass sie freier 

und eher unvoreingenommen debattieren können als 

Interessensvertreter aus Politik, Wirtschaft und Verbän-

den. Das Pluralitätsgebot, das damit für die Akteure for-

muliert wird, gilt gleichermaßen für die Argumente, die 

in öffentlichen und massenmedialen Debatten vertreten 

sein sollen: Vertreter des diskursiv-partizipatorischen 

Öffentlichkeitsmodells propagieren eine auch inhaltlich 

vielfältige Debatte, bei der keine Argumente vorab aus-

geschlossen werden, sondern alle gehört und schließlich 

die besten gekürt werden sollten.

Die Vorstellung des Modells von einer idealen Öffent-

lichkeit ist also eine freie, zugangsoffene und plurali-

stische gesellschaftliche Kommunikation unter Einbe-

zug aller willigen Akteure und aller geeigneten Argu-

mente. Dass die tradierten „alten“ Medien wie Fernsehen, 

Hörfunk und Zeitungen diese Zielvorstellung umsetzen 

können, wird von den Vertretern des Modells seit Lan-

gem bezweifelt. Sie beklagen zum einen die 

Schlüsselstellung von Journalisten in diesen 

Medien, die als Vermittler zwischen gesell-

schaftlichen Akteuren und Publikum stünden und dabei 

üblicherweise etablierte gesellschaftliche Akteure bevor-

teilten, sodass kleine, zivilgesellschaftliche Akteure und 

deren Argumente in „alten“ Massenmedien kaum vorkä-

men. Dies hänge zum anderen auch mit dem Einfluss 

ökonomischer Interessen auf die Medienschaffenden 

zusammen. Beides führe letztlich zu einer, so Habermas, 

„vermachteten“ und damit unfreien Kommunikation in 

Fernsehen, Hörfunk und Printmedien. Der Aufstieg des 

„neuen“ Mediums Internet hat diesbezüglich zu weitver-

breiteten Hoffnungen Anlass gegeben.

Viele Autoren, die in der Tradition des „diskursiven“ Öf-

fentlichkeitsmodells stehen, halten das Internet für das 

ideale Medium, um die gewünschte freiere Kommuni-

kation zu gewährleisten. Denn schließlich können sich 

dort alle Akteure vergleichsweise einfach zu Wort mel-

den: Die notwendige technische Ausstattung für eine In-

ternetpräsenz ist kostengünstig zu haben, in den meisten 

Haushalten ohnehin bereits vorhanden und einfach zu 

bedienen. Es gibt darüber hinaus nur wenige rechtliche 

Zugangshürden für die Publikation einer Internetseite 

und kaum Restriktionen für den Umfang und die Art 

der Informationen, die dort bereitgestellt werden kön-

nen. Hinzu kommen die mediumsspezifischen Chan-

cen, die multimediale und interaktive Gestaltungsmög-

lichkeiten bieten. Dies dürfte dazu führen, so die Hoff-

nungen, dass sich im Internet eine Vielzahl von Akteuren 

präsentieren kann, ohne dass ihre Perspektiven und Ar-

gumente durch Journalisten selektiert und potenziell 

beschnitten werden. Man hofft daher, das Internet wer-

de öffentliche und massenmediale Debatten nachhaltig 

revolutionieren und aus dem Korsett der „alten“ Medien 

befreien. Mithin werde es dafür sorgen, dass auch res-

sourcenschwache Akteure, etwa aus der Zivilgesellschaft, 

in weiteren Kreisen Gehör finden und dass im Internet 

alternative Stimmen und Minderheitenmeinungen prä-

sentiert werden, die anderswo kaum zu finden sind.

Ob man im Internet aber wirklich eine freiere, das heißt 

weniger oder gar nicht regulierte und letztlich demo-

kratischere Kommunikation findet als anderswo, ist 

Der Soziologe und Sozialphilosoph Jürgen Habermas ist ein Vertreter des parti-

zipatorisch-diskursiven Modells einer idealen Öffentlichkeit. Dessen Grund-

prämisse: freie Debatten und die größtmögliche Beteiligung von Bürgern an 

Entscheidungen, die sie selbst betreffen.
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 eine empirische Frage, die bislang noch weitgehend un-

beantwortet ist. Eine Reihe von jüngeren Studien, un-

ter anderem am Wissenschaftszentrum Berlin für So-

zialforschung und am Institut für Soziologie der Freien 

Universität Berlin hat sich diesem Forschungsgegen-

stand gewidmet. 

Diese Studien untersuchen jeweils anhand eines oder 

mehrerer konkreter Sachthemen, ob und inwiefern sich 

die Öffentlichkeiten im Internet und in Printmedien 

voneinander unterscheiden. An der Freien Universität 

wurde dabei die eingehend geführte Debatte über ein 

wissenschaftliches Thema, nämlich über die Entschlüs-

selung des menschlichen Erbguts, für die Analyse aus-

gewählt. Die Leitfragen der Arbeit bestanden darin, ob 

sich im Internet, im Vergleich zu Zeitungen als einem 

„alten“ Medium, ein breiteres Ensemble an Sprechern 

und eine größere Palette an Argumenten zum Thema 

finden lässt. Konkret verglichen wurden die jeweils 

30 erstgenannten und damit prominentesten Sucher-

gebnisse der (deutschen Varianten der) Suchmaschinen 

„Google“, „Yahoo“ und „Fireball“ mit der einschlägigen 

Berichterstattung der „Frankfurter Allgemeinen Zei-

tung“ und der „Süddeutschen Zeitung“. Die Ergebnisse 

fallen für die Optimisten, die eine freiere, demokrati-

sierte Internet-Öffentlichkeit erwartet hatten, durch-

weg ernüchternd aus. 

Sieht man sich zunächst die in Internet und Printme-

dien zu Wort kommenden Akteure an, so ist festzu-

stellen, dass die Palette der Handelnden im Internet 

nicht breiter ist als die in den Printmedien. Im Gegen-

teil: In beiden Medien kommen vorwiegend Bio- und 

Naturwissen schaftler, also die Experten, zu Wort – im 

Internet sogar in noch höherem Maße als in 

den Zeitungen. Umgekehrt kommen viele Ak-

teursgruppen im Internet anteilig seltener zu Wort als 

in den Printmedien. Dazu gehören, neben Sozial- und 

Geisteswissenschaftlern, auch Wirtschaftsvertreter und 

Politiker sowie die Repräsentanten der Zivilgesellschaft, 

also von Kirchen und NGO sowie Künstler und einzel-

ne Bürger. Gerade die gesellschaftliche Gruppe also, für 

die Habermas mehr öffentliche Repräsentanz einfor-

derte, ist in dem „neuen“ Medium seltener anzutreffen 

als in den Printmedien.

Ähnliches gilt für die Argumente, die zur Entschlüs-

selung des Erbgutes in der Debatte ausgetauscht wer-

den. In beiden Medien dominieren wissenschaftliche 

und medizinische Deutungen: Es wird vornehmlich da-

rüber gesprochen, wie wichtig diese Forschung für die 

Entwicklung der Biologie und gerade für medizinische 

Anwendungen sei. Die Vormachtstellung dieser grund-

sätzlich zustimmenden Argumente ist im Internet noch 

stärker ausgeprägt als in den Zeitungen. Im Gegensatz 

dazu sind ethische und soziale Erwägungen und Ein-

wände – die beispielsweise auf mögliche Diskriminie-

rungen von Menschen auf Basis genetischer Charakte-

ristika wie Krankheitsrisiken oder auf die schwierigen 

Fragen in Verbindung mit einer Patentierung gene-

tischer Daten verweisen – im Internet deutlich seltener 

zu finden als in Printmedien. 

Die Grundtendenz dieser Befunde, das können weitere 

Analysen zeigen, ist bei anderen Themen und in ande-

ren Ländern ähnlich. Vergleichbare Analysen für die 

USA erbrachten nahezu identische Befunde. Auch Ana-

lysen anderer Zeiträume und anderer Themen zeigten 

prinzipiell Ähnliches. Das gemeinsame Fazit dieser Ar-

beiten ist, dass Internet-Öffentlichkeiten – zumindest 

wenn man sie über Suchmaschinen rekonstruiert – kei-

neswegs freier und verstärkt diskursiv, sondern minde-

stens ähnlich hierarchisch strukturiert sind wie die Öf-

fentlichkeiten „alter“ Medien. 

Eine Erklärung ist sicherlich in den Kriterien oder Me-

chanismen zu suchen, die der Erstellung beider Öf-

fentlichkeitsformen zugrunde liegen. Das relativ posi-

tive Abschneiden der „alten“ Medien in den genann-

ten Analysen lässt sich wohl (auch) damit erklären, dass 

diese Medien von Journalisten erstellt werden, die bei 

der Selektion und Präsentation ihrer Produkte auf eta-

� �� �� �� �� ��

Bio- und Naturwiss.
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blierte journalistische Berufsnormen wie die Ausgewo-

genheit und Neutralität der Berichterstattung Rück-

sicht nehmen und daher auch einmal gezielt kritische 

Perspektiven oder zivilgesellschaftliche Akteure zu 

Wort kommen lassen – wenn auch, je nach 

Standpunkt des Betrachters, möglicherwei-

se nicht häufig genug. Im Gegensatz dazu 

konstru ieren Suchmaschinen ihre Ergebnislisten nicht 

auf Basis solch inhaltlich abwägender Kriterien, son-

dern im Wesentlichen anhand technischer Charakteri-

stika von Internetseiten.

Der „Google“-Algorithmus „PageRank“ etwa gewichtet 

die Verlinkungen einer Internetseite mit möglichst vie-

len anderen (wiederum möglichst gut verlinkten) Seiten 

relativ hoch und gibt gut vernetzte Seiten weit oben aus. 

Dies bevorteilt gesellschaftlich etablierte und große In-

stitutionen wie etwa Ministerien, die sich mit geringem 

Aufwand mit anderen Ministerien und anderen Institu-

tionen verlinken und so ihre Relevanz in der Suchma-

schine befördern können. Kleine NGO sind dazu weni-

ger in der Lage. Auch wenn diese kleinen Akteure natür-

lich grundsätzlich im Internet vertreten sind, ist daher 

anzunehmen, dass ihre Seiten schon deshalb wenig fre-

quentiert werden, weil sie von Suchmaschinen aus tech-

nischen Gründen als wenig relevant erachtet werden. 

Dies wiegt deshalb schwer, weil die enorme Informa-

tionsfülle des Internet gerade unkundige Nutzer zu ei-

ner radikalen Selektion zwingt, die meist über Suchma-

schinen vorgenommen wird. Und für diese Nutzer wird 

von den Suchmaschinen ein Bild der Debatte entwor-

fen, das nicht freier ist als das der „alten“ Medien. 

Ob neue Entwicklungen des Internet oder dessen Modi-

fikationen hin zum „Web 2.0“ daran etwas ändern können 

bleibt abzuwarten. Festzuhalten ist, dass mögliche Frei-

heiten bei der Präsentation eigener Inhalte im Internet, 

die sicherlich durchaus existieren, möglicherweise gera-

de von kleineren Akteuren damit erkauft werden müs-

sen, dass sie in der Fülle von Angeboten untergehen. 
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 befördern können.
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Es wird eng
Wie Staaten, Terroristen und Monopolisten die Freiheit im Internet bedrohen – 
ein Gespräch über das engmaschige Netz



Interview mit Klaus-Peter Löhr 
und Jochen Schiller

Weltweite Kommunikation, frei und ungebremst: So stellen wir 

uns das Internet vor. Wir sehen es mittlerweile als ein Netz 

von Menschen, nicht als ein Netz von Computern. Doch die 

Freiheit ist ständig bedroht: Geheimdienste lesen E-Mails, 

Staaten  f iltern den gesamten Datenverkehr, Terroristen grei-

fen mit Hacker-Methoden an. Ganz allmählich dominieren 

einzelne Firmen alles, was online passiert. Die Informatiker 

Klaus-Peter Löhr und Jochen Schiller sprechen über die Gren-

zen der Freiheit im Netz, über Gefahren und Chancen, über 

Google und China – und über das Ende des Fernsehens.

fundiert: Wann haben Sie die Freiheit des Internets ken-

nengelernt, Herr Löhr?

Klaus-Peter Löhr: Als ich 1982 mein erstes Forschungs-

semester in den USA verbrachte. Das Internet als sol-

ches gab es zwar noch nicht, das war erst im Entstehen. 

Aber es gab den Vorläufer, das Arpanet. Außerdem konn-

te man Electronic Mails nach Deutschland schicken – 

schon damals. Das lief noch über verschiedene Unix-

Stationen, man musste den Weg sehr genau angeben, 

von Station zu Station – ein bisschen umständlich und 

nicht sehr zuverlässig, aber damals beeindruckend.

fundiert: Haben Sie da schon zu träumen gewagt, was 

daraus werden könnte? 

Löhr: Angesichts der Umständlichkeit einer einzelnen 

E-Mail habe ich das so nicht geahnt. In den 1980er Jah-

ren entstanden dann aber sehr schnell rund um die 

Welt Stützpunkte, mehr und mehr Rechner wurden an-

geschlossen, in Karlsruhe zum Beispiel. E-Mails wur-

den komfortabler und zuverlässiger, das war der ent-

scheidende Unterschied für den praktischen Gebrauch. 

Grafische Benutzer-Schnittstellen machten vieles ein-

facher, also Symbole und kleine Bilder anstatt kompli-

zierter Programmcodes. Aber das Web kam erst später. 

fundiert: Wie haben Sie das Internet entdeckt, Herr 

Schiller?

Jochen Schiller: Mein erster Kontakt war 1983, auch in 

den USA. Als Schüler im Austausch wählte ich mich mit 

einem Homecomputer ein. Kennen Sie den Film „War-

games“, in dem sich Kids in fremde Systeme hacken? 

Das war genau die Zeit.

fundiert: Wie sah das aus?

Schiller: Ein Modem war damals noch ein sogenannter 

Akustik-Koppler: Man presst den Telefonhörer drauf, 

schüttelt, damit die Kohle nicht zusammenklebt, und 

wählt sich ein. Mit 150 Bits pro Sekunde konnte man 

problemlos Texte übertragen – und damals war noch al-

les textbasiert.

fundiert: Das war alles, nur Text?

Schiller: Seit den 1970ern gab es verschiedene Dienste, 

mit jeweils verschiedenen Übertragungsprotokollen. 

Mit FTP wurden zum Beispiel Dateien getauscht.

Löhr: Das war hauptsächlich eine Sache für Informa-

tiker und Naturwissenschaftler. Für den „normalen“ 

Menschen war allenfalls die E-Mail interessant.

Schiller: Genau, aber das war noch lange nicht so wie 

heute. Auch E-Mails waren sehr speziell, es gab E-Mail-

Dienste von verschiedenen Anbietern. Das eigentliche 

Web, wie wir es heute kennen, das kam erst Anfang 1990.

fundiert: War für Sie als Informatiker damals schon ab-

zusehen, dass das Internet in so kurzer Zeit zum völlig 

alltäglichen Kommunikationsmittel wird? 

Schiller: Überhaupt nicht! Wir Informatiker schau-

en immer hinter die Kulissen und denken: Eigentlich 

Festnetztelefone wird es in einigen Staaten der Erde, unter an-

derem in Afrika, nicht mehr geben. Es fehlt schlicht an Kupfer, 

um alle Menschen an das herkömmliche Netz anzubinden.
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steckt nicht viel dahinter. Das klassische Web basiert 

 eigentlich auf primitiver Technik, das ist nichts Beson-

deres. Die Möglichkeit der ganzen Vernetzerei haben 

die meisten damals unterschätzt.

fundiert: Sie haben jetzt mehrfach Web gesagt ... 

Schiller: Ja, mit der Entwicklung des World Wide Web 

und dem http-Protokoll ist das Internet massenkom-

patibel geworden. Aber das interessiert den Laien über-

haupt nicht; ihn interessiert, dass er mit einem Klick 

auf neue Inhalte kommt. Das Übertragungsprotokoll 

oder die URL interessieren eigentlich niemanden. 

fundiert: URL – das ist die Internetadresse, zum Beispiel 

www.fu-berlin.de?

Schiller: Richtig. Aber letztlich sind es Krücken, die 

keinen interessieren. Die Leute wollen shoppen, sie 

wollen Informationen, sie wollen mit dem technischen 

Zeugs nicht zu tun haben. Wer Schuhe kaufen will, 

der will nur „Schuhe“ eingeben müssen. Diesen letz-

ten Schritt haben die Suchmaschinen realisiert: Man 

sieht nichts mehr von der Technik, man gibt nur noch 

den Begriff ein. Heute läuft das fast alles über Google, 

 damals auch noch über AltaVista, Fireball und wie sie 

alle hießen.

Löhr: Ich mache das auch so, selbst wenn ich die URL 

kenne. Ich tippe das bei Google ein und klicke es an. 

Schiller: Das ist schlicht einfacher. Man muss sich über 

Schreib- und Tippfehler keine Gedanken mehr ma-

chen. Die werden alle herausgefiltert.

fundiert: Jetzt wird Google genau dafür kritisiert, dass es 

den Suchmaschinen-Markt und damit den Zugang zum 

Netz kontrolliert. 

Schiller: Wenn es so weitergeht, wird Google relativ 

 sicher zerschlagen werden – irgendwann, von irgendei-

ner staatlichen Aufsicht. Allein das gesammelte Wis-

sen von Google ist problematisch: Es eröffnet sogar die 

Möglichkeit, Börsenkurse gezielt zu beeinflussen, weil 

man ja weiß, wer was wie wo gesucht hat. Dazu kommt 

die Naivität vieler Nutzer, die alles Mögliche dort ab-

legen. Manche schreiben ihre Dokumente online bei 

Google. Niemand weiß, wo das alles landet.

Löhr: Das ist ein Monopol bei den Suchmaschinen – so 

ähnlich wie Microsoft ein Quasi-Monopol bei den Be-

triebssystemen hat und bei der Bürosoftware. Dass da 
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etwas passieren muss, das ist vielfach erkannt worden, 

vor allem in Europa. Professor Hermann Maurer aus 

Österreich hat dazu ein umfangreiches Forschungspro-

jekt durchgeführt. Dort wird viel drastischer auf die Ge-

fahren aufmerksam gemacht, die durch die Monopoli-

sierung des Wissens entstehen, als wir das hier in der 

Kürze sagen können.

fundiert: Jetzt hat Google ein Mobiltelefon auf den Markt 

gebracht. Wo sind die Grenzen der Google isierung?

Löhr: Offenbar gibt es heute gar keine Grenze mehr 

zwischen Hardware und Software und den Firmen, die 

nur eines von beidem anbieten. Noch vor drei Jahren 

hätte ich nicht gedacht, dass Google ein Handy anbie-

ten würde.

Schiller: Oder ein Betriebssystem, das Google mit „An-

droid“ auch anbietet. Klassisch würde man die Strategie 

von Google World-Domination nennen: Was brauche 

ich, um an alle heranzukommen? Mobiltelefone sind 

dafür der Schlüssel. 2,8 Milliarden Menschen nutzen 

Handys. Gerade in den Wachstumsländern wie China 

und Indien und einigen afrikanischen Staaten wird es 

keine Festnetz-Telefone mehr geben. Es gibt nicht ge-

nug Kupfer auf der Welt, um alle Leute anzuschließen. 

Wer die Mobilfunknetze mit ihren Diensten und sogar 

die Inhalte im Griff hat, der hat damit auch die Masse 

der Leute im Griff.

fundiert: Was kann man tun?

Schiller: Die EU-Wettbewerbshüter bereiten derzeit ei-

niges vor gegen Quasi-Monopolisten wie Google. Ir-

gendwann erreicht es eine Grenze, ab der es schädlich 

wird für eine Gesellschaft und für eine Volkswirtschaft. 

Andere Länder wie China haben ihre speziellen Metho-

den, die haben ihre Daumen drauf.

fundiert: Damit sind wir bei den Grenzen der Freiheit 

im Netz. Was bedeutet es, wenn der Staat eingreift und 

die Kommunikation im Netz kontrollieren oder über-

wachen will, auch die Kommunikation von Einzelnen – 

Stichwort: Online-Durchsuchung? 

Löhr: Die Frage ist immer: Ist es der „gute Staat“ oder 

der „schlechte Staat“? Generell will die Politik seit dem 

11. September 2001 Daten sammeln, so viele wie mög-

lich, am liebsten auf Vorrat. Die Möglichkeiten sind 

unbegrenzt. Sie reichen von der individuellen Online-

Durchsuchung bis hin zur Nutzung der Maut-Anlagen, 

um den gesamten PKW-Verkehr zu überwachen.

fundiert: Technisch ist das alles kein Problem?

Löhr: Überhaupt nicht. Problematisch ist vielmehr: Das 

ist ein schleichender Prozess, jeder einzelne Schritt mag 

vertretbar klingen.

Schiller: Nachvollziehbar im Einzelnen.

Löhr: Durch dieses Akkumulieren von Daten über die 

Jahre hinweg entstehen Strukturen, von denen man 

heute noch gar nicht wissen kann, wohin sie führen. 

Aber aus Erfahrung ist man in der Informatik klug ge-

worden. Dinge, deren Folgen man nicht vorhersehen 

kann, muss man sehr vorsichtig behandeln. Wenn die 

Technik und die Daten erst einmal da sind, lässt sich 

das nicht mehr zurückschrauben. 

fundiert: Was meinen Sie?

Löhr: Heute leben wir in einer demokratischen Gesell-

schaft, in einem Rechtsstaat. Gegen ein Gesetz kann ich 

vorgehen, zum Beispiel vor dem Bundesverfassungs-

gericht. Wenn es bestimmten Grundrechten wider-

spricht, kann ich es zu Fall bringen. Aber ich weiß nicht, 

wie unsere Gesellschaft in 10, 20 oder 30 Jahren ausse-
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hen wird. Bis dahin werden noch viel mehr Daten erho-

ben worden sein als heute. Eigentlich bleibt einem gar 

nichts anderes übrig als Widerstand zu leisten  gegen 

die Zunahme der Vorratsdatenspeicherung. 

fundiert: Sie sehen die Online-Durchsuchung kritisch? 

Löhr: Das ist eine pikante Geschichte. Für die Durchsu-

chung braucht man ein Programm, das heimlich auf den 

Computer eines Verdächtigen geschmuggelt wird und 

ihn ausspioniert. Bekannt geworden ist es unter dem 

Begriff Bundestrojaner. Letztlich ist das eine Schadsoft-

ware, wie Hacker sie verwenden, also Software, die Scha-

den anrichten soll. Für den Informatiker ist es eine Ab-

surdität, was der Staat da praktizieren will. Denn solche 

Software nutzt Sicherheitslücken, die es eigentlich zu 

schließen gilt. Hier liegt ein offensichtlicher Zielkonflikt 

vor: Will der Staat sicherere Software, oder will er Sicher-

heitslücken in Software für Ermittlungen nutzen?

Schiller: Außerdem ist es doch sinnlos, solche Soft-

ware einzusetzen. Wer ein Verbrechen oder einen An-

schlag plant, wird nicht so blöd sein und das vom eige-

nen Rechner aus machen. Heute geht man in ein Inter-

netcafé, oder man klaut ein Handy und wirft es danach 

weg. Die Handys, mit denen Verbrechen ge plant wer-

den, sind eine halbe Stunde im Einsatz, dann fliegen die 

in den Papierkorb. Diesen Berg von Daten zu sammeln, 

ist überhaupt nicht sinnvoll.

Löhr: Der halbwegs intelligente Gangster klickt auch 

nicht auf einen E-Mail-Anhang. Die Schadsoftware be-

kommt man also nur schwer auf dessen Rechner. Wenn 

ich versuchen sollte, jemandem einen Trojaner unter-

zuschmuggeln, wäre das eine ziemlich aufwendige Ar-

beit für mich – und ich kenne mich ein bisschen aus. 

Das ist in großem Stil gar nicht machbar.

fundiert: Welche Probleme gibt es noch bei der staat-

lichen Überwachung des Netzes?

Schiller: Den Stasi-Effekt: Man erstickt an der Flut der 

Daten. Die USA haben vor fünf Jahren versucht, den 

gesamten Internetverkehr zu scannen. Die sind er-

trunken in der Masse. Da werden Unmengen Daten 

durchgeschaufelt, Unmengen Quatsch, Unmengen 

verschlüsseltes Zeug. Das zu entschlüsseln und nach 

Schlüsselworten zu durchsuchen, ist eine Mammut-

aufgabe. Natürlich wachsen die technischen Möglich-

keiten, aber auch die Datenmenge wächst. Der näch-

ste Punkt: Internet-Telefonie, bekannt als „Voice over 

IP“ – ein Horror für alle Überwacher, weil man die Ge-

spräche nicht abhören kann. Die werden auf Ihrem 

Rechner oder Ihrem Handy sofort verschlüsselt. Selbst 

die NSA, der Spionagedienst der USA, kann das nicht 

mehr entschlüsseln. 

fundiert: Also könnte man die NSA abschaffen? Die gan-

ze Überwachung ist Unsinn? 

Löhr: Nein, das nicht. Es ist immer die Frage, um wel-

che Daten es geht. Wenn ich die Mautsysteme auf alle 

Autos ausweite und die Daten in Datenbanken sammle, 

dann ist das mit heutiger Technologie verarbeitbar.

China überwacht das Internet wie kaum ein anderer Staat. Gänzlich kontrollieren 

lässt es sich jedoch nicht.
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Schiller: Ich würde die Geheimdienste an sich nicht ab-

schaffen. Online-Überwachung ist ja nur eine Kompo-

nente der Arbeit. Effektiver sind klassische Methoden: 

Wohnungen verwanzen, V-Männer einschleusen, Geld-

flüsse analysieren – damit werden Anschläge verhin-

dert. Wenn wir uns technisch gegenseitig hochschau-

keln, richten wir einen größeren Flurschaden an, als 

man mit spezifischen Dingen ausrichten kann. 

fundiert: Wie schafft es China, das Netz zu überwachen?

Schiller: Auch dort geling es nur teilweise. Aber zum 

Beispiel ist geplant, jeden Internetcafé-Besucher zu 

 fotografieren. Ich würde schätzen: Als Staat kann man 

etwa 90 Prozent der Netzkommunikation überwachen, 

zehn Prozent bleiben frei. 

fundiert: Und umgekehrt: Wie bedroht sind die Freiheit 

und die Stabilität des Internets von nichtstaatlichen An-

griffen?

Schiller: Das Internet ist keineswegs weltweit offen. 

Im Fall der Fälle ist das ganz schnell unter staatlicher 

Kontrolle. Es gibt klassisch 13 sogenannte Root-Server, 

praktisch das Telefonbuch des Internets. Laienhaft ge-

sprochen, ist dort gespeichert, welche Website auf wel-

chem Computer liegt. Zehn von diesen Root-Servern 

hat die US-Regierung mittelbar oder unmittelbar un-

ter Kontrolle. Weltweit gibt es jedoch Aktivitäten, dieser 

Dominanz entgegenzuwirken.

fundiert: Sind diese Server schon einmal angegriffen 

worden?

Schiller: Mehrfach, zuletzt 2007, bisher ist aber noch 

nichts Größeres passiert. Zur Sicherheit werden die 

Server auch zigfach kopiert. Aber wenn man an einem 

von denen wackelt, dann wackelt ganz schnell das In-

ternet. Vor einer Weile gab es eine Dissertation über die 

Anfälligkeit dieser Server, die aus Sicherheitsgründen 

nicht veröffentlicht werden durfte. Man darf sich das 

Internet nicht vorstellen als etwas, das alles überlebt. 

Es gibt sehr wenige Austauschpunkte – in Deutschland 

einen sehr großen in Frankfurt und einen sehr groß-

en in Berlin. Wenn die lahmgelegt sind, bricht ein Netz 

ganz schnell auseinander. Das sieht immer nur so sta-

bil aus.

Löhr: Aber was das Netz seit Jahrzehnten im Normal-

betrieb leistet, ist schon erstaunlich. Ich wundere mich 

jeden Tag über die Stabilität. Es ist letztlich toll, was das 

Ding kann. 

fundiert: Das Internet wird also vor terroristischen An-

griffen geschützt? 

Schiller: Manchmal ist es ganz banal. Am 11. Septem-

ber ist der Knotenpunkt unter dem World Trade Center 

ausgefallen. Zwar gab es Notstrom-Aggregate, aber auch 

 denen ist der Diesel ausgegangen – und bei verschüt-

teten Gebäuden kommen Sie nur sehr schlecht an die 

Tankstutzen heran. Das Internet gehört auf jeden Fall zu 

den kritischen Infrastrukturen, die geschützt werden.

Löhr: Es ist nicht nur auf der Ebene der Hardware an-

greifbar, sondern gerade auch durch Software, was un-

ter dem Begriff „Information Warfare“ subsumiert wird: 

Eine fähige Hackertruppe ist im Prinzip in der Lage, die 

Infrastruktur ganzer Länder lahmzulegen. Computer-

netz und Elektrizitätsnetz bedingen sich gegenseitig. 

Wenn ich das eine ausschalte, bricht auch das andere 

zusammen.

fundiert: Wie würde solch ein Angriff technisch funk-

tionieren?

Löhr: Es gibt massenhaft Sicherheitslücken in der 

Software, vor allem in komplexen Anwendungen. Die 

 Methoden, mit denen heute Hacker in Banken- oder 

Regierungsrechner eindringen, kann man für alles 

Mögliche benutzen.

Schiller: Stellen Sie sich ganz banale Dinge vor, die heute 

durch Internet-Telefonie möglich sind: Wie nervig es ist, 

wenn Sie um zwei Uhr nachts im Minutentakt von einem 

Rechner aus Kasachstan angerufen werden, zu Werbe-

zwecken zum Beispiel. Früher musste jemand dastehen 
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und die Nummer wählen. Heute geht das automatisch. 

Dafür gibt es schon einen Begriff: Spam over Internet-Te-

lefonie. Das wird Spam für die nächsten Jahre.

Löhr: In der Informatik überlegt man sich immer schö-

ne neue Dinge. Das wird dann realisiert, ohne viel über 

die Sicherheit nachzudenken. Dann ist es in der Welt.

fundiert: Zum Schluss bitten wir Sie um einen philo-

sophischen Ausblick: Die zehn Prozent des Internets, 

die man nicht kontrollieren kann – ist das eine Chance 

oder ein Risiko? 

Schiller: Ich sehe die Chancen größer als die Risiken. 

Natürlich gibt es furchtbare Dinge wie Kinderporno-

grafie – aber die gibt es schon weit länger als das In-

ternet. Das Internet spiegelt die Gesellschaft wider. Die 

Menschheit ist nicht auf einen Schlag schlechter gewor-

den durch das Netz. 

Löhr: Ich glaube, die problematischen Seiten wiegen 

doch ein bisschen schwerer. Natürlich gab es Dinge wie 

Kinderpornografie und politische Hetze schon immer. 

Aber durch die Quantität im Netz hat es auch eine an-

dere Qualität bekommen. Was Kinderpornografie heute 

anrichtet, ist dramatischer durch die Ausmaße im Netz. 

Schiller: Das stimmt sicherlich. Trotzdem überwiegen 

die Vorteile. Früher war das Weltwissen auf ein paar we-

nige Orte konzentriert, heute hat man von überall aus 

Zugriff – natürlich mit allen negativen Folgen. Aber ich 

bin da eher Optimist, wir haben zwar Schwierigkeiten, 

aber der Wissenszuwachs wird weltweit erleichtert und 

beschleunigt.

Löhr: Auch ich denke, dass die Vorteile überwiegen: 

die universelle Offenheit, die Freiheit der Information 

und Diskussion weltweit. Unsere Gesellschaft könnte 

wunderbar ohne das Fernsehen auskommen – und es 

ginge uns besser. Ohne Internet ginge es uns insgesamt 

schlechter.

Schiller: Wir werden es noch erleben: Das Fernsehen in 

seiner klassischen Form wird untergehen, in spätestens 

20 Jahren. DVDs und CDs werden schon in zehn Jahren 

verschwinden. Ich schaue „Southpark“ schon jetzt nur 

noch auf dem Rechner, dann kann ich es ansehen, wann 

ich will, und bekomme die neuesten Folgen. Meine Nef-

fen schauen selektiv bei Youtube. Das bringt allerdings 

auch wieder Probleme mit sich: Die Aufmerksamkeits-

spanne wird abnehmen. In wenigen Jahren werden die 

Leute bei klassischen Kinofilmen kribbelig. Da könnten 

wir Wetten eingehen. Auch beim Mobilfunk sehe ich 

mehr Vor- als Nachteile. Und wenn es nervt, muss man 

sein Handy halt abschalten, dann ist Ruhe.

Das Gespräch führten Oliver Trenkamp und Bernd Wannenmacher.

Soll der Staat von außen auf private Rechner zugreifen können?
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Frei atmen
Umweltschutz und Wirtschaftswachstum –
das große chinesische Paradoxon



Miranda A. Schreurs

Chinas ökonomisches Wachstum hat das Land modernisiert, 

wirtschaftliche und auch politische Freiheiten gebracht. Doch 

der Wohlstand, der heute viele Chinesen erreicht, hat auch 

seinen Preis: Die Umweltverschmutzung, die wirtschaftliche 

Blüte und zunehmender Straßenverkehr nach sich ziehen, 

ist buchstäblich atemberaubend. Zahllose Chinesen werden 

krank, menschliches Leid und finanzielle Einbußen sind enorm. 

Inzwischen hat die Führung in Peking erkannt, dass nur die 

radikale Förderung alternativer Energien und eine effizientere 

Nutzung der vorhandenen Ressourcen die Zukunft des Landes 

sichern können.

Eine Reise, die ich kürzlich nach Kumgangsam, Nord-

korea, unternahm, glich einer Fahrt in eine andere 

Welt. Abgesehen von den Fahrzeugen des Militärs, die 

uns zu unserem streng bewachten Hotel brachten, war 

auf den Straßen kein Auto zu sehen. Unter Androhung 

von Haftstrafen wurden wir angewiesen, nicht aus un-

serem Bus heraus zu fotografieren. Durch die Fenster 

war in einiger Entfernung das eine oder andere Fahrrad 

auszumachen. Die meisten Menschen waren allerdings 

zu Fuß unterwegs.

Bei Nacht war der Ort wunderschön und fast schon 

 beklemmend ruhig – man hörte die Geräusche eines 

nahen Flusses und das Rauschen des Windes in den 

Bäumen. Keine Motoren, keine Getriebe, keine Maschi-

nen. Am Himmel leuchteten die Sterne. Die unzurei-

chende Stromversorgung ließ die Umgebung außer-

halb der eingezäunten Hotelanlage in völliger Dunkel-

heit. Man wusste zwar von einem nahe gelegenen Dorf, 

weil es bei Tageslicht zu sehen war. In der Nacht brann-

te dort jedoch kein einziges Licht.

Ein chinesischer Regierungsbeamter erzählte mir neu-

lich, er hätte seine Eltern und seine 13-jährige Tochter 

zu einem Besuch nach Nordkorea mitgenommen. Er 

wollte seiner Tochter einen Einblick in den Alltag eines 

streng kontrollierten Staates ermöglichen. Sie wohnten 

ebenfalls in einer Hotelanlage; ein Komplex, 

der weit entfernt von jeder anderen Siedlung 

angelegt worden war. Seine Eltern erzählten, 

der Besuch Nordkoreas erinnere sie an jene Zeit vor der 

Öffnung ihres Landes nach Westen – und sie seien froh, 

heute in China leben zu dürfen. Durch die Reformen, die 

1979 von Deng Xiaoping eingeleitet wurden, führten sie 

in ihrer Heimat ein angenehmes Dasein, sagten sie.

Heute ist China die zweitstärkste Wirtschaftsmacht der 

Welt. Schon in den frühen 1990er Jahren war das Über-

queren einer Straße in Peking ein riskantes Unterfan-

gen für Fußgänger – nicht wegen der vielen Autos, son-

dern aufgrund tausender Fahrradfahrer, die die großen 

Straßen der Stadt bevölkerten.

Noch immer dominieren Radfahrer das Bild auf den Straßen in China, doch hat die Zahl der Autos stark zugenommen. 
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Chinas neu 
entdeckter Reichtum

Fr e ie  Univer s i t ä t  Ber l in58



Heute ist die Zahl der Fahrradfahrer immer noch be-

trächtlich, doch die Zahl der Autos in den Straßen 

wächst. Um diese Masse zu kontrollieren, hat Peking 

mittlerweile nicht mehr nur eine autobahnartige Ring-

straße, sondern sechs.

Chinas Wirtschaftswachstum hat das Land modernisiert 

und viel Neues gebracht: ein funktionierendes Strom-

netz, ausgebaute Infrastruktur, zunehmenden Verkehr 

und den schwindelerregenden Bau immer neuer Fa-

briken, Büros und Wohnungen. Während schätzungs-

weise 30 Millionen Chinesen in zahllosen Dörfern 

weit ab von jeder Stromversorgung leben, sieht das Le-

ben in Chongqing, Schanghai, Peking, Kanton, Tianjin 

und den vielen anderen Großstädten Chinas vollkom-

men anders aus. Chinas zügige Verwandlung von ei-

ner sozialistisch geprägten Wirtschaft zu einer kapita-

listischen hat Millionen Menschen von Armut befreit. 

Immer mehr Chinesen können sich Konsumgüter lei-

sten, die früher außerhalb ihrer finanziellen Möglich-

keiten lagen. Das Land hat nun eine Mittelschicht (be-

ziffert durch die Chinesische Akademie der Wissen-

schaften mit einem Haushaltseinkommen zwischen 

8.000 und 27.000 US-Dollar pro Jahr), die die gesamte 

deutsche Bevölkerung bei Weitem übersteigt – man 

schätzt sie auf 100 bis 150 Millionen Menschen. Gleich-

zeitig hat Chinas Infrastrukturbedarf, vor allem im Stra-

ßen-, Haus- und Dammbau, in Verbindung mit zuneh-

mendem Konsum zu einer steigenden Nachfrage im 

Energiesektor und bei der Nutzung anderer natürlicher 

Ressourcen geführt.

Dieser wachsende Reichtum Chinas – und vieler ande-

rer asiatischer Länder – ist zu begrüßen. Und die in-

ternationale Anerkennung dieser wirtschaftlichen Ver-

wandlung wurde mit der Vergabe der 

Olympischen Spiele 2008 an Peking 

auch zum Ausdruck gebracht. Doch Chi-

nas wachsender Reichtum hat seinen Preis: Das Wirt-

schaftswachstum ermöglicht nicht nur höhere Lebens-

standards, sondern verursacht eine enorme Umwelt-

verschmutzung. Ein Bericht der Weltbank schätzt die 

Kosten der Luftverschmutzung für China auf 3,8 Pro-

zent seines Bruttoinlandsprodukts und die der Wasser-

verschmutzung auf nochmals zwei Prozent, oder unge-

fähr 100 Milliarden Dollar, allein für das Jahr 2007.

Mit dem Westen als Vorbild und in der Überzeugung, 

eine starke Automobilindustrie sei entscheidend für 

die wirtschaftliche Entwicklung eines Landes, hat die 

chinesische Regierung mit der Ausweitung des Auto-

bahnnetzes begonnen, und sie unterstützt einheimi-

sche Automobilhersteller. Im Jahr 2007 wurden ge-

schätzte 8,8 Millionen Autos in China produziert und 

Die Folgen des zunehmenden Energiebedarfs kann man am trüben Himmel in 

Peking erkennen.
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verkauft. Allein in Peking werden jeden Tag rund 1000 

Kraftfahrzeuge in den Verkauf gegeben; China ist damit 

der zweitgrößte Automarkt der Welt. 

Dabei liegt die Zahl der Automobile pro Person in China 

mit zehn pro 1.000 immer noch deutlich unter den Quo-

ten der USA (über 700 pro 1.000) und Deutschlands (500 

pro 1.000). Die durchschnittlichen Energieverbrauchs-

werte und Pro-Kopf-Emissionen von Treibhausgasen 

sind ebenfalls deutlich niedriger als in den Vereinigten 

Staaten oder hierzulande. So gesehen ist das chinesische 

Argument durchaus korrekt, der Westen trage die Ver-

antwortung für einen Großteil der in der Vergangenheit 

erzeugten Treibhausgase. Dennoch wird der chinesische 

Wechsel vom Fahrrad zum Auto allein durch die schiere 

Bevölkerungszahl und die schnelle wirtschaftliche Ent-

wicklung weltweit spürbar werden. 

Energie ist gleichermaßen Schlüssel wie Achillesferse 

für Chinas zunehmenden Wohlstand: Sollte die Ener-

gieversorgung hinter den wachsenden 

Ansprüchen zurückbleiben, könnte sich 

das wirtschaftliche Wachstum verlang-

samen. Dies würde weitreichende soziale, wirtschaft-

liche, politische und umweltpolitische Auswirkungen 

nach sich ziehen.

Schnelles Wirtschaftswachstum ist jedoch von einer 

ausreichenden und gleich bleibenden Energieversor-

gung abhängig. Während China noch vor 25 Jahren 

der größte Öl-Exporteur der Region war, ist es nun ihr 

größter Importeur, der zweitgrößte der Welt. Zusätz-

lich zu diplomatischen Bemühungen, die die langfri-

stige vertragliche Zusicherung der Ölversorgung durch 

Staaten des Mittleren Ostens, Lateinamerikas und Afri-

kas gewährleisten sollen, sucht China vor der Küste eif-

rig nach Öl und nach natürlichen Gasvorkommen. 

Durch den starken Kohleverbrauch und die wachsende 

Anzahl von Autos hat die Luftverschmutzung in groß-

en Teilen chinesischer Städte und Industriegebiete kri-

tische Werte erreicht: Von den weltweit am stärksten 

verschmutzten Städte liegen 20 in China. Im Mai 2005 

verkündete Chinas Staatliche Umweltschutzbehörde, 

dass nur 132 von 342 Städten eine Luftqualität der Stu-

fe II erreichten – also einen Wert, der für Wohngebiete 

als unbedenklich bezeichnet wird. Ein Fünftel erfüllte 

noch nicht einmal den Minimal-Standard der Stufe III. 

Die Luftverschmutzung trägt zu einem starken Anstieg 

von Atemwegserkrankungen in China bei. Schätzungen 

gehen von bis zu 400.000 vorzeitigen Todesfällen wegen 

Luftverschmutzung aus.

Auch das Problem des sauren Regens ist chronisch ge-

worden. Enorm sind die Kosten, die China durch Luft-

verschmutzung und sauren Regen in Form verlorener 

Ernten, beschädigten Saatguts und der Erkrankung sei-

ner Einwohner entstehen.

Chinas zunehmende Bevölkerungszahl und sein ho-

her Energiebedarf lassen einen wachsenden Anteil des 

Landes an den globalen Treibhausemissionen erwarten. 

Kaum ein anderes Bauwerk ist so umstritten wie der Drei-Schluchten-Staudamm, eine der größte Talsperren der Welt.
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Zwar beträgt der Energieverbrauch pro Einwohner in 

China nur einen Bruchteil des Energieverbrauchs eines 

US-Amerikaners oder Deutschen. China hat die Verei-

nigten Staaten aber bereits als größten Verursacher von 

Treibhausgasen überholt. Das Land ist für rund ein 

Viertel der weltweiten CO2-Emissionen verantwortlich; 

1973 hat Chinas Anteil am weltweiten Kohlendioxid-

ausstoß bei gerade einmal 5,7 Prozent gelegen. 

Im Lauf der letzten Jahrzehnte haben Chinas Führung 

und Bevölkerung begriffen, wie ernsthaft die Umwelt-

probleme und wie hoch deren Kosten sind. Die Trag-

weite der Umweltprobleme tragen zu lokalen 

Unruhen bei – selbst in entlegenen Regionen. 

Zahlreiche Proteste sind Reaktionen auf den Bau von 

Autobahnen und Dämmen, sowie durch Fabriken und 

Minen verursachte Umweltverschmutzung. Einige der 

Demonstrationen verliefen sogar gewalttätig: Im Früh-

ling 2005 protestierten wütende Anwohner des einst 

fruchtbaren und mittlerweile stark belasteten Gebiets 

des Flusses Qingshui gegen die Verschmutzung durch 

flussaufwärts gelegene Minen und Fabriken. Im Dorf 

Guideng zerstörten Bewohner eine Metall-Raffinerie, 

die verschmutzende Abwässer verursachte. Im Mai des-

selben Jahres vernichteten die Einwohner eines nahe 

gelegenen Dorfs etwa 200 kleine Minen, die den Fluss 

verseuchten. 2007 organisierten Studenten und Profes-

soren einen Protest gegen den geplanten Bau einer pe-

trochemischen Anlage. Diese weit verbreitete Unzufrie-

denheit spiegelte sich auch eindrücklich in den Anga-

ben des Umweltministers Zhou Shengxian zu Beginn 

des Jahres 2006 wider: Er bezifferte die Zahl der um-

weltpolitisch motivierten Proteste auf 50.000.

Zugleich sind zahlreiche umweltpolitische Nichtregie-

rungsorganisationen (NGO) entstanden. 1994 gründe-

te Liang Congjie mit Friends of Nature die erste Vereini-

gung dieser Art. Seitdem ist die Zahl der Organisationen 

gewachsen, einschließlich sowohl internationaler NGO 

wie dem WWF, Greenpeace und dem Natural Resources 

Defense Council, wie auch einheimischer Gruppen wie 

Global Village Beijing, studentischer Gruppen wie China 

Green Student Forum und Green Stone, regionaler Grup-

pierungen wie die Green Volunteer Union of Chongqing, 

die zum Schutz der Region der Drei Schluchten arbei-

tet, sowie verschiedene umweltpolitischer Gruppen, 

die Bildungsarbeit betreiben.

Seit den 1990er Jahren und verstärkt seit der Jahrtau-

sendwende wurden auf nationaler Ebene viele um-

weltpolitische Gesetze erlassen. Entsprechend wurden 

beträchtliche Kapazitäten in den politischen Institu-

tionen aufgebaut mit wichtigen Veränderungen der Re-

gierungsstrukturen im Umweltbereich. Als Teil ihrer 

langfristigen Planung legt die Zentralregierung nun al-
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le fünf Jahre einen Nationalen Plan für soziale und wirt-

schaftliche Entwicklung vor. Aspekte der Nachhaltigkeit 

werden in diesen Plänen immer stärker sichtbar. Der 

elfte Fünf-Jahres-Plan enthält beispielsweise ein Kapitel 

über eine „ressourcenerhaltenden und umweltfreund-

lichen Gesellschaft“. 

2007 richtete China, entsprechend den Empfehlungen 

der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

und Entwicklung (OECD), ein Ministerium für Umwelt 

ein. Andere Empfehlungen der OECD betrafen Verbes-

serungen bei der effektiven Nutzung von Energie und 

anderen Ressourcen sowie bei der Umsetzung beste-

hender Gesetze. So wurden Anreize für Lokalpolitiker 

erhöht, die Umwelt zu schützen, indem die Beachtung 

des Umweltschutzes als Kriterium für spätere Beförde-

rungen aufgenommen wurde.

Umweltpolitischen Bedenken und Sorgen um eine si-

chere Energieversorgung haben in China zu einer ge-

steigerten Aufgeschlossenheit gegenüber erneuer-

baren Energien geführt. Nimmt man die Wasserkraft 

aus, schneidet China, verglichen mit anderen Schwel-

lenländern wie Brasilien und Indien, schlechter in der 

Produktion von Energie aus erneu-

erbaren Ressourcen ab. Unter dem 

Druck der schnellen wirtschaftlichen 

Entwicklung wurde zunächst auf den Bau großer Kohle-

kraftwerken gesetzt, um die günstigen und gut zugäng-

lichen Kohle-Ressourcen des Landes zu nutzen. Um 

Energiesicherheit und Umweltschutz zu gewährleisten, 

könnte sich dies nun ändern. Der zehnte Fünf-Jahres-

Plan des Landes (2001–2005) nannte explizit den not-

wendigen Ausbau von Solar-, Wind- und geothermaler 

Energie. Die Nationale Entwicklungs- und Reformkom-

mission unterstützt das Brightness Program, eine Initi-

ative, die die Elektrifizierung ländlicher Regionen för-

dert, und das Ride the Wind Program, das die heimische 

Produktion von Windkraftanlagen unterstützt. Der elfte 

Fünf-Jahres-Plan fordert eine Verringerung des durch-

schnittlichen Energieverbrauchs um 20 Prozent des 

Bruttoinlandsproduktes.

2006 verabschiedete China ein Erneuerbare-Energien-

Gesetz, das Kraftwerksbetreibern den Ankauf alterna-

tiver Energiequellen von registrierten Produzenten 

vorschreibt. Nach einigen Überarbeitungen wurde ein 

neues Ziel für die Verwendung erneuerbarer Ener-

gien gesetzt: Bis 2020 sollen 15 Prozent der benötigen 

Primärenergie des Landes aus erneuerbaren Quellen 

kommen. 

2006 lag Chinas Anteil der weltweiten Investitionen 

in die Windkraft noch bei neun Prozent. Heute ist das 

Land der fünftgrößte Produzent von Windenergie. Stär-

ke bewies die Führung in Peking zudem bei der Ver-

abschiedung eines bis dato beispiellosen umweltpoli-

tischen Steuerpakets. Dieses sah unter anderem Steu-

ern auf Einweg-Essstäbchen und Luxusgüter vor sowie 

vergleichsweise hohe Steuern auf stark motorisierte 

Kraftwagen.

Selbst auf lokaler Ebene gibt es mittlerweile zahlreiche 

kreative Lösungen, um gegen Umweltprobleme anzu-

gehen. So hat die Stadtregierung von Peking 

die erfolgreichen Erfahrungen der restrik-

tiven Verkehrspolitik während der Olym-

pischen Spiele im August 2008 genutzt, um auch für die 

Zeit nach den Spielen Einschränkungen für den Auto-

Auch China setzt verstärkt auf alternative Energiequellen wie Windkraft. 
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verkehr auf der fünften Ringstraße anzukündigen: 30 

Prozent der Regierungswagen werden von den Straßen 

genommen. Die verbleibenden 70 Prozent sowie Privat-

wagen müssen seit Oktober an jeweils einem der fünf 

Wochentage stehen bleiben.

Auch die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel wird zu-

nehmend unterstützt. In der Millionenstadt Chongqing 

bewog die in die Höhe schießende Zahl der Autobesit-

zer (von 300.000 im Jahr 2007 zu geschätzten drei Mil-

lionen in 2015) die Stadtverwaltung zu langfristigen 

Maßnahmen: Nun soll ein mehrere hundert Kilome-

ter umfassendes Straßenbahnnetz gebaut werden. Eine 

Hochgeschwindigkeitsstrecke soll die Städte Schang-

hai und Peking verbinden. Vielerorts befinden sich der-

zeit U-Bahn-Netze im Bau. Zugleich bleibt das Fahrrad 

ein beliebtes Transportmittel: Die US-amerikanische 

Umweltorganisation Earth Policy Institute schätzt, dass 

90 Millionen der 130 Millionen im Jahr 2007 hergestell-

ten Fahrräder aus China stammten.

Auf Geheiß der Zentralregierung begegnen nun viele 

Provinzen und Städte Chinas bei sich vor Ort dem Kli-

mawandel. Dabei liegt ein besonderes Augenmerk auf 

der Verbesserung der Energieeffizienz – eine gewinn-

bringende Lösung, sowohl um Energiekosten zu sen-

ken als auch um den Schadstoffausstoß zu verringern. 

Die Einsparpotenziale, die in China durch effektivere 

Energieausnutzung erreicht werden könnten, sind en-

orm. Viele Regionen sind zudem um Geldgeber aus be-

reits entwickelten Ländern bemüht, die entsprechend 

des im Kyoto-Protokoll vorgesehenen Mechanismus’ 

für umweltverträgliche Entwicklung investieren. Der 

Mechanismus erlaubt reicheren Ländern ein Guthaben 

auf den eigenen Emissionen-Ausstoß zu erwerben, in-

dem sie sich entwickelnden Ländern helfen, die Entste-

hung von Treibhausgasen einzudämmen. 

Chinas umweltpolitische Situation ist schlecht. Das 

Leid und die finanziellen Verluste, die mit der Ver-

schmutzung und der Zerstörung der Umwelt des 

Landes einhergehen, sind extrem. Bleibt Chinas Zu-

neigung zur automobilen Beförderung un-

gebrochen, werden sich die Verkehrspro-

bleme und die Luftverschmutzung inner-

halb kürzester Zeit verschlechtern – trotz der bereits 

geltenden restriktiven Verkehrsregeln. Innovative Lö-

sungen auf nationaler wie lokaler Ebene müssen un-

terstützt werden. Für Deutschland liegt in der Zusam-

menarbeit mit China bei der Verbesserung der Ener-

gieeffizienz sowie der Förderung grüner Technologie 

ein großes Potenzial.

Aus dem Englischen übersetzt von Arwen Colell. 

China braucht 
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Probleme für Paparazzi
Warum Pressefreiheit beim Persönlichkeitsschutz endet



Von Matthias Prinz

Das allgemeine Persönlichkeitsrecht, die absolute Person der 

Zeitgeschichte, eine Person des öffentlichen Interesses: Jeder 

kennt diese Begriffe. Man liest davon auf den Medienseiten der 

Tageszeitungen. Bei spektakulären Prozessen, besonders wenn 

Prominente klagen, verirren sich solche Schlagworte sogar 

in die Nachrichten. Dann gibt es häufig eine öffentliche Dis-

kussion. Es geht dabei um Zensur, Pressefreiheit, wirtschaft-

liche Interessen der Verleger, Bürger- und Menschenrechte. 

Die Diskussion ist häufig schwer verständlich, weil eine prä-

zise Kenntnis der Rechtsgrundlagen und der entscheidenden 

Rechtsfragen fehlt. Die wesentlichen Grundlagen sind aber gar 

nicht so kompliziert.

Das allgemeine Persönlichkeitsrecht ist ein Recht, das in 

keinem deutschen Gesetz steht. Nie hat sich ein Gesetz-

geber entschieden, das allgemeine Persönlichkeitsrecht 

in Deutschland zu schützen. Nie hat ein Parlament da-

rüber abgestimmt. Das allgemeine Persönlichkeitsrecht 

ist Richterrecht. Entwickelt wurde es vom Bundesge-

richtshof und vom Bundesverfassungsgericht aus den 

beiden ersten Grundrechten unserer Verfassung.

Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes:

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten 

und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 

Artikel 2 Absatz 1 des Grundgesetzes:

Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, 

soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die 

verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.

Daraus hat das Bundesverfassungsgericht das „allge-

meine Persönlichkeitsrecht im Sinne der Artikel 1 und 

2 Grundgesetz“ entwickelt. Nun stellen wir uns die be-

rühmte Waage der Justitia vor. In der einen Waagscha-

le liegt bei jeder presse- und medienrechtlichen Aus-

einandersetzung dieses allgemeine Persönlichkeits-

recht im Sinne der Artikel 1 und 2 Grundgesetz. Und 

was liegt in der anderen Waagschale? Die Presse-, 

Meinungs äußerungs- und Informationsfreiheit, die der 

 Gesetzgeber in Artikel 5 des Grundgesetzes geregelt hat.

Artikel 5 Absatz 1 des Grundgesetzes:

Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild 

frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein zu-

gänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. 2 Die Pres-

sefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rund-

funk und Film werden gewährleistet. 3Eine Zensur findet 

nicht statt.

Bei jeder medienrechtlichen Streitigkeit wird zwischen 

diesen wichtigen Verfassungsgütern abgewogen, und 

in jedem Einzelfall entscheiden Gerichte, üblicherwei-

se zunächst ein Landgericht, welches Grundrecht im 

Streitfall schwerer wiegt. Anschließend geht es häufig in 

die Berufung zum Oberlandesgericht. Vielleicht gibt es 

auch noch eine Revision beim Bundesgerichtshof und 

eine Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungs-

gericht.

Wenn jemand klagt, weil er es beispielsweise nicht hin-

nehmen möchte, von Paparazzi-Fotografen Tag und 

Nacht verfolgt zu werden, kann man bei der Abwägung 

Argumente für beide Seiten finden. Der von Fotografen 

Verfolgte möchte seine Ruhe haben. Er möchte sein Pri-

vatleben genießen. Er möchte nicht bespitzelt und ver-

folgt werden. Der Fotograf hingegen meint, dass es ein 

wichtiges Interesse der Bevölkerung an derartigen Fo-

tos gibt. Er argumentiert, dass die Informationsfreiheit 

die Darstellung privater Szenen erfordere und die Fo-

tos von zeitgeschichtlicher Bedeutung seien. Außerdem 

wollen der Fotograf und seine Auftraggeber mit den Fo-

tos natürlich Geld verdienen. Deswegen werden solche 

Medienrechtler müssen zwischen dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht auf der 

einen und der Presse-, Meinungsäußerungs- und Informationsfreiheit auf der 

anderen Seite abwägen.

ph
ot

oc
as

e

Fr e ie  Univer s i t ä t  Ber l in66



Prozesse häufig mit besonderer Vehemenz geführt. Es 

geht gar nicht um das eine Foto und den einen Abgebil-

deten. Es geht häufig um die Verteidigung von Rechts-

positionen, die es ermöglichen, mit dem Persönlich-

keitsrecht anderer Geld zu verdienen. Jeder Einzelfall 

kann da weitreichende Bedeutung haben. Deswegen 

sind Medienunternehmen häufig nicht einfach groß-

zügig und lassen dem Einzelnen, der sich gegen Fotos 

wehrt, seine persönliche Freiheit. Stattdessen prozes-

sieren sie durch alle Instanzen. Am Ende können sol-

che Streitigkeiten sogar den Europäischen Gerichtshof 

für Menschenrechte in Straßburg erreichen. Denn die 

typische Streitigkeit zwischen Presse- und Persönlich-

keitsrecht kann fast immer auch Artikel 8 der Europä-

ischen Menschenrechtskonvention berühren.

Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskonventi-

on lautet:

(1) Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- und 

Familienlebens, ihrer Wohnung und ihrer Korrespondenz. 

(2) Eine Behörde darf in die Ausübung dieses Rechts nur ein-

greifen, soweit der Eingriff gesetzlich vorgesehen und in einer 

demokratischen Gesellschaft notwendig ist für die nationale 

oder öffentliche Sicherheit, für das wirtschaftliche Wohl des 

Landes, zur Auftrechterhaltung der Ordung, zur Verhütung 

von Straftaten, zum Schutz der Gesundheit oder der Moral 

oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer. 

Im Spannungsfeld zwischen Persönlichkeitsrecht und 

Medienfreiheit ist nichts eindeutig und holzschnitt-

artig geregelt. Es gibt keine 0,5-Promille-Grenze, die 

 darüber entscheidet, ob man fahren darf oder nicht. 

Jede einzelne Entscheidung erfordert eine Abwägung. 

Und erst nach der letzten Instanz weiß man, wer den 

Rechtsstreit am Ende gewonnen hat. Ob dies dann ein 

gerechtes, ein richtiges Ergebnis ist, beurteilen die Pro-

zessparteien natürlich unterschiedlich. Ein Medienun-

ternehmen, das verliert, beklagt immer eine Verletzung 

des Presserechts und die Einführung der Zensur. Der 

Betroffene, der verliert, beklagt, dass das allgemeine 

Persönlichkeitsrecht in Deutschland nur unzureichend 

geschützt ist.

Ebenso wie das Persönlichkeitsrecht ist auch die „Per-

son der Zeitgeschichte“ keine Erfindung des Gesetzge-

bers. Ein Rechtsprofessor aus Münster entwickelte 1966 

in einem Aufsatz die „absolute“ und „relative 

Person der Zeitgeschichte“. Durch diese Ein-

teilung wollte er den Gerichten die Abwägung 

zwischen den oben erwähnten Grundrechten leichter 

machen. Solche Personen der Zeitgeschichte waren für 

ihn etwa der deutsche Bundespräsident oder die Köni-

gin von England. Bei absoluten Personen der Zeitge-

schichte sollte danach jegliche Berichterstattung zuläs-

sig sein. 24 Stunden am Tag sollte ein öffentliches Inte-

resse bestehen an ihrem Privatleben und ihren Fotos. 

Jedes Foto und jeder Textbericht sollten zulässig sein. 

Ausnahmen waren allein Berichte aus der Intimsphäre 

und unwahre Berichte. 

Die „Person der Zeitgeschichte“ hat sich später in der 

Rechtsprechung verselbstständigt. Die Schauspielerin 

Beatrice Richter, der Schauspieler Gustl Bayrhammer, 

und sogar ein Ersatztorwart des 1. FC Nürnberg wur-

den von den Gerichten als Personen der Zeitgeschichte 

eingestuft und mit dem entsprechenden Rechtsverlust 

bestraft. Das änderte sich erst durch die zahlreichen 

Grundsatzprozesse, die Prinzessin Caroline von Han-

nover geführt hat. 1992 noch war jedes Foto, das sie au-

ßerhalb ihrer eigenen vier Wände zeigte, erlaubt und 

Prinzessin Caroline, die der Bundesgerichtshof als Per-

son der Zeitgeschichte eingeordnet hatte, musste sich 

die ständige Verfolgung und Bespitzelung durch Pa-

parazzi nach deutscher Rechtsprechung gefallen las-

sen. 1995 entschied dann der Bundesgerichtshof, dass 

auch eine absolute Person der Zeitgeschichte Schutz vor 

heimlichen Bildaufnahmen genießt, wenn sie sich in 

örtliche Abgeschiedenheit zurückzieht. Im selben Jahr 

2004 entschied der Europäische Gerichtshof für Menschen-

rechte, dass Prinzessin Caroline von Hannover sich Fotoveröf-

fentlichungen nur sehr eingeschränkt gefallen lassen muss.
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entschied der Bundesgerichtshof, dass die Kinder von 

Prinzessin Caroline sich Paparazzi-Fotos nicht gefallen 

lassen müssen. Allein die Tatsache, dass ihre Mutter als 

Person der Zeitgeschichte eingestuft werde, legitimiere 

Paparazzi-Fotos von den Kindern nicht. 1999 entschied 

dann das Bundesverfassungsgericht, dass Fotoveröffent-

lichungen von Prinzessin Caroline gemeinsam mit ih-

ren Kindern verboten sind. 2004 entschied schließlich 

der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte, dass 

Prinzessin Caroline sich überhaupt nur dann Fotover-

öffentlichungen gefallen lassen muss, wenn diese durch 

ein überragendes Informationsinteresse der Öffentlich-

keit gerechtfertigt sind. Unterhaltungsinteressen allein 

reichen nicht aus. Der Europäische Gerichtshof für 

Menschenrechte konnte nicht nachvollziehen, warum 

sich Personen der Zeitgeschichte in Deutschland erst in 

örtliche Abgeschiedenheit zurückziehen mussten, um 

in den Genuss von Artikel 8 der Menschenrechtskon-

vention zu kommen, der den Schutz ihrer Privat sphäre 

garantiert.

Mit diesem Urteil wurde die Person der Zeitgeschich-

te zu Grabe getragen und ersetzt durch eine Abwägung, 

die sich allein an den Informationsinteressen der je-

weiligen Berichterstattung orientiert. Diese sogenann-

te „Caroline-Entscheidung“ ist von den deutschen Me-

dien stark kritisiert worden. Das Ende der Pressefrei-

heit und die Einführung staatlicher Zensur wurden 

prophezeit. Tatsächlich hat sich in der Medienbericht-

erstattung aber kaum etwas geändert. Es gilt nur neu-

erdings der Grundsatz, dass niemand sich Fotoveröf-

fentlichungen gefallen lassen muss, die allein unter-

halten und nicht informieren. Die bloße Etikettierung 

als Person der Zeitgeschichte reicht nicht mehr aus. Es 

muss ein tatsächliches Informationsbedürfnis beste-

hen. Ob das ebenso für Textberichterstattung gilt, ist 

derzeit vor deutschen Gerichten noch umstritten. Man 

kann jüngsten Entscheidungen des Bundesgerichtshofs 

und des Bundesverfassungsgerichts entnehmen, dass in 

Karlsruhe daran gezweifelt wird. Wer aber die Entschei-

dung des Europäischen Gerichtshofs in Sachen Caroli-

ne sorgfältig liest, wird feststellen, dass dort zwischen 

Foto und Text nicht differenziert wird.

Eindeutiger ist die Rechtslage bei unwahren Behaup-

tungen. Wer die Unwahrheit sagt, muss damit rechnen, 

per einstweiliger Verfügung zur Unterlassung verpflich-

tet zu werden. Unwahre Behauptungen genießen 

nicht den Schutz der Pressefreiheit. Das hat das 

Bundesverfassungsgericht eindeutig entschie-

den. Die Pressefreiheit ist nicht die Freiheit zu lügen. 

Garantiert die Pressefreiheit aber vielleicht die Freiheit, 

Lügen zu verbreiten? Das wird von manchen immer 

noch behauptet. Besonders bei Interview-Äußerungen 

Wann dürfen Prominente fotografiert werden? Das ist unter Presserechtlern umstritten.
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gibt es darüber häufig Streit: etwa als  Helmut Markwort 

die „Saarbrücker Zeitung“ wegen Interview-Äußerungen 

von Roger Willemsen verklagte oder als Stefan Aust ge-

gen die „Stuttgarter Zeitung“ Ansprüche wegen unwah-

rer Interview-Äußerungen eines ehemaligen Bundesan-

walts geltend machte. In diesen Fällen haben die Me-

dien, die die unwahren Behauptungen im Rahmen von 

Interviews verbreitet haben, für sich in Anspruch genom-

men, dies auch weiterhin tun zu dürfen. Alles andere sei 

Zensur. Das Ergebnis der Rechtsprechung ist aber ganz 

eindeutig. Wenn unwahre Behauptungen nicht durch 

Artikel 5 GG geschützt sind, dann kann auch die Ver-

breitung unwahrer Behauptungen nicht gerechtfertigt 

sein. Wer durch unwahre Behauptungen eines Dritten 

in einem Interview verletzt wird, muss es nicht hinneh-

men, dass dieses Interview noch jahrelang vom Inter-

view-Partner im Internet verbreitet werde. Mit Zensur, 

Prof. Dr. Matthias Prinz

Matthias Prinz ist der bekannteste Rechts-

anwalt auf dem Gebiet des Persönlich-

keits- und Medienrechts in Deutschland. 

Zu seinen Mandanten ge hören Konzerne 

wie die Deutsche Telekom, die Deutsche 

Börse, Siemens und Volkswagen, aber auch 

bekannte Persönlichkeiten wie der König 

von Schweden, der Fürst von Monaco, der 

Sultan von Brunei, der Aga Khan, Karl La-

gerfeld, Claudia Schiffer und Prinzessin Ca-

roline von Hannover. Für Letztere erwirkte Matthias Prinz zahlreiche 

Grundsatzurteile des Bundesgerichtshofes, des Bundesverfassungs-

gerichts und die bekannte „Caroline-Entscheidung“ des Europäischen 

Gerichtshofs für Menschenrechte. Matthias Prinz studierte Jura an 

der Universität Hamburg und der Harvard Law School. Er ist seit 1984 

in New York und seit 1985 in Hamburg als Rechtsanwalt zugelassen. 

1985 gründete er die Kanzlei Prinz Neidhardt Engelschall, in der heute 

zwölf Anwälte mit Büros in Hamburg und Berlin tätig sind. 

Matthias Prinz ist seit 2000 Honorarprofessor der Freien Universität 

Berlin, wo er zu den Gründern der Berlin Media Professional School 

zählt. Er hat ein juristisches Standardwerk über Medienrecht geschrie-

ben und in mehr als 50 Veröf fentlichungen zu medienrechtlichen Fra-

gen Stellung genommen. 

Kontakt

Freie Universität Berlin

Arbeitsstelle Kommunikationspolitik/Medienökonomie

Garystraße 55

14195 Berlin

Telefon: (030) 838-57817
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also der staatlichen Kontrolle von Medieninhalten vor 

Veröffentlichung, hat dies nichts zu tun. Eher mit der 

journalistischen Sorgfaltspflicht, darauf zu achten, keine 

unwahre Berichterstattung zu verbreiten. 

Das Problem der sogenannten „Verbreiterhaftung“ ist 

erst durch Internetarchive und Internetveröffentli-

chungen zum Thema geworden. Früher hat man am 

Tag nach dem Interview eine Zeitung weggeworfen 

oder darin einen toten Fisch eingewickelt. Unwah-

re Behauptungen wurden nur selten archi-

viert und erneut nachgelesen. Heute aber 

bleiben unwahre Veröffentlichungen dauer-

haft im Internet für jeden verfügbar. Der davon Betrof-

fene hat daher ein durchaus legitimes Interesse daran, 

die Weiterverbreitung zu verhindern. Es war allein die 

technische Entwicklung des Internet und die damit ver-

bundene Veränderung des Medienkonsumverhaltens, 

die zur intensiven Diskussion dieses Rechtsproblems 

geführt hat. Auch die Paparazzi-Prozesse von Prinzes-

sin Caroline haben ihren Ursprung in der technischen 

Entwicklung der Medien und ihren gesellschaftlichen 

Reflexwirkungen. Immer bessere Kameras und Tele-

objektive, immer mehr Handytelefone und damit zu-

gleich immer mehr Leserreporter haben Rechtsfragen 

der heimlichen Paparazzi-Fotos in den letzten Jahren 

zu einem wichtigen Thema gemacht. 

So werden die neuen Entscheidungen, die die Gerichte 

im Spannungsfeld zwischen Medien- und Persönlich-

keitsrecht fällen müssen, durch die technische und ge-

sellschaftliche Entwicklung bedingt. Neue technische 

Methoden, ein neues Angebot, eine neue Wettbewerbs-

situation führen zu einer Beeinträchtigung des Persön-

lichkeitsrechts und zu entsprechender Gegenwehr der 

Betroffenen. Gerichte müssen dann entscheiden, ob man 

diese Beeinträchtigung hinnehmen muss oder nicht.

Auch in Zukunft wird die weitere Entwicklung der Me-

dien dazu führen, dass wir uns im Medienrecht mit 

Themen beschäftigen müssen, die wir heute noch nicht 

einmal erahnen. Für viele Juristen ist es schwierig zu 

akzeptieren, dass es hier ein Rechtsgebiet gibt, das stän-

dig im Fluss ist, bei dem nichts bleibt, wie es ist und 

bei dem die nächste Veränderung nie ganz sicher pro-

gnostiziert werden kann. Die Gerichte haben sich den-

noch in der Vergangenheit den Anforderungen gewach-

sen gezeigt und werden neue Rechtsprobleme auch in 

Zukunft lösen. Mit immer neuen Grundsatzentschei-

dungen füllen sie die weißen Flecken auf der Landkarte 

zwischen Medienfreiheit einerseits und Persönlichkeits-

recht andererseits. So entsteht ein Puzzle aus einzelnen 

Gerichts entscheidungen, das in seiner Gesamtheit den 

jeweils aktuellen Stand der Abwägung zwischen Presse-

freiheit und Persönlichkeitsrecht darstellt.

Die weitere 
Entwicklung
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Sagen Sie jetzt nichts!
Die Freiheit der Presse in den Hinterzimmern der Macht: Wie Politiker, 
Pressesprecher und Journalisten aushandeln, was in der Zeitung steht

Im Licht der Medien: Die Bundespressekonferenz ist die große Bühne der Politik, auch für Angela Merkel. 

Die wichtigen Dinge besprechen Politiker und Journalisten aber im Verborgenen.



Oliver Trenkamp

Politik und Journalismus in Berlin, das ist großes Theater mit 

festen Rollen und exakter Choreographie. Das Thema jeder Vor-

stellung: Streit und Konflikt. Auf der Bühne stehen sich gegen-

über: Minister, Parlamentarier, Pressesprecher auf der einen, 

Redakteure, Korrespondenten, Berichterstatter auf der ande-

ren Seite – die Mächtigen und ihre Kontrolleure. Ihre Waffen: 

verdrehte Endlos-Sätze und provozierende Fragen. Jenseits des 

Scheinwerferlichts, auf der Probebühne, rücken Politiker, Pres-

sesprecher und Journalisten jedoch zusammen. In den Hinter-

zimmern der Macht handeln sie aus, was in der Zeitung steht – 

und was besser nicht; geschützt durch Vertraulichkeit und In-

formalität. Sie verwenden eigene Codes, und es gilt eine strikte 

Hausordnung. Wer sich nicht daran hält, muss draußen bleiben. 

Die Wissenschaft wagt nur selten einen Blick hinter die Kulissen. 

Aber wie steht es um die Freiheit der Presse im Verborgenen?

Sie blicken ernst, sie schütteln Hände, sie nicken, sie 

schütteln wieder Hände, sie sprechen einen Satz in die 

Kameras und Mikrofone, sie verschwinden hinter Flü-

geltüren. Wenn Politiker sich treffen zu Gipfeln und 

Konferenzen, wenn sie die wichtigen Dinge entschei-

den, dann sieht das immer gleich aus und hört sich 

 immer gleich an. Nach Stunden kommen sie wieder 

heraus, sie sagen jetzt mehr Sätze und längere. Manch-

mal verirren sie sich im Nirgendwo zwischen Sprach-

regelung, parteiinterner Rücksichtnahme und Festle-

gungsangst. Journalisten warten, fangen die Wortunge-

tüme ein, schreiben sie auf und versenden sie. Das ist 

ihre Aufgabe: Ihren Lesern, Hörern und Zuschauern 

berichten, was Politiker entscheiden; und wenn Politi-

ker nichts entscheiden, dann wenigstens, was sie sagen; 

und wenn sie nichts sagen, dann wenigstens, wie sie so 

tun als ob. Doch hinter der Kulisse aus Gruppenfoto 

und Pressekonferenz, aus Protokoll und Inszenierung 

gibt es einen Raum, von dem die Leser normalerweise 

nichts erfahren. 

Nur selten öffnet sich die Tür zu diesem Raum. Dirk 

Kurbjuweit vom Spiegel berichtet über einen EU-Gip-

fel und erlaubt einen kurzen Blick hinein: „Einmal gibt 

es an diesen beiden Tagen von Brüssel einen emotio-

nalen Moment. Es ist strengstens verboten, darüber zu 

schreiben, weil es in einem Hintergrundgespräch mit 

der Bundeskanzlerin passiert ist, nachts um eins, als sie 

vom Abendessen mit ihren Kollegen kam. Da gibt es, 

selten genug, einen Ausbruch von Merkel, die nahezu 

feurig für den Vertrag von Lissabon, die Europäische 

Union und die repräsentative Demokratie plädiert. Es 

fällt das Wort Leidenschaft. Aber, psst, von diesem schö-

nen Ausbruch darf niemand erfahren.“

Die Macht im Hinterzimmer: Bei einem „Kamingespräch“ erklärt die rot-grüne Politikprominenz den Journalisten ihre Vorhaben, 

mit dabei Außenminister Joschka Fischer, Bundeskanzler Gerhard Schröder, Regierungssprecher Bela Anda und Finanzminister 

Hans Eichel.
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Es ist die absolute Ausnahme, dass Leser überhaupt von 

der Existenz dieses Raumes erfahren, von Hintergrund-

gesprächen und Hintergrundkreisen. Nur wenn dort 

wirklich Brisantes geschieht, kann es sein, dass Journa-

listen das Gesetz des Schweigens brechen, das sie sich 

oft selbst auferlegt haben: Wenn Kurt Beck als SPD-

Vorsitzender in einem solchen Rahmen darüber 

spricht, ob seine Partei in Hessen mit der Links-

partei zusammenarbeiten sollte, und das kurz vor 

der Bürgerschaftswahl in Hamburg, dann schafft es der 

Begriff „Hintergrundgespräch“ für einige Tage in die 

Zeitungen. Wenn eine Beraterin von Barack Obama ein 

Interview gibt, darin die Konkurrentin Hillary Clinton 

ein „Monster“ nennt und das im Nachhinein nur in-

offiziell gesagt haben will, dann entbrennt eine öffent-

liche Diskussion über die Frage, wann und wie ein Po-

litiker etwas „on the record“ oder „off the record“ sagen 

kann. Und wenn der französische Journalist Franz-Oli-

vier Giesbert sich entscheidet, seine Karriere effektvoll 

zu beenden und alle Hintergrund-Informationen über 

Jacques Chirac, die er im Laufe seiner Karriere gesam-

melt hat, als Buch veröffentlicht, dann lässt sich nach-

lesen, wie viel Journalisten über Politiker wissen – und 

wie wenig sie darüber ihren Lesern mitteilen.

Doch meist bleibt der Raum streng geschützt, durch 

Vertraulichkeit, Geheimniskrämerei und Informali-

tät. Es gibt einen eigenen Code, und es gilt eine strikte 

Hausordnung. Wer sich nicht daran hält, muss draußen 

bleiben. Journalisten, Pressesprecher und Politiker tau-

schen dort jene Informationen aus, die einerseits nicht 

oder nur eingeschränkt für die Öffentlichkeit bestimmt 

sind, andererseits aber sehr stark beeinflussen, wie und 

was veröffentlicht wird. Vor allem die Eliten aus Politik 

und Medien treffen sich häufig und regelmäßig zu Hin-

tergrundgesprächen und in Hintergrundkreisen. Sie re-

den miteinander und versehen ihre Äußerungen mit der 

Bezeichnung „unter drei“ – dem Code für „vertraulich“. 

Er stammt aus der Satzung der Bundespressekonferenz, 

einem Verein von Hauptstadtjournalisten. In dem Statut 

heißt es: „Die Mitteilungen auf den Pressekonferenzen 

erfolgen unter 1. zu beliebiger Verwendung oder unter 

2. zur Verwertung ohne Quelle und ohne Nennung des 

Auskunftgebenden oder unter 3. vertraulich.“ Die Infor-

malität ist institutionalisiert, sie gehört zum Alltag des 

politischen Journalismus in Berlin.

Die Wissenschaft nimmt zwar die Existenz des Raumes 

wahr, befasst sich aber nur selten mit ihm. Manchmal 

taucht er unter dem Begriff „politische Hinterbühne“ 

in der Literatur auf, geläufiger ist „Hinterzimmer“. Es 

gibt wenige theoretische Überlegungen zur informellen 

Kommunikation zwischen Politik und Medien und 

noch weniger empirische Untersuchungen. 

Denn Informalität entzieht sich häufig der 

Beobachtung, manchmal schirmt sie sich 

ab. Was sie effizient machen kann – Flexibilität, Ver-

traulichkeit, Nonkonformität – macht sie gleichzeitig 

schwer fassbar für Analyse und Einordnungen. Daher 

ist der Forschungsstand zur informellen politischen 

Kommunikation sehr überschaubar. Die Politologin 

Christiane Lesmeister schreibt: „Die informelle Kom-

munikation zwischen den Eliten aus Politik und Jour-

nalismus ist bisher weitgehend eine Black-Box in der 

Forschung.“

Informelle Schnittstellen zwischen Politik und Medien 

zu untersuchen, ist aber relevant – sowohl aus norma-

tiver Perspektive als auch aus funktionaler. Nur wer die 

informellen Schnittstellen zwischen Politik und  Medien 

kennt und versteht, kann zu beurteilen versuchen, ob 

informelle politische Kommunikation dazu beiträgt 

oder verhindert, dass die Medien ihre öffentliche Auf-

gabe wahrnehmen, als „Verbindungs- und Kontrollor-

gan zwischen dem Volk und seinen gewählten Vertre-

tern“ zu stehen, wie es das Bundesverfassungsgericht 

verlangt. Nehmen nicht Vertraulichkeit, informelle Ab-

sprachen und institutionalisierte Geheimniskräme-

rei der Presse ihr einziges Instrument, mit dem sie die 

Mächtigen kontrollieren kann, nämlich Öffentlichkeit? 

Ist gar die Freiheit der Presse in Gefahr wenn sich Jour-

nalisten in Hinterzimmer begeben? 

„Wenn Journalisten Politiker zu vertraulichen Ge-

sprächen einladen, dann sprechen sie hinter verschlos-

senen Türen mit denen, über die sie die Öffentlichkeit 

informieren sollen: ein Widerspruch“, schreibt  Tissy 

Bruns vom Tagesspiegel. Andererseits dominiert in 

der Wissenschaft die Ansicht, dass sich zwischen Poli-

tik und Medien eine Tauschbeziehung etabliert hat, bei 

der „Information gegen Publizität – und umgekehrt – 

eingetauscht wird“, wie der Politologe Ulrich  Sarcinelli 
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Auf offener Bühne: Bundestagspräsident Norbert Lammert spricht in der Bun-

despressekonferenz, sagt aber nicht so viel wie in einem Hintergrundgespräch.

Unter eins, zwei 
oder drei

Unerforschte 
Hinterzimmer
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schreibt, ein symbiotisches Verhältnis also. Wenn aber 

eine Information über eine informelle Schnittstelle 

weitergegeben wird, also nicht veröffentlicht werden 

darf, verliert sie dann nicht ihren Wert als Tauschob-

jekt, weil keine Publizität entsteht? Lässt sich die Funk-

tionsweise informeller Schnittstellen mit der Annah-

me einer symbiotischen Tauschbeziehung überhaupt 

in Einklang bringen? Oder birgt nicht erst „die ange-

messene Dosierung an Vertraulichkeit“ erhebliche Effi-

zienzchancen, wie Sarcinelli weiter schreibt? 

Drei informelle Schnittstellen kennt die Wissenschaft: 

den Hintergrundkreis, das Hintergrundgespräch und 

die Indiskretion. Das Konzept von Hintergrundkreisen 

ist einfach: Da nur wenige Journalisten enge oder per-

sönliche Kontakte zu hochrangigen Politikern haben, 

bündeln sie ihre Interessen. Sie laden ab-

seits der Pflichttermine einen Spitzenpoliti-

ker ein, manchmal nach Hause zu einem Journalisten 

ins Wohnzimmer. Die Kreise haben kuriose Namen und 

feste Mitglieder, die sie nach verschiedenen Kriterien 

auswählen: Die sozial-liberale „Gelbe Karte“ rekrutiert 

eher linke Journalisten; bei den „Millionären“ treffen 

sich Korrespondenten der auflagenstarken Regional-

zeitungen. „Außenverteidiger“ nennt sich ein Kreis von 

Journalisten, die über Verteidigungspolitik berichten. 

Hintergrundgespräche wiederum sind gewissermaßen 

eine Über-Kategorie: Jedes Telefonat, jeder Gedanken-

austausch auf einer Reise, jeder gemeinsame Kneipen-

abend von Politikern und Journalisten kann als Hinter-

grundgespräch gelten, jedenfalls wenn durch Absprache 

oder stilles Einverständnis geklärt ist, dass man vertrau-

lich miteinander redet. In Befragungen gaben Politiker 

an, sie würden Hintergrundgespräche nur mit einzel-

nen Journalisten führen, nie mit einer Gruppe. Dem-

nach sind Hintergrundgespräche exklusiv und vertrau-

lich als Hintergrundkreise. In Hintergrundkreisen und 

-gesprächen erklären Politiker und ihre Sprecher im 

günstigsten Fall ihre Politik, erläutern komplizierte Ge-

setzesvorhaben, äußern sich offener – ohne Angst haben 

zu müssen, dass unbedacht Gesagtes sofort nach drau-

ßen dringt. 

Leicht abgrenzen von den anderen Schnittstellen lässt 

sich die Indiskretion, auch bekannt als „Durchsteche-

rei“ oder „Leck“. Hier gilt immer die „Unter-zwei“-

 Regel aus der Bundespressekonferenz: Ein Politiker 

oder ein Pressesprecher gibt Informationen weiter und 

will, dass sie veröffentlicht werden – nur ohne, dass der 

Name des Informanten auftaucht. In der Zeitung steht 

dann: „Aus gut unterrichteten Kreisen heißt es ...“ oder 

„Wie aus Regierungskreisen zu hören ist ...“ Hier lästern 

Politiker und Sprecher gerne über Parteifreunde, die sie 

offen nie kritisieren würden.

Den Politikern geht es dabei um Machtgewinn und 

Machterhalt. Mit Hintergrundinformationen ködern 

sie Journalisten und wollen sie zu möglichst loyalen 

Unterstützern machen. Manchmal hoffen sie auch auf 

Rat und wollen wissen, wie ein Thema bei den Journa-

listen ankommt. Journalisten wiederum sind auf der 

Jagd nach Exklusiv-Informationen, mit denen sie  ihren 

eigenen Wert in der Redaktion und das Ansehen ihres 

Mediums steigern können. Sie wollen sich Kompli-

ziertes erklären und Vermutungen bestätigen lassen. 

Dabei entwickeln sie ein ganz eigenes Verständnis da-

von, was „vertraulich“ eigentlich heißt: „Unter-Drei“-In-

formationen lassen sie oft in Kommentare und Repor-

tagen einfließen.

Bisher dominiert in der Wissenschaft die Ansicht, dass 

Politiker, Pressesprecher und Journalisten stillschwei-

gend davon ausgehen, dass in der informellen Kommu-

nikation fast immer die „Unter-Drei“-Regel gilt, dass 

also eigentlich alles vertraulich ist. Eine aktuelle Be-

fragung unter Bundespolitikern, unter den Sprechern 

hoher Verfassungsorgane wie der Bundesregierung und 

unter Hauptstadtkorrespondenten von 

Leitmedien deutet aber in eine andere 

Richtung. Demnach verhandeln die Akteure intensiv 

und jedes Mal neu, welche Regel nun gilt. Journalisten 

versuchen normalerweise möglichst viel „unter eins“ zu 

bekommen oder wenigstens „unter zwei“, weil sie sol-

che Informationen direkt verwenden können. Politiker 

versuchen die Kontrolle über das Gesagte zu behalten, 

indem sie möglichst viel als „unter drei“ einstufen. So-

wohl Politiker und Sprecher als auch Journalisten se-

hen die Verhandlungen über die Vertraulichkeitsstufe 
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Verhandlungsergebnis: Politiker, Sprecher und Journalisten ringen darum,  

was in der Zeitung steht.

Kuriose Kreise

Verhandelbare Regeln
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als Teil des professionellen und fairen Umgangs mit-

einander. Politiker müssen Journalisten kennen und 

wissen, dass sie für ein relevantes oder seriöses Me-

dium arbeiten, bevor sie mit ihm informell sprechen. 

„Mit Super-Illu führe ich kein Hintergrundgespräch“, 

sagt ein befragter Politiker.

Wer sich nicht an die vereinbarte Vertraulichkeitsregel 

hält, muss damit rechnen, bestraft zu werden. Journa-

listen werden nicht mehr eingeladen zu Hintergrund-

gesprächen, ihre Anfragen werden nicht mehr bearbei-

tet, oder man füttert sie nur noch mit den offiziellen 

Sprachregelungen – abgeschnitten vom Informations-

strom. Die Härte der Sanktion hängt manchmal ab von 

der Schärfe der Kritik. „Das ist das Verlogene dabei: Die 

Bundeskanzlerin, oder wer auch immer, will ja eine gute 

Presse haben. Wenn man was Gutes aus einem Hinter-

grundgespräch schreibt, dann beschwert sich nie einer. 

Wenn aber jemand als sehr kritisch und negativ auffällt, 

dann gibt’s großen Ärger“, sagt ein befragter Journalist. 

Oft müssen die Journalisten erahnen und ausprobie-

ren, wie weit sie gehen, wie viel sie berichten können. 

Manchmal reichen Politikern auch die drei Vertraulich-

keitsregeln nicht: „Wenn die Bundeskanzlerin will, dass 

etwas wirklich nicht verwendet wird, dann sagt sie: Das 

ist jetzt aber ganz besonders drei. Oder: Das ist jetzt un-

ter fünf“, sagt ein Journalist. 

Die Verhandlungen über die Vertraulichkeitsregeln 

scheinen der Schlüssel zu sein, um die Funktionswei-

se informeller Schnittstellen zu verstehen. Sie sind der 

zentrale Mechanismus. Die Vertraulichkeitsverhand-

lungen setzen das symbiotische Tauschverhältnis ins 

Werk, von dem die Wissenschaft glaubt, dass es zwi-

schen Politik und Medien besteht. Die Akteure verhan-

deln darüber, was veröffentlicht wird und was nicht – 

sie tauschen Informationen gegen Publizität; auch ne-

gative Publizität, wenn etwa über die Fehltritte eines 

Parteifreundes berichtet wird.

Die Freiheit der Presse ist in den Hinterzimmern nicht 

unbedingt bedroht, wenn es Vertraulichkeitsverhand-

lungen gibt. Zwar gilt Öffentlichkeit in der Demokra-

tie als ein hohes Gut. Doch ist normativ auch ein ge-

wisses Maß an Vertraulichkeit gewollt: Totaltransparenz 

würde zu kollektiver Konfusion und Irritation führen. 

Banales und Relevantes ergäbe ein undurchschaubares 

Durcheinander. Ein Überblick 

über die politischen Angebote wä-

re dann kaum mehr möglich. Auch deswegen werden 

Koalitionsverhandlungen hinter verschlossenen Türen 

geführt, auch deswegen tagen Vermittlungsausschüs-

se unter Ausschluss der Öffentlichkeit, auch deswegen 

wird der Bundesregierung durch Urteil des Bundesver-

fassungsgerichtes ein „Kernbereich exekutiver Eigen-

verantwortung“ zugebilligt – ein Diskretionsraum, der 

vor der Einsicht des Parlaments und der Öffentlichkeit 

geschützt ist. Informalität an sich bedeutet also noch 

kein Legitimationsdefizit, selbst dann, wenn sie mit 

Vertraulichkeit einhergeht.

Auf den ersten Blick erscheint es widersinnig, diesel-

ben Maßstäbe für Journalisten anzulegen. Schließlich 

sind sie die Hersteller von Öffentlichkeit. Beraubt man 

sie nicht ihres wichtigsten Instruments, wenn man in 

die Herstellung von Öffentlichkeit durch Verhandlung 

eingreift? Ist es zulässig, dass sich ausgerechnet Politi-

ker und Sprecher, die eigentlich beobachtet und kon-

trolliert werden sollen, an den Verhandlungen betei-

ligen? 

Doch selbst den Herstellern von Öffentlichkeit kann 

aus normativer Sicht Vertraulichkeit nicht gänzlich ver-

boten werden, jedenfalls nicht jede Form von Vertrau-

lichkeit. Das Recht auf Zeugnisverweigerung ist ver-

fassungsmäßig garantiert und der Informantenschutz 

normativ geboten. „Die vereinbarte Vertraulichkeit ist 

grundsätzlich zu wahren“, heißt es im Pressekodex,  also 

den publizistischen Grundsätzen, die die Berufsethik 

der Presse festhalten. Journalisten können ihre Aufgabe 

als Verbindungs- und Kontrollorgan nur wahrnehmen, 

wenn sie an Informationen gelangen, die aus abge-

schirmten, verborgenen Räumen stammen. Totaltrans-

parenz würde hier dazu führen, dass alle Informations-

quellen versiegen. 

Es kommt allerdings auf die Form der Vertraulichkeit 

an. Dient sie dem Zweck, eine relevantere Informati-

on an die Öffentlichkeit zu bringen, als nur den Namen 

der Quelle? Dann kann es legitim und nötig sein, in-

formell zu kommunizieren und diskrete Absprachen 
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zu treffen. Das erfordert eine gewissenhafte Abwägung 

und Prüfung. Beim Aufdecken offensichtlicher Skan-

dale fällt die Abwägung weitaus leichter als im alltäg-

lichen Hauptstadtjournalismus. Es tauchen schließlich 

nicht dauernd Geheimkonten zur Parteifinanzierung 

oder falsche Abrechnungen von Flugmeilen auf – und 

selbst dann ist das Ergebnis solcher Abwägungen nicht 

immer eindeutig.

In den Redaktionen finden Informationen aus Hin-

tergrundkreisen und Hintergrundgesprächen häufig 

 ihren Weg in die Kommentare von Journalisten. „Dort 

wird nicht nur bewertet, was im Bericht auf der Seite 

daneben steht, sondern der Kommentar 

verarbeitet zusätzliche Hintergrundinfor-

mationen“, schreibt der Sozialwissenschaftler Jochen 

Hoffmann. Die Trennung von Bericht und Meinung 

wird teilweise aufgehoben. Hier wird es problematisch: 

Übernimmt der Journalist die Einschätzung eines Poli-

tikers und gibt sie als seine eigene aus, ohne darauf hin-

zuweisen? Oder schützt er seine Quelle, indem er sich 

selbst zum Vater des Gedanken macht?

Die Existenz von Vertraulichkeitsverhandlungen allein 

lässt noch keine Bewertung zu. Sie kann einerseits zu 

illegitimen Absprachen führen und zu Kumpanei. Sie 

kann andererseits auch Ausdruck der verschiedenen 

Interessen der Akteure sein, Ausdruck des Ringens der 

Journalisten um möglichst viel Öffentlichkeit. Die Aus-

sagen aller Befragten, nicht nur die der Journalisten, 

deuten aber darauf hin, dass nur wenige Journalisten 

ihre Position in den Vertraulichkeitsverhandlungen 

leichtfertig aufgeben. In der Regel versuchen sie, mög-

lichst viele Informationen „unter eins“ oder wenigstens 

„unter zwei“ zu bekommen. Letztlich hängt es vom Be-

rufsethos des einzelnen Journalisten ab, ob er sich in-

Deutsche Regel US-amerikanische Regel Bedeutung

Unter eins On the record zur freien Verwendung samt 
Nennung der Quelle

Unter zwei Background verwendbar, vage Beschrei-
bung der Quelle möglich

Unter drei Deep Background eingeschränkt verwendbar 
(etwa als Einordnung in Kom-
mentaren), nicht zitierbar

Off the record in keiner Weise zu verwenden

strumentalisieren lässt; von seiner Urteilskraft, ob er er-

kennt, wann ein Thema so relevant ist, dass er darüber 

schreiben muss; von seinem Geschick, sich in Verhand-

lungen durchzusetzen, auch in den Hinterzimmern 

der Macht. „Ich finde, dass der Unterschied zwischen 

meinem Wissen und dem, was der Leser erfahren darf, 

nicht zu groß sein darf. Wenn ich alles weiß, der Leser 

aber wenig, dann habe ich meinen Job nicht richtig ge-

macht“, sagt ein befragter Journalist.

Weder aus demokratietheoretischer noch aus funk-

tionaler Perspektive gibt es eine sinnvolle Alternati-

ve zur Kommunikation über informelle Schnittstellen. 

Nur wenn Journalisten an Informationen aus den ge-

schützten Räumen der Informalität gelangen, besteht 

überhaupt die Chance, dass die Öffentlichkeit von ih-

nen erfährt. Kommunizierten Politik und Medien aus-

schließlich auf offiziellem Wege, würden sich Politiker 

und Sprecher, auch die offenen und auskunftsbereiten 

unter ihnen, vermutlich noch strikter an Sprachrege-

lungen halten. Verlautbarungen erzeugen Verlautba-

rungsjournalismus, wenn keine anderen Quellen zur 

Verfügung stehen. Daher müssen Journalisten in die 

Hinterzimmer gehen – als dreiste Besucher, die mög-

lichst viel mitzunehmen gedenken.
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Wenig Licht, viel Schatten: Die Kommunikation von Journalisten und Politikern im Berliner Regierungsviertel liegt oft im Dunkeln. 

Eine Frage des Ethos

Vertraulichkeitsregeln in Deutschland und den USA im Vergleich
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Die Amerikaner und 
die Freiheit
Von Unfreiheiten im „Land of the Free“



Thomas Greven

US-Amerikaner gelten als stolze Bewohner des „land of the 

free“. Diese in der Hymne der Vereinigten Staaten besungene 

Freiheit ist in der US-Verfassung festgeschrieben und unzwei-

felhaft eine historische Errungenschaft. Doch nicht nur auf-

grund der Anschläge vom 11. September 2001 wurden die 

bürgerlichen Freiheiten massiv beschnitten. Auch in weniger 

breit besprochenen Bereichen amerikanischen Lebens finden 

sich Beschränkungen, beispielsweise für die Arbeit der Gewerk-

schaften. 

Wie vielen Klischees haftet auch der sprichwörtlichen 

Freiheitsliebe der Amerikaner einige Wahrheit an. Ein 

aktuelles Beispiel: Dass eine von den großen Fragen der 

Innen- und Außenpolitik so offensichtlich überforderte 

Provinzpolitikerin wie Sarah Palin tatsächlich zur Kan-

didatin der Republikanischen Partei für das Amt der 

US-Vizepräsidentin werden konnte, erklärt sich aus ei-

ner Finte republikanischer Strategen. Sie setzten auf die 

weit verbreitete Staatsskepsis der Amerikaner, die ihre 

geliebte „Freiheit vom Staat“ am wenigsten von einer 

noch nicht von Washington vereinnahmten Außensei-

terin gefährdet sehen.

Keine Frage, diese in der amerikanischen Verfassung 

festgeschriebene Freiheit vom Staat war eine histo-

rische Errungenschaft, und sie prägt die politische Kul-

tur, die Zivilgesellschaft und das Alltagsleben der Ame-

rikaner bis heute. Insbesondere 

den großen Sprung von der To-

leranz verschiedener Religionen 

durch den Staat hin zum individuellen Recht auf Religi-

onsfreiheit gilt es hier zu erwähnen. Doch bedarf es hier 

kaum Lobeshymnen, schließlich feiern die Bewohner 

des „land of the free“ sich ausreichend selbst. Allen vo-

ran Präsident George W. Bush, der tatsächlich kaum ei-

nen öffentlichen Satz sagen kann, ohne von Freiheit zu 

sprechen, insbesondere von der Rolle der Vereinigten 

Staaten bei deren Verbreitung in alle Welt. (Der Rest des 

Globus wurde dieser Reden bekanntlich irgendwann 

überdrüssig.)

Auch bedarf es wohl keiner weiteren Kritik der zum Teil 

massiven Einschränkungen bürgerlicher Freiheiten – 

vor allem von Nicht-Amerikanern – durch Maßnahmen 

eines durch die Anschläge vom 11. September 2001 ver-

schreckten Sicherheitsstaates. Derzeit kann man sogar 

häufiger Berichte über die Wieder-Einschränkung der 

ausgeweiteten Vollmachten der Exekutive lesen. Die 

totgesagten Checks and Balances, die gegenseitige Kon-

trollen der Staatsgewalten, ebenfalls in der US-Verfas-

sung verankert, existieren also doch noch, weil auch die 

konservativsten Richter dem Präsidenten die Grenzen 

seiner Machtbefugnis zeigen wollen – wenn es schon 

der Kongress nicht kann, dessen institutionelle Rolle 

stärker von Parteilichkeit beschränkt ist.

Widersprüche und Beschränkungen der Freiheit fin-

den sich auch in unpopuläreren Bereichen amerika-

nischen Lebens. Zum Beispiel ist nicht klar, ob jenseits 

des reinen Verfassungsrechts die Religionsfreiheit die 

Freiheit einschließt, überhaupt nicht reli-

giös zu sein. Mit John F. Kennedy konn-

te – in einem Land, in dem lange Zeit für viele der Papst 

als der Antichrist galt – einst ein Katholik Präsident wer-

den, aber könnte es auch ein Atheist? Und wie verträgt 

sich der hohe Wert der Freiheit mit den merkwürdigen 

Beschränkungen des Tanzens (in New York benötigt je-

der Tanzclub eine Lizenz von der Stadt, damit dort ge-

tanzt werden darf !) und des öffentlichen Trinkens (in 

San Francisco ist beispielsweise um zwei Uhr nachts de-

finitiv Schluss: „Drink up, mister!“)? 

Die größten, nicht so unmittelbar auf puritanische 

Wurzeln zurückzuführenden alltäglichen Einschrän-

kungen der Freiheit finden sich jedoch in der Arbeits-

Wie weit geht die religiöse Freiheit in den USA, wenn es um das höchste poli-

tische Amt geht? Mit John F. Kennedy war ein Katholik Präsident der Vereinigten 

Staaten.

Das Sendungsbewusstsein 
im „Land of the Free“

Vom Ende der Freiheit
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welt. Auf der derzeit geradezu unvermeidlichen Web-

site YouTube kursiert ein Video mit dem Namen „Your 

new job“, welches den sogenannten Employee Free Choice 

Act (EFCA) bewirbt, ein Gesetz, das Arbeitnehmern die 

gewerkschaftliche Organisation erleichtern soll. Ba-

rack Obama hatte vor der Wahl die Unterstützung des 

EFCA angekündigt, schließlich wusste er, dass er ohne 

die Gewerkschaften und gewerkschaftlich organisier-

ten Wähler nicht ins Weiße Haus einziehen würde.

Doch ob dem neuen Präsidenten das Gesetz je vorlie-

gen wird, ist unklar, denn die Geschäftswelt leistet erbit-

terten Widerstand, der sich in eine republikanische Blo-

ckade des Gesetzes im Senat übersetzen kann – und da-

für reichen schon entschlossene 41 von 100 Senatoren.

In „Your new job” sehen wir einen Manager im Anzug, 

der freundlich und enthusiastisch die Segnungen der 

amerikanischen Arbeitswelt anpreist, unter anderem 

mit dem Argument der Freiheit – wem der Job nicht 

passt, kann jederzeit gehen! Sicher, dieses Prinzip des 

„at will employment“ erlaubt auch den Unternehmen, 

das Arbeitsverhältnis von einer auf die nächste Minu-

te zu beenden und den Gekündigten vom Sicherheits-

dienst zum Ausgang begleiten zu lassen. Das ist eben 

der Preis der Freiheit. Die amerika-

nischen Arbeitgeber nutzen diese von 

Karl Marx „doppelt“ genannte Frei-

heit der Lohnabhängigen regelmäßig dazu, Gewerk-

schaftssympathisanten mit Kündigungen zu bedrohen 

oder zu bestrafen. Das passiert zwar nicht explizit, denn 

das ist in einem demokratischen Rechtsstaat selbstver-

ständlich verboten. Aber es bedarf ja zum Glück der Un-

ternehmen keines Kündigungsgrundes, solange kein 

Tarifvertrag einen Kündigungsschutz einführt. 

Die Beweislast liegt beim Gekündigten, der dann viel-

leicht drei Jahre später vor Gericht seine Wiederein-

stellung erzwingt. Zu diesem Zeitpunkt ist der gewerk-

schaftliche Organisierungsversuch, der in den USA 

Barack Obama hatte vor der Wahl die Unterstützung des Employee Free Choice Act 

angekündigt, ein Gesetz das Arbeitnehmern die gewerkschaftliche Organisation 

erleichtern soll.

Die amerikanischen Arbeitgeber nutzen die von Karl Marx „doppelt“ genannte Freiheit der Lohnabhängigen regelmäßig dazu, 

 Gewerkschaftssympathisanten mit Kündigungen zu drohen.

Kündigungsschutz 
für Arbeitnehmer?
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stets per Mehrheitsentscheidung Betrieb für Betrieb er-

folgen muss, längst gescheitert.

Amerikanisten haben sich immer wieder mit der Fra-

ge beschäftigt, warum es „in den USA keinen Sozialis-

mus” gibt. Die Antworten verweisen gewöhnlich auf 

amerikanische Besonderheiten wie 

den ausgeprägten Individualismus, 

die Abwesenheit feudaler Strukturen 

und das früh eingeführte Wahlrecht (für weiße Män-

ner), aber dieser „American exceptionalism“ wurde und 

wird auch mit repressiven Maßnahmen betrieben und 

reproduziert.

Die große Bedeutung der Freiheit für das amerikanische 

Selbstverständnis haben gleichwohl auch die Gewerk-

schaften und ihre demokratischen Unterstützer im Kon-

gress erkannt. Der „Employee Free Choice Act“ greift die 

republikanische Praxis auf, Gesetzen Namen zu geben, 

die an amerikanische Grundwerte anknüpfen oder po-

sitiv assoziierte Begriffe enthalten, auch wenn der Ge-

setzesinhalt dem Hohn spricht: Der „USA Patriot Act“, der 

die Bürgerrechte einschränkt, ist wohl das bekannteste 

Beispiel; bedenklich ist aber auch ein „Clean Air“-Gesetz, 

das die Standards für die Luftqualität herabsetzt. 

Auch der EFCA ist nicht unproblematisch: Das von den 

Gewerkschaften anstelle geheimer Wahlen gewünsch-

te Verfahren, von einem neutralen Dritten Beitritts-

erklärungen zählen zu lassen (tatsächlich eher Absichts-

erklärungen, denn eine individuelle Gewerkschafts-

mitgliedschaft ist in den USA nicht vorgesehen, die 

Gewerkschaften begründen sich immer kollektiv), kann 

auch heute schon vom Unternehmen freiwillig zugel-

assen werden. Die Unternehmen bevorzugen aber die 

geheime Wahl, allerdings nicht aus lauteren demokra-

tischen Motiven, sondern, weil sie den Zeitraum zwi-

schen Beantragung der Wahl – hierfür sind Absichts-

erklärungen von 30 Prozent der Belegschaft notwen-

dig – und Wahltermin für eine antigewerkschaftliche 

Kampagne nutzen können. In der Praxis willigen Un-

ternehmen regelmäßig nur dann in das „Card Check“-

Verfahren ein, wenn die Gewerkschaften öffentlichen 

und wirtschaftlichen Druck auf das Unternehmen ent-

wickelt haben. Da es mühselig und teuer ist, eine sol-

che Kampagne zu starten, sind erfolgreiche Gewerk-

schaften wie die Dienstleistungsgewerkschaft SEIU da-

zu übergegangen, mit Unternehmen Vereinbarungen 

über die Organisierung mehrerer oder aller Betriebe 

zu treffen. Für das Versprechen, sich in diesem Verfah-

ren neutral zu verhalten, wollen die Unternehmen aber 

Gegenleistungen, etwa Zugeständnisse bei zukünftigen 

Tarifverhandlungen. Solche Vereinbarungen zwischen 

Gewerkschaft und Unternehmen sind jedoch äußerst 

fragwürdig, weil die zukünftigen Mitglieder an ihnen 

nicht beteiligt sind. Die geschilderte Praxis ist inner-

halb der US-Gewerkschaften daher sehr umstritten – 

sie wäre aber nach Änderung des Arbeitsrechts durch 

den EFCA auch nicht mehr nötig, wie man in denje-

nigen kanadischen Provinzen sehen kann, in denen 

 EFCA-ähnliche Regeln gelten.

„Land of the Free“ – wie kaum eine andere Nation fühlen sich US-Amerikaner dem Freiheitsgedanken verbunden.

Probleme gewerkschaft-
licher Organisation
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Die Unternehmen und republikanischen Kritiker des 

EFCA stoßen sich vor allem daran, dass die im Titel des 

Gesetzes in Aussicht gestellte freie Entscheidung („free 

choice“) der Tatsache Hohn spricht, dass nach der Mehr-

heitsentscheidung für die Gewerkschaft jeder Beschäf-

tigte Mitglied werden oder jedenfalls 

eine Gebühr für die Dienstleistungen 

der Gewerkschaft entrichten muss. 

Diese Zwangsmitgliedschaft wird als „un amerikanisch“ 

empfunden. Die grundsätzliche Kritik an diesem Aspekt 

der amerikanischen industriellen Beziehungen ist nicht 

ganz unberechtigt, doch offensichtlich heuchlerisch. 

Denn die Geschäftswelt ist eindeutig nicht zu einem Sy-

stem flächendeckender Tarifvereinbarungen bereit, das 

die Gewerkschaften besser in die Lage versetzen wür-

de, Trittbrettfahrer zu dulden. Allerdings kann man an 

den teilweise dramatisch gesunkenen Mitgliederzahlen 

deutscher Gewerkschaften sehen, dass die Toleranz von 

trittbrettfahrenden Nichtmitgliedern, die ohne Eigen-

leistung in den Genuss von Tarifvereinbarungen kom-

men, organisationspolitische Grenzen hat. 

Der Kampf um das EFCA dient letztlich dazu, sicher-

zustellen, dass bürgerliche Freiheiten auch am Arbeits-

platz nicht völlig aufgegeben werden müssen. Nicht nur 

die „Freiheit vom Staat“ ist bedeutsam, sondern über 

das Ausüben von Vereinigungsfreiheit auch die „Frei-

heit vor unternehmerischer Willkür“.

Der 11. September verschreckte den amerikanischen Sicherheitsstaat; und er sorgte für massive Einschränkungen bürgerlicher Freiheiten.

Zwangsmitgliedschaft 
unamerikanisch?

iS
to

ck
ph

ot
o

02 / 2008  fundier t 83

Freiheit  erfahren



Von der Freiheit von den Regeln
Wie Leidenschaft in der Oper inszeniert wird
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Clemens Risi

Oper – das ist die Aufführung großer Gefühle. Musik und In-

szenierung transportieren Trauer, Schmerz, Eifersucht oder 

Liebesglück. Doch nach welchen Regeln übertragen sich die 

dargestellten Emotionen auf das Publikum? Seit dem 17. Jahr-

hundert beschäftigten sich Musiktheoretiker mit dieser Fra-

ge. Die von ihnen entwickelten Affekttheorien erwiesen sich 

jedoch als nicht auf jede Aufführungssituation anwendbar. 

Denn Emotionen übertragen sich in Oper oder Theater nicht 

zwangsläufig; sie sind von der Individualität der Darsteller und 

der Zuschauer abhängig. Heute machen sich Theaterschaffen-

de dieses Wechselspiel von Norm und Grenzüberschreitung in 

ihrer Arbeit zunutze. Denn erst im Zusammenspiel von Regel 

und Freiheit wird die Inszenierung der Gefühle wirksam.

Die Frage, „ob, warum und in welcher Weise die Musik 

eine Kraft hat, die Seelen der Menschen zu bewegen“, 

beschäftigte nicht nur den Universalgelehrten Athana-

sius Kircher und seine Musurgia Universalis von 1650. 

Die Erforschung der musikalischen und theatralen 

Darstellung von Leidenschaft und Emotion und deren 

Übertragung auf die Zuhörer ist das zentrale Thema der 

um 1600 neu entstehenden Gattung Oper. Schon die er-

sten Überlegungen über die neue Art des Komponie-

rens erweisen sich als Formulierungen einer expliziten 

Wirkungsästhetik, die die Geschichte der Oper bis heu-

te begleitet. Denn die Tatsache, dass sich Gemütsbewe-

gungen von den Akteuren zum Rezipienten übertragen, 

gehört zu den bestimmenden Momenten der Auffüh-

rungspraxis in der Oper.

Doch mit welchen physiologischen Annahmen erklärte 

man sich das Zustandekommen dieser Gefühlsübertra-

gung auf den Zuhörer? Das wissenschaftseuphorische 

17. Jahrhundert gewährt den 

Fragen nach der Übertragbar-

keit von Affekten eine besondere Aufmerksamkeit. Im 

Fahrwasser der Lust am Experiment und der Wissen-

schaft werden alle Kenntnisse über die Physiologie des 

Menschen zusammengebracht. So versucht man die Fra-

ge nach der Funktionsweise der emotionalen Regungen 

des Menschen sowie der Übertragung eines (zum Bei-

spiel instrumental oder vokal) repräsentierten Gefühls 

von einem Darsteller auf seinen Beobachter oder Zuhö-

rer zu beantworten.

In der Verschränkung zweier theoretischer Konzepte – 

einerseits die Humoralpathologie (Säftelehre) und 

Temperamentenlehre, andererseits die Theorie der Re-

sonanz- oder Sympathiesaiten – wird ein physikalisches 

Experiment auf ein physiologisches Erklärungsmodell 

übertragen. Dies begründet jene Affekttheorie in Bewe-

gung, die auch für die musikalische Kompositionspra-

xis zentral werden sollte. Anhand der Theoriebildung 

des 17. Jahrhunderts und des physiologisch-physika-

lischen Wissens lässt sich also ein Regel- und Wirkme-

chanismus für die Übertragung von Gefühlen rekon-

struieren, von dem angenommen wurde, dass er den 

Komponisten die Gewähr dafür gäbe, bei richtiger An-

wendung der Mittel die jeweils gewünschten Effekte zu 

erzielen.

Es scheint nun, als würde sich die Euphorie um die Ent-

schlüsselung der Natur des Menschen und seines Ver-

haltens heute unter neuen, intensivierten Vorzeichen 

wiederholen. Kaum eine Woche, in der nicht über neue 

medizinische Erkenntnisse berichtet wür-

de. Es wird ein neuer Glaube propagiert und 

praktiziert, mit Hilfe der „harten“ Wissen-

schaften (etwa Genetik, Hirnforschung, Neurophysiolo-

gie) alles erklären zu können – eine Unerschütterlich-

keit im Glauben an die Wissenschaft, die auch das 17. 

Jahrhundert kennzeichnete. Wie kommt es, dass in die-

sem ähnlich wissenschaftseuphorischen Klima die alte 

Form der Barockoper neue Triumphe feiert? Sind wir 

als heutiges Publikum in der Lage, das Regelwerk ba-

rocker Gefühlsübertragung besser nachzuvollziehen? 

Schon der Musiktheoretiker Athanasius Kircher hatte festgestellt, 

dass ein Mensch je nach Temperamentstruktur unterschiedlich 

oder gar nicht auf eine Gefühlsdarstellung reagiert.

Physiologische Erklärungen

Der Einfluss des 
Unberechenbaren
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Zunächst ist offensichtlich, dass jede Form von Theater 

oder Oper von einer Vielzahl von Skripten (Textbuch, 

Partitur) bestimmt ist. Gleichzeitig ist Bühnenarbeit in 

ein Regelungssystem von Strategien eingepasst, um eine 

bestimmte Wirkung zu erzeugen und Unwägbarkeiten 

zu kontrollieren. Insofern mag die Opernbühne auf den 

ersten Blick als regelhaftes Experimentierfeld für die 

wissenschaftlich inspirierte Mechanik der Gefühlsüber-

tragung dienen. Sobald man jedoch die konkrete einma-

lige Aufführung in den Blick nimmt, stellt sich die Frage 

nach dem Einfluss des Unberechenbaren und des Un-

vorhersehbaren. Jedem Versuch einer Vereinheitlichung 

erscheint die Basis zwangsläufig entzogen, da sich jede 

Gefühlsübertragung erst in der einmaligen und unwie-

derholbaren Situation der Aufführung ereignet.

So musste bereits der Musiktheoretiker Kircher einräu-

men, dass der Erfolg der Affektübertragung subjektiv 

durchaus verschieden ausfallen kann. Er hatte beobach-

tet, dass ein Mensch je nach Temperamentstruktur un-

terschiedlich oder gar nicht auf eine Gefühlsdarstellung 

reagierte. Ebenso entscheide auch das 

Klima eines Landes oder die Beschaf-

fenheit des Raums über die spezifische Wirkung. Beson-

ders zu schaffen machte dem Theoretiker aber die Un-

berechenbarkeit der beiden Hauptverantwortlichen für 

den Prozess der Affektübertragung: Darsteller und Zu-

hörer. Kircher gibt in seinen Schriften selbst Beispiele 

dafür, wie auch die bestgemeinte Regelhaftigkeit einer 

Affektenlehre durch die Realität auf der Bühne zunich-

te gemacht wird. Wie kann angesichts solcher Zustände 

eine Affektenlehre greifen?

Für die Auflösung dieses Widerspruchs gilt es, sich die 

Situation von der entgegengesetzten Seite her zu verge-

genwärtigen: Es ist nur die Realität einer Aufführung, 

die in der Lage ist, eine Gefühlsregung auszudrücken 

und zu übermitteln. Eine Affektübermittlung findet nur 

im Moment der Aufführung statt. Die Widersprüche in 

der Theorie deuten auf jene Qualität der Übertragung 

hin, die als eine performative zu beschreiben wäre – bei 

jeder Übertragung eines Affekts handelt es sich um ei-

ne Performance mit ungesichertem und damit unplan-

barem Verlauf und Ausgang.

Diesem Wissen um die Offenheit des Übertragungsge-

schehens trugen musiktheatrale Praktiker des 17. Jahr-

hunderts ihrerseits Rechnung. Claudio Monteverdi et-

wa gibt mit dem „Lamento della Ninfa“ aus seinem 8. 

Madrigalbuch von 1638 zu erkennen, dass ihm die Be-

deutung der individuellen Darstellung für die Entste-

hung des gewünschten Effekts durchaus bewusst ist. Er 

überträgt die Tempogestaltung ganz der Sängerin der 

Nymphe. In der Überschrift zum Notendruck formu-

liert Monteverdi: „Die drei Stimmen 

(der Rahmenerzählung) singen im 

festen, mit der Hand geschlagenen (also dirigierten, un-

veränderlichen) Tempo; […] die Klage der Nymphe soll 

im Zeitmaß ihres Seelenzustandes und nicht im festen 

Tempo gesungen werden.“ Hier offenbart sich ein Wis-

sen um die Unberechenbarkeit des entscheidenden 

Moments der Übertragung. Das Unvorhersehbare der 

Affektübertragung ist als Lücke und Lizenz, quasi als 

Spielraum, in die Partitur eingelassen. Die Klage einer 

Nymphe singt sich eben nicht in festem Tempo, son-

dern im Zeitmaß ihres Seelenzustands.

Diese Erkenntnis hat sich aber nicht nur in historische 

Partituren eingeschrieben, sondern lässt sich auch als 

Antrieb gegenwärtiger Theaterpraxis identifizieren, sich 

immer wieder mit den Szenarien 

des Gefühlsausdrucks vergangener 

Zeiten auseinanderzusetzen und neue Inszenierungen 

anzubieten. Wie aber gehen die Inszenierungen von 

heute mit den stark formalisierten musikalischen Mit-

teln der Oper des 17. Jahrhunderts um?

Die frühe Oper des 17. Jahrhunderts zeichnet sich da-

durch aus, dass sie einen deklamatorischen Stil des 

Sprechens in Musik überführte und damit eine gleich-

sam endlose Kette von Rezitativen produzierte. Vor 

allem Claudio Monteverdi ist es zu verdanken, dass er 

diese Abfolge von Rezitativen durch andere Formen an-

reicherte. Damit entwarf er eine musiktheatrale Form, 

die aus der Abfolge von Rezitativen und sogenannten 

geschlossenen Formen – grob gesprochen: Arien – be-

stand. Eine Art Vermischung beider Stile – also des eher 

rezitativischen mit dem der Arie – findet sich in der er-

sten großen Szene von Nero und Poppea in Montever-

dis 1642 in Venedig uraufgeführter Oper L’Incoronazione 

Widersprüche in der Theorie

Parallelen und Kontraste

Die Freiheit der Akteure

„Dido and Aeneas“, eine Choreographie von Sasha Waltz, Musik von Henry 

Purcell, Staatsoper Berlin 2005. Clementine Deluy, Michal Mualem,  

Aurore Ugolin.
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di Poppea: Der römische Kaiser Nero hat soeben ei-

ne Liebesnacht mit seiner nicht standesgemäßen Ge-

liebten Poppea verbracht, die er zur Kaiserin machen 

möchte. Dafür muss er aber zuvor seine Gattin Ottavia 

verstoßen. In der betreffenden Szene versichern Nero 

und Poppea sich ihrer Liebe, wenngleich Poppea Zwei-

fel aufgrund ihres Standes äußert, von Nero tatsächlich 

erwählt zu sein. Nach einem auch musikalisch reichen 

Austausch der Argumente nehmen der Kaiser und seine 

Geliebte voneinander Abschied, wofür Monteverdi eine 

ebenso schöne wie formelhaft wiederholte Abschieds-

sequenz geschrieben hat. Beide wiederholen mehrfach 

„addio“ sowie den Namen des jeweils anderen.

Diese durch die Wiederholungsstruktur der Kadenzflos-

keln sehr formalisiert wirkende musikalische Abschieds-

geste hat Regisseur Klaus Michael Grüber in seiner In-

szenierung im Jahr 1999 dazu animiert, auch seine bei-

den Protagonistinnen in ihren Körperbewegungen zu 

synchronisieren. In der Aufführung in Aix-en-Provence 

verharren Mireille Delunsch als Poppea und Anne So-

fie von Otter als Nero wie zwei Statuen in annähernder 

 S-Kurve nahezu unbeweglich in einiger Distanz. Kontakt 

ist nur über Blicke und Gesten möglich, nicht aber durch 

Berührung. Nur die Hände und Arme bewegen sich in 

einer tänzerisch gewundenen Pose aufeinander zu und 

strecken sich in einem Wechselspiel von Verführung 

und Anziehung nacheinander aus. Fast für die gesamte 

Dauer der acht „addios“ bleiben sie in dieser Pose. 

In größtmöglichem musikalischen wie szenischen Kon-

trast dazu eröffnet Poppea nach dem Abgang Neros eine 

neue, vielleicht ihre eigentliche, bis dahin unter drückte 

Gefühlslage. Sie demonstriert ihre Hoffnung auf ge-

sellschaftlichen Aufstieg und eine manisch beschwore-

ne Selbstsicherheit, dass sie mit Hilfe Amors und For-

tunas ihr Ziel auch erreichen wird. In der Inszenierung 

von Grüber kommt es hier zu einer Art Gefühlsausbruch 

mit Hilfe eines Mittels, das bei Monteverdi und der Dar-

stellungspraxis des 17. Jahrhunderts kein Vorbild hat. Je-

doch ist es seit dem frühen 19. Jahrhundert für jede un-

kontrolliert ausbrechende Emotion im Bildgedächtnis 

verankert. Gemeint ist das Lösen der Haare als Ausbruch 

der dargestellten Figur aus dem Korsett der Frisur.

Als wollte die Inszenierung diesen unkontrolliert schei-

nenden Affekt-Ausbruch Poppeas im Finale wieder ins 

Choreographische zurückführen, wirkt das berühmte 

Schlussduett „Pur ti miro“ wie eine abgezirkelte Bewe-

gungsstudie. In diesem Duett singen Poppea und Nero 

aufeinander zu, aber im Prinzip doch musikalisch anei-

nander vorbei und treffen sich – im Einklang – nur ganz 

selten. Entsprechend der Ambivalenz dieser gefühlten 

Nähe und Distanz, die man dieser Komposition zuspre-

chen kann, sind die Darsteller auch choreographiert. 

Die scharf aufeinander abgezirkelten Gesangsphrasen 

werden in Wege durch den Raum übersetzt; beide hal-

ten räumlich die Spannung der Distanz, die die Musik 

ihnen durch zahlreiche Vorhalts-Dissonanzen in die 

Stimmen legt. Die beiden Stimmen suchen sich zu um-

schlingen, zu vereinigen, bis sie mit dem letzten Ton 

endlich tatsächlich zu einer Stimme, räumlich, zumin-

dest optisch hintereinander stehend, zu einer Figur ver-

einigt und verschmolzen sein werden.

Dieses Verfahren der Überführung der strengen Form 

musikalischer Affektgestaltung in Bewegungsmu-

ster kann noch intensiviert werden, wenn sich Chore-

ographen Opern dieser Zeit annehmen. So geschehen 

in der Inszenierung von Henry Purcells Opernfrag-

ment Dido and Aeneas von 1689 durch die Choreogra-

phin Sasha Waltz 2005 an der Berliner Staatsoper Unter 

den Linden. Gleich in der ersten Arie der Dido, „Ah Be-

linda“, lassen sich weitere Modalitäten für die Überfüh-

rung der musikalischen Form in eine choreographische 

nachvollziehen. In dieser Arie, in der Dido ih-

ren Zwiespalt zwischen dem Treue-Schwur, den 

sie ihrem verstorbenen Mann gegeben hat, und 

der entbrannten Liebe zu Aeneas Ausdruck verleiht, er-

scheint Dido auf der Bühne der Staatsoper in dreierlei 

Gestalt: Körper und Stimme leiht die Sängerin Aurore 

Ugolin, als zwei weitere Körper erscheinen die Tänze-

rinnen Clementine Deluy und Michal Mualem. 

Eines der faszinierendsten Momente an Sasha Waltz’ Ar-

beit ist, dass Sänger und Tänzer derart miteinander ver-

schmelzen, dass häufig nicht oder erst auf den zweiten 

Blick erkennbar ist, wer wer ist oder wer was ist. Und 

doch – bei aller Verschmelzung – ist es die unterschied-

Das Regelwerk 
der Oper

Claudio Monteverdi, „L’Incoronazione di Poppea“ (1642/43), Erster Akt, 

Szene III, aus: Tutte le opere di Claudio Monteverdi, hrsg. von Gian 

Francesco Malipiero, Bd. 13, Wien (Universal Edition) o. J.
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liche Beschaffenheit von Stimmen und Körpern, die 

die Individualität der Darstellerinnen zum Vorschein 

und zum Klingen bringen. Trotz oder gerade wegen der 

Versuche, die phänomenale Leiblichkeit der Darstelle-

rinnen in ein choreographiertes Kollektiv zu überfüh-

ren, wandert die Wahrnehmung des Zuschauers immer 

hin und her. Einerseits ist da die choreographierte, ver-

schmolzene Trias von Sängerin und Tänzerinnen, das 

Dreier-Kollektiv, andererseits die immer wieder zum 

Vorschein kommende Differenz der Körperlichkeit in 

Statur, Haltung und Bewegung sowie der Stimmlich-

keit. Es ist gerade dieses Wechselspiel von kollektivem, 

geordneten Regelkanon und überschreitender Indivi-

dualität, die für den besonderen Reiz dieser Szene wie 

der gesamten Aufführung verantwortlich zeichnet.

Dieses Doppelte des Affektausdrucks, die Etablierung 

und Wahrung einer Regel bei gleichzeitiger Über-

schreitung, prägt im Übrigen auch schon die Verto-

nung  Purcells. Ähnliches, wie im Falle Monteverdis for-

muliert wurde, dass nämlich die Erlaubnis und Freiheit 

zur Regelüberschreitung sogar Eingang in die Partitur 

gefunden hat, lässt sich auch über Purcells Vertonung 

der Arie „Ah Belinda“ sagen.

Auffällig an dieser Arie ist die Gleichzeitigkeit zweier 

unterschiedlicher Gestaltungsebenen in Gesang einer-

seits und instrumentaler Begleitung andererseits. Der 

Bass folgt einer klar und streng formalisierten Wieder-

holungsstruktur: eine viertaktige Phrase, die insgesamt 

16 Mal wiederholt wird. Diese Phrase kann als Cha-

conne, also als einer der sogenannten Tanzbässe, iden-

tifiziert werden. Hauptcharakteristikum der Bass-Cha-

conne ist die Spannung zur Oberstimme. Das reizvolle 

Wechselspiel entsteht aus der streng musikalischen 

Form des instrumentalen Basses und der gesungenen 

Oberstimme, die innerhalb dieses Gerüsts rhythmisch 

und melodisch sehr frei gesetzt sein kann. Dies kann 

sich – wie hier bei „Ah Belinda“ – in einer Gesangsstim-

me manifestieren, die aus unregelmäßigen, unterbro-

chenen und der sprachlichen Deklamation nahe ste-

henden, einzelnen kurzen Motiven besteht, darunter 

auch die bekannten sogenannten Seufzer, natürlich vor 

allem auf das Wort „A-ah“.

Stellt die musikalische Ebene zwischen instrumentalem 

Bass und Sängerin schon eine Spannung von Regel und 

Überschreitung dar, so fügt Sasha Waltz auf der Ebene 

der Sängerin durch ihre Choreographie noch eine wei-

tere Spannung hinzu: Sie lässt die singende Dido gerade 

zu ihren unregelmäßig platzierten „Ahs“ wiederholt ei-

ne formalisiert strenge Armbewegung ausführen, in der 

der rechte Arm angewinkelt in einem Bogen zur Sei-

te geführt wird. Der in der Gesangslinie beschworene 

subjektive Gefühlsausbruch wird damit durch die Be-

Prof. Dr. Clemens Risi

Clemens Risi studierte Musikwissenschaft, 

Theaterwissenschaft und Betriebswirt-

schaftslehre in Mainz, München und Rom. 

2001 wurde er mit einer Arbeit über das ita-

lienische Musikdrama zwischen 1830 und 

1850 promoviert. 2005 erhielt er den Pre-

mio Internazionale Rotary Club di Parma 

„Giuseppe Verdi“ für sein Buchprojekt „Ver-

di und die musiktheatrale Darstellungspra-

xis seiner Zeit“. Seit 2007 ist Clemens Risi 

Juniorprofessor für Musiktheater am Institut für Theaterwissenschaft 

der Freien Universität Berlin und seit 2008 auch Leiter eines For-

schungsprojekts im Sonderforschungsbereich „Kulturen des Perfor-

mativen“ zum Verhältnis von Notation und Performance im Musik-

theater des 19. Jahrhunderts und der Gegenwart. Im Frühjahr 2008 

hatte er eine Gastprofessur an der Brown University (USA) inne. Er 

verfasste zahlreiche Publikationen zu Oper und Musiktheater vom 

17. Jahrhundert bis zur Gegenwart, zu Operninszenierungen, der Dar-

stellungspraxis, den Affekten und den Stimmen in der Oper, zu Wahr-

nehmung, Rhythmus und Zeiterfahrungen. 

Kontakt

Freie Universität Berlin 

Institut für Theaterwissenschaft

Grunewaldstraße 35

12165 Berlin

Telefon: (030) 838-56695 

E-Mail: clemens.risi@fu-berlin.de 

Be
rn

d 
W

an
ne

nm
ac

he
r

Aurore Ugolin, Clementine Deluy.

Se
ba

st
ia

n 
Bo

les
ch

02 / 2008  fundier t 89

Freiheit  erfahren



wegung choreographisch überformt und erhält durch 

die regelhafte Armdrehung einen starken Kontrast. 

Die Gegenüberstellung der Theorie des 17. Jahrhun-

derts und der Aufführungspraktiken der Gegenwart hat 

gezeigt, dass sich im Wechselspiel von Regel und Über-

schreitung eine Verbindung über die Zeiten hinweg er-

kennen lässt. Die Spannung zwischen 

Formalisierung einerseits und Lizenz, 

Ausbruch und Freiheit andererseits, 

zwischen dem physiologisch begründeten Regel- und 

Wirkmechanismus einerseits und der Überschreitung 

durch die je individuellen Körper und Stimmen der 

Darstellung auf der anderen Seite, die als grundlegend 

für Theorien der Affektübertragung wie für Komposi-

tionen des 17. Jahrhunderts beschrieben wurde, fordert 

heutige Aufführungen geradezu heraus, diese Spannung 

auf vielen Ebenen der Darstellung zu realisieren. Ge-

genwärtige Auseinandersetzungen mit den Affektszena-

rien des 17. Jahrhunderts sind offenbar genau daran in-

teressiert, die scheinbaren Gültigkeiten im Wissen um 

die Beschaffenheit des Menschen immer wieder neu zu 

hinterfragen und herauszufordern. Intensität der Ge-

fühlsdarstellung und -übertragung stellt sich insbeson-

dere dann ein, wenn der Moment provoziert wird, in 

dem die Aufführung die Regel (die Strategien der Insze-

nierung) überschreitet. Den Zuschauern und Zuhörern 

ermöglicht dies neue Anregungen im schillernden Feld 

von Regel und Regelüberschreitung, Norm und Frei-

heit, Distanz und Nähe, Historizität und Aktualität. Es 

ist genau dieses Wechselspiel von behaupteter oder in-

szenierter Regel und der Lizenz, diese zu überschreiten, 

die sowohl die Theoretiker und Komponisten des 17. 

Jahrhunderts als auch die Theaterschaffenden der Ge-

genwart an den Affekten fasziniert und die die Oper im-

mer und immer wieder als ganz besonderen Ort großer 

Gefühle auszeichnet.

Bearbeitete und gekürzte Fassung des Beitrags „Inszenierungen der Affekte in der 
Oper“, erscheint in: Koordinaten der Leidenschaft. Kulturelle Aufführungen von 
Gefühlen, hrsg. von Clemens Risi und Jens Roselt, Berlin: Theater der Zeit, 2008.

Wechselspiel von 
Regel und Lizenz

Michal Mualem, Clementine Deluy, Aurore Ugolin.
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Unendliche Weiten?
Die Grenzen des Menschen im All



Hanns-Christian Gunga und 
Andreas Werner

Das All, schwebende Astronauten in der Raumfähre oder auf 

der Internationalen Raumstation ISS: Sie stehen sinnbild-

lich für das Vordringen des Menschen in neue Welten und für 

grenzenlose Freiheit. Doch ist dieser Eindruck richtig? Wo-

durch könnte der Aufenthalt des Menschen in der Schwere-

losigkeit begrenzt sein? Welche Maßnahmen sind nötig, um 

die geistige und körperliche Leistungsfähigkeit des Menschen 

bei Langzeitaufenthalten im All zu erhalten? Diesen und ähn-

lichen Fragen gehen verschiedene Arbeitsgruppen an der Frei-

en Universität Berlin im Zentrum für Weltraum medizin Ber-

lin nach.

Aufenthalte des Menschen im All werden durch die 

Umstände des Einsatzes selbst und durch medizinisch-

physiologische Rahmenbedingungen bestimmt – und 

zum Teil stark begrenzt. Entscheidend sind die Dauer 

des Fluges, die Autonomie der Mission, unterschied-

liche Gravitationsbelastungen, psycho-physiologische 

und soziale Probleme, kosmische Strahlung und ei-

ne hypomagnetische Umwelt. Diese außergewöhnli-

chen natürlichen und künstlichen Umwelteinflüsse bei 

einem Langzeitflug durchs All in einem Raumschiff 

oder auf einer Mond- oder Marsbasis können medizi-

nisch-physiologische, anatomische, biomechanische 

und psycho-soziale Veränderungen hervorrufen und 

den menschlichen Organismus in vielschichtiger Weise 

nachhaltig beeinflussen. Sowohl die Leistungsfähigkeit, 

die Gesundheit und das allgemeine Wohlbefinden des 

Astronauten als auch die Sicherheit der Besatzung, das 

Gesundheitsmanagement und die Trainingsprogram-

me sind hier zu nennen. Gerade bei Langzeitflügen ins 

All gilt es zu berücksichtigen, dass auch nur scheinbar 

marginale medizinisch-physiologische und psycholo-

gisch-soziale Veränderungen im Rahmen von Kurzzeit-

flügen sich bei Langzeitmissionen ins All zu patholo-

gischen Problemen auswachsen und den Erfolg einer 

ganzen Mission gefährden können.

Nach einem halben Jahrhundert bemannter Raumfahrt 

verstehen wir die Anpassungsvorgänge des Menschen 

während der ersten rund 30 Tage einer Raumfahrtmis-

sion relativ gut. Wir wissen aus zahlreichen Untersu-

chungen, wie die physiologischen Abläufe (Herz-Kreis-

lauf und Salz-Wasser-Haushalt) in dieser Phase vor sich 

gehen: Nach etwa drei Wochen stellt sich 

ein stabiles Gleichgewicht ein. Allerdings 

wissen wir aufgrund der spärlichen Datenlage über das 

Muskel- und Skelettsystem bei Langzeitaufenthalten 

noch relativ wenig, obgleich dies bei sehr langen Besu-

chen des Menschen im All sicherlich eine überragende 

Rolle spielen dürfte. Ähnliches gilt für die Langzeitef-

fekte, die durch erhöhte Strahlung eintreten könnten. 

Zudem müssen Zeitspanne und Ausmaß bei der Erho-

lung der Organsysteme des Menschen nach Wiederein-

tritt in das Schwerefeld der Erde als offene Probleme 

angesehen werden. 

Darüber hinaus ist bei Langzeitflügen mit psycho-phy-

siologischen Problemen und zwischenmenschlichen 

Konflikten ein wachsendes Problem vorhanden. Eine 

Die Internationale Raumstation ISS.

Medizin im Weltraum

ES
A

Fr e ie  Univer s i t ä t  Ber l in94



Vielzahl von Stressfaktoren wirkt auf den Menschen 

ein: Isolation, Beengtheit, Reizverarmung oder -über-

flutung, Bewegungsarmut, mangelnder Komfort, Ab-

hängigkeit von technischen Systemen. Dazu kommen 

individuelle Probleme wie eine fehlende Privatsphä-

re, die Trennung von der Familie und Stressbewälti-

gung. Problematisch können auch zwischenmensch-

liche Konflikte sein bis hin zu Veränderungen der in-

neren Rhythmen des Menschen (Tages-, Monats- und 

Jahresmuster). Diese Abweichungen sind gepaart mit 

einem Gefühl zunehmender Gleichförmigkeit, je län-

ger der Raumflug dauert. All diese Faktoren tragen da-

zu bei, dass die Herausforderung eines Langzeitfluges, 

auch nach jahrelangem Training, für Astronauten ei-

ne außergewöhnliche Belastung darstellt, die weit über 

den irdischen Erfahrungshorizont hinausgeht. 

Derzeit kann man vier mögliche Missionsszenari-

en unterscheiden: der Raumflug im erdnahen Raum 

(Low Earth Orbit, kurz: LEO, etwa an Bord der ISS); der 

Raumflug von Planet zu Planet (interplanetarer Transit); 

der Aufenthalt auf dem Mond und der Aufenthalt auf 

dem Mars. Diese Szenarien werden in unterschiedli-

chem Maß von grundlegenden Kon-

stanten beeinflusst, die es bei den 

verschiedenen Missionen zu berücksichtigen gilt: die 

Entfernung von der Erde, die unterschiedlich auftreten-

de Schwerkraft sowie die vermutliche Dauer einer Mis-

sion. Je nach Szenario werden die Astronauten unter-

schiedlich belastet, und zwar im Hinblick auf Gesund-

heit, Sicherheit und das Wohlbefinden der Besatzung. 

Darüber hinaus beeinflussen die Missionsszenarien 

entscheidend die Planung und technologischen Frage-

stellungen eines Raumfluges bis hin zur Konstruktion 

und Gestaltung geeigneter Raumschiffe oder planetarer 

Raumstationen.

Generell nehmen Autonomie, Gefährdungs- und Ge-

sundheitsprobleme mit zunehmender Entfernung von 

der Erde substanziell zu, weil ein Echtzeit-Telekommu-

nikationssystem immer ineffizienter wird. Bei Mars-

missionen existiert eine Zeitverzögerung von 40 Minu-

ten; ein zeitgerechter Dialog zwischen der Mars-Crew 

und der Bodenstation auf der Erde ist kaum zu führen. 

Bei einem Notfall im erdnahen Raum ist eine Evakuie-

rung von Astronauten innerhalb von 24 Stunden mög-

lich, etwa durch eine Sojus-Kapsel. In Mond-Nähe lie-

ße sich dies in einem Zeitraum von einigen Tagen oder 

Wochen realisieren. Eine entsprechend schnelle Eva-

Kein Spaziergang: Der Aufenthalt im All erfordert großen körperlichen Einsatz – hier vom deutschen Astronauten Thomas Reiter. 

Infrarotaufnahmen der steigenden und wieder sinkenden Hauttemperatur am 

Kopf in den verschiedenen Phasen eines Parabelfluges.

Vier Missionsszenarien
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kuierung ist in den Szenarien Transit und Mars nahe-

zu unmöglich. Deshalb erfordern diese Szenarien den 

höchsten Grad an Autonomie. Zudem erhöht sich das 

Strahlungsrisiko bei den erdfernen Szenarien Transit, 

Mond und Mars substanziell, wenn keine entsprechen-

den Maßnahmen zur Abschirmung getroffen werden. 

Bislang sind rund 500 Menschen im All gewesen, über-

wiegend männliche Astronauten, der Anteil der weibli-

chen beträgt nur etwa zehn Prozent. Rechnet man den 

Aufenthalt im All dieser Astronauten zusammen, erhält 

man derzeit eine kumulative Flug-

zeit von rund 85 Jahren. Allerdings 

handelt es sich hierbei weitgehend 

um Kurzzeitaufenthalte im Weltraum, bei denen die 

Raumfahrer weniger als zehn Tage der Schwerelosig-

keit ausgesetzt waren. Bis 2003 hatten nur rund 40 Ast-

ronauten Flugerfahrungen, die länger als sechs Monate 

dauerten, und ganze vier Personen waren länger als ein 

Jahr im All. Den Rekord des längsten kontinuierlichen 

Aufenthalts hält der russische Arzt Dr. Valery Polyakov 

mit einem Raumflug auf der MIR Station in den Jahren 

1994 und 1995 mit 437 Tagen. Auch bei den kumulati-

ven Rekorden führen die russischen Kosmonauten Po-

lyakov (679 Tage verteilt auf zwei Flüge) und Sergey Av-

deyev (748 Tage verteilt auf drei Flüge). 

Die Erfahrungen aus dem All werden – häufig wenig be-

achtet – immer auch durch terrestrische Studien beglei-

tet, die stets ein wesentlicher Bestandteil der Raumfahrt-

medizin waren. Insbesondere die europäische Raum-

fahrtbehörde (ESA), das Deutsche Zentrum für Luft- und 

Raumfahrt und verschiedene Arbeitsgruppen im Zen-

trum für Weltraummedizin Berlin haben sich bereits 

frühzeitig mit diesen vielschichtigen Problemen ausein-

andergesetzt. Die medizinisch-physiologischen, psycho-

sozialen und technischen Fragen, die beim Langzeit-

aufenthalt des Menschen im All eine Rolle spielen, wur-

den in eigenen Studien, auf speziellen Meetings und in 

zahlreichen Abhandlungen untersucht.

Studien, in denen die einzigartigen Verhältnisse im 

Weltraum auf der Erde nachgeahmt werden, sogenann-

te Simulationsstudien, werden auch in Zukunft ein we-

sentlicher Bestandteil aller Raumfahrtmissionen sein. 

Erstaunlicherweise sind gerade zu den Problemen der 

Isolation und Beengtheit aus der klinischen Medizin 

kaum Daten vorhanden, obwohl beispielsweise durch 

die eingeschränkte Beweglichkeit von Patienten ähn-

liche Probleme auftreten, etwa nach Knochenbrüchen. 

Ein aktuelles Beispiel für die klinische Bedeutung der-

artiger Simulationsstudien sind Erkenntnisse, die da-

rauf hinweisen, dass der Körper Natrium speichern 

kann. Diese Studien aus der medizinischen Raumfahrt-

forschung haben zu einem völlig neuen Blickwinkel 

auf die Volkskrankheit Bluthochdruck geführt. Ähnli-

ches gilt für auf der Erde durchgeführte Studien aus der 

Raumfahrtforschung, die sich mit der Frage von Isola-

tion und beengtem Zusammenleben von Menschen be-

schäftigen. Die Ergebnisse können durchaus auf zahl-

reiche klinische Probleme übertragen werden.

Bei der Planung und Durchführung von Missionen ins 

All ist aus medizinisch-physiologischer Sicht mit vielen 

Problemen zu rechnen, darunter beschleunigter Mus-

kel- und Knochenabbau, Missempfindungen der Kör-

Eine ausgewogene, abwechslungsreiche Ernährung ist ein entscheidender Faktor für das Wohlbefinden der Astronauten. 

Erfahrungshorizont 
und neue Studien
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pertemperatur, Erschöpfung, Dehydration, immunolo-

gische Veränderungen, Herz-Kreislauf-Probleme, Glie-

der- und Gelenkschmerzen bei Einsätzen außerhalb des 

Raumschiffs. Ferner psychologische Probleme, die die 

mentale Leistungsfähigkeit, Konzentrationsfähigkeit, 

psychische Stabilität und Belastbarkeit der Astronauten 

herabsetzen (unter anderem Stress, Angst, Gereiztheit, 

Depression).

Das ganze Spektrum möglicher Probleme ist vermut-

lich noch gar nicht erfasst. Im Vordergrund stehen aus 

medizinisch-physiologischer Sicht in den ersten Wo-

chen des Aufenthalts in der Schwerelosigkeit sicher-

lich Veränderungen in der Körperzusammensetzung 

(Körperwasser, Elektrolyte, fettfreie Körpermasse, Fett, 

Knochenmasse) und Anpassungen im Herz-Kreislauf-

System, einschließlich der Blutbildung. So werden et-

wa weniger rote Blutzellen produziert, die für 

den Sauerstofftransport im Organismus zu-

ständig sind. Die Abnahme der Zellenzahl be-

ruht zum Teil darauf, dass das Hormon Erythropoietin 

(EPO), das die Produktion roter Blutzellen anregt, bei 

Schwerelosigkeit gar nicht oder nur in geringem Maße 

vom Körper gebildet wird. Die Ursachen hierfür sind 

bislang unklar. 

Neben den bereits genannten Veränderungen unter 

Schwerelosigkeit muss besonderes Augenmerk auf das 

Muskel- und Skelettsystem gelegt werden: Beide Syste-

me benötigen eine ausreichende Anregung durch me-

chanische Beanspruchung, um ihre Struktur aufrecht 

zu erhalten. Unter den Bedingungen der Schwerelosig-

keit sinkt diese Beanspruchung auf ein Minimum. Be-

reits nach kurzer Zeit im Weltraum ist Muskelschwund 

zu verzeichnen, einhergehend mit strukturellen und 

funktionellen Veränderungen der Muskulatur sowie ei-

ner negativen Stickstoffbilanz. Diese Abnahme ist be-

sonders ausgeprägt in der Haltungsmuskulatur, die 

den Körper gegen die Schwerkraft stützt. Ohne geeig-

nete Gegenmaßnahmen verlieren Astronauten bei einer 

kurzen Mission bis zu 20 Prozent ihrer Muskelmasse – 

und bis zu 50 Prozent während Langzeitmissionen. Ins-

besondere die Beinmuskulatur zeigt den deutlichsten 

Verlust, da sich die Astronauten hauptsächlich mit Hilfe 

der Arme durch die neue Umgebung bewegen. Zusam-

men mit den Veränderungen im Herz-Kreislauf-System 

schränkt der Verlust an Stärke und Kraftausdauer die 

Leistung von Astronauten bei einer Rückkehr in eine 

Umgebung mit Gravitation erheblich ein – was bei ei-

ner Landung auf dem Mars den Fortgang der Mission 

behindern könnte. 

Prof. Dr. med. Hanns-Christian Gunga

Hanns-Christian Gunga studierte Geologie, 

Paläontologie und Humanmedizin an der 

Wilhelms-Universität Münster und der Frei-
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Campus Benjamin Franklin. Forschungs-

schwerpunkte sind unter anderem Welt-

raummedizin, Blutphysiologie und vergleichende Physiologie in extre-

men Umwelten. Er ist Sprecher des Zentrums für Weltraummedizin 

Berlin und Stellvertretender Geschäftsführender Direktor des Instituts 

für Physiologie, Charité – Universitätsmedizin Berlin, Campus Ben-

jamin Franklin. Hanns-Christian Gunga ist unter anderem Mitglied 

der Life Science Working Group der Europäische Weltraumbehörde, 

des NATO-Expertenrates „Man in Extreme Environments“ und des 

Wissenschaftlichen Programmausschusses des Deutschen Zentrums 

für Luft- und Raumfahrt. Als Principal und Co-Investigator ist er seit 

1990 bei zahlreichen Raumfahrt-Missionen aktiv, zuletzt bei der Ber-

lin Bed Rest Study 2007/08 (Principal Investigator, Thermoregulation, 
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Bei einem Notfall im erdnahen Raum ist eine Evakuierung von 

Astronauten innerhalb von 24 Stunden möglich, etwa durch 

 eine Sojus-Kapsel. 

Grenzen der 
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Eng an die Veränderungen der Muskulatur sind auch 

die des Skelettsystems geknüpft. Ohne eine adäquate 

Beanspruchung kommt es zu einem Ungleichgewicht 

zwischen Knochenauf- und -abbau mit einem Gesamt-

verlust an Knochenmasse von durchschnittlich ein bis 

drei Prozent pro Monat. In Arealen mit besonders ge-

ringem Stress nimmt die Knochendichte um bis zu 

zehn Prozent ab. Die Veränderungen des Knochenab-

baus, das damit einhergehende verstärkte Risiko vor 

allem für Beinbrüche und die mögliche Harnsteinbil-

dung durch vermehrte Kalzium-Ausscheidung im Urin, 

stellen eine ernste Gefahr für die Gesundheit der Astro-

nauten und den Erfolg einer Mission dar. 

Jede kontrollierte Handlung und Bewegung im Raum 

erfordert die Integration der visuellen, vestibulären (aus 

dem Gleichgewichtsorgan) und taktilen Reize. Fehlen-

de Schwerkraft führt insbesondere in den ersten Tagen 

eines Raumfluges zu fehlerhafter Informationsverar-

beitung und in der Folge zur sogenannten Weltraum-

krankheit mit Schwindelgefühl, Übelkeit oder Brech-

reiz. Nach einer Anpassungsphase von wenigen Tagen 

verschwinden die Symptome zwar, können jedoch nach 

Rückkehr auf die Erde wieder auftreten. 

Ein weiteres Problem bei Langzeitaufenthalten im All 

stellt die Ernährung dar. Hier gibt es zahlreiche Din-

ge zu beachten: Selbstverständlich müssen Nährwert 

oder Gehalt an Spurenelementen genau bekannt sein 

und in ausreichender Weise für den Astronauten zur 

Verfügung stehen. Allzu salzige Speisen sind zu vermei-

den, sie beschleunigen den Abbau von Kalzium aus dem 

Knochen, der sowieso schon durch die Schwerelosigkeit 

beschleunigt ist. Besonderes wichtig ist Abwechslung 

auf dem Speiseplan. Bereits heute kennt man auf der 

ISS etwa 150 amerikanische Menüs und ebenso viele auf 

russischer Seite. Monotonie beim Essen sollte unter al-

len Umständen vermieden werden. Denn Isolationsstu-

dien belegen, dass eine ausgewogene, abwechslungsrei-

che Ernährung ein entscheidender Faktor für das allge-

meine Wohlbefinden des Astronauten ist, genau wie das 

gemeinsame Essen der Besatzung im täglichen Ablauf. 

Dabei konnte eine interessante und noch nicht geklärte 

Beobachtung gemacht werden: Der Kalorienbedarf un-

ter Schwerelosigkeit bei den Astronauten unterscheidet 

sich kaum vom Kalorienbedarf auf der Erde. 

Ein weiteres Problem stellt die Strahlungsbelastung von 

Astronauten und Kosmonauten bei Langzeitflügen ins 

All dar. Die klinischen Effekte einer Strahlenexposition 

lassen sich in Kurzzeit- und Langzeiteffekte aufteilen. 

Grundlage für beide ist die Bildung hochreaktiver frei-

er Radikale durch die Strahlenwirkung, die an den Zell-

bestandteilen zu Schäden führen können, insbesondere 

an der DNA und anderen Kontrollmolekülen. Die Kurz-

zeiteffekte, auch bekannt als Strahlenkrankheit, äußern 

sich in Symptomen wie Übelkeit, Erbrechen, Durchfall, 

verminderter Blutzellzahl und Blutungen bis hin zum 

Tod, je nach Stärke der erlittenen Dosis. Langzeiteffek-

te betreffen die DNA, die durch Strahlenschädigung zu 

unkontrolliertem Zellwachstum und letztlich zu Krebs 

führen kann. Das Strahlungsrisiko für die Astronauten 

ist in der Tat beträchtlich. Bei Missionen im erdnahen 

Raum werden die Besatzungsmitglieder noch weitge-

hend durch das Magnetfeld der Erde vor ionisierender 

Strahlung geschützt. Weiter außerhalb sind Raumfah-

rer jedoch einer erheblichen Strahlung ausgesetzt. So 

herrscht im Van-Allen-Gürtel, der sich bis zu einer Hö-

he von 30.000 Kilometern ausdehnt, eine Strahlung mit 

hoch-energetischen Protonen und Elektronen. Die kos-

mische Strahlung (auch Hintergrundstrahlung genannt) 

besteht aus hoch-energetischen ionisierten  Nuclei. So-

lare Partikel, bestehend aus hoch-energetischen Proto-

nen, die während einer Sonneneruption in den Raum 

geschleudert werden, stellen eine weitere Strahlenge-

fahr dar. Weder zeitliches Auftreten und Dauer noch 

Stärke einer solchen Eruption lassen sich bislang ver-

lässlich vorherbestimmen, wodurch diese Strahlung ei-

ne besondere Gefahr für interplanetare Langzeitmissio-

nen darstellt. Entsprechende Modellberechnungen zur 

Strahlungsbelastung ergeben insbesondere für interpla-

netare Missionen und bei Aufenthalten auf Mond und 

Regelmäßiges Training ist im Weltraum besonders wichtig. 

Selbst bei einer kurzen Mission verlieren Astronauten bis zu  

20 Prozent der Muskelmasse.
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Mars substanzielle Strahlenbelastungen für die Raum-

fahrer, die bauliche Maßnahmen zur Abschirmung der 

Lebensräume im Raumschiff, auf dem Mond oder Mars 

vermutlich erforderlich machen.

Die Schwerkraft beeinflusst in vielfältiger Weise den 

Bauplan und die Funktion des menschlichen Orga-

nismus. Da die beobachteten Anpassungsprozesse bei 

 Astronauten an die Schwerelosigkeit mit physiologi-

schen Altersprozessen auf der Erde verglichen werden 

können, aber zum Teil in Zeitraffer ablaufen (zum Bei-

spiel Muskel- und Knochenabbau), 

kommt der medizinisch-physiologi-

schen Grundlagenforschung im All eine besondere Rol-

le zu. Von dieser Forschung gehen neue Fragestellungen 

aus, die innovative wissenschaftliche Ansätze fordern 

und neuartige technologische Umsetzungen benöti-

gen. Damit besitzt aber ein scheinbar sehr exotisches, 

spezielles Fachgebiet wie die Weltraummedizin eine 

häufig unterschätzte enge klinische Anbindung. Prak-

tisch werden hier Fragestellungen der Höhen-, Klima-, 

Tauch-, Sport- und Arbeitsmedizin, aber auch der Re-

habilitation bis hin zur Isolationsforschung bearbeitet. 

Somit greift die weltraummedizinische Forschung weit 

über den engeren Rahmen der Weltraumphysiologie 

und -medizin hinaus. 

Für die Weltraummedizin ist klar: Dem Menschen sind 

im All enge Schranken gesetzt. Aufgrund der lebens-

feindlichen Umweltbedingungen ist ein permanen-

ter Aufenthalt des Menschen im Weltraum, auf ande-

ren Planeten und Monden nur begrenzt möglich. Diese 

Grenzen werden von der Leistungsfähigkeit und Zu-

verlässigkeit technologischer Hilfssysteme bestimmt, 

von denen der Mensch abhängt. In dieser Hinsicht 

darf man abschließend feststellen: Von Freiheit für den 

Menschen im All kann zurzeit keine Rede sein. 
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Frei schwebend im All
Wie die Weltraumfahrt die menschliche Perspektive erweitert
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Der Saturnmond Iapetus gab Rätsel auf: Die Frontseite (rechts) ist fast so dunkel wie Kohle, die Heckseite (links) fast so hell wie 

 frischer Schnee. Dieses über drei Jahrhunderte alte planetologische Rätsel konnte durch Daten der Raumsonde Cassini-Huygens 

 gelöst werden.



Gerhard Neukum und  
Tilmann Denk

Vor etwas mehr als 50 Jahren, am 4. Oktober 1957, fand auf 

unserer Erde ein Ereignis statt, das es noch nie zuvor in der 

Geschichte des Planeten gegeben hatte: Ein kleines Stückchen 

Masse unseres Planeten wurde in bewusster Absicht über die 

Atmosphäre hinausgehoben und auf eine Geschwindigkeit ge-

bracht, die so groß war, dass das Objekt nicht mehr auf die Er-

de zurückfiel. Es trug den Namen „Sputnik“ und markierte den 

Beginn einer neuen Ära der Forschung, aber auch der Politik 

und vieler anderer Lebensbereiche. Sputnik bewegte sich völ-

lig ohne eigenen Antrieb frei schwebend im All. Nur der sanfte 

Widerstand der extrem dünnen Lufthülle in wenigen hundert 

Kilometern Höhe übte eine leicht bremsende Wirkung auf den 

Raumflugkörper aus, der schließlich – nach drei Monaten im 

Weltall – in der Erdatmosphäre verglühte. 

Die Entwicklung der Raumfahrt verlief von da an sehr 

schnell: Es folgten erste Lebewesen in der Umlaufbahn, 

erste Forschungssatelliten, erste Mondsonden, erste 

Menschen; und schließlich erreichte 1962 die erste in-

terplanetare Sonde den Planeten Venus.

Interplanetare Raumsonden, die einen Kurs weg von 

der Erde zu einem oder mehreren Planeten unseres 

Sonnensystems einschlagen, sind ebenso wie die Erd-

satelliten die meiste Zeit antriebs- und schwerelos, ge-

horchen den Gesetzen der Physik – im Wesentlichen 

hier dem Newtonschen Gravitationsgesetz.

Einmal von einer starken Rakete in wenigen Minuten 

auf Geschwindigkeit und Kurs gebracht, benötigen sie 

Monate bis Jahre, um zu ihrem hunderte oder gar tau-

sende Millionen von Kilometern entfernten Ziel zu ge-

langen. Je nach finanziellem und technischem Aufwand, 

der im Vorfeld auf der Erde für Pla-

nung und Bau betrieben wurde, kann 

ein einfacher Vorbeiflug realisiert 

werden, ein Einschwenken in eine Umlaufbahn um ei-

nen anderen Planeten, ein Eintauchen in eine Gashül-

le, ein harter Aufschlag auf einer Oberfläche oder sogar 

eine weiche Landung. Alles wurde bislang schon aus-

geführt, allerdings beschränkt auf unbemannte Sonden, 

mit Ausnahme der Apollo-Landungen auf dem Mond.

Diese unbemannten Raumsonden verrichten phantas-

tisch anmutende Dinge, man denke nur an die höchst-

präzise Navigation. So ist die Raumsonde Cassini-

 Huygens, die für die Arbeiten der Arbeitsgruppe 

Planeto logie und Fernerkundung am Institut für Geo-

logische Wissenschaften der Freien Universität eine 

Schlüsselstellung einnimmt, Anfang Oktober 2008 in 

nur 21 Kilometern Distanz an dem hochinteressanten 

Saturnmond Enceladus vorbeigeflogen. 21 Kilometer 

sind eine verschwindend kleine Distanz, wenn man be-

denkt, dass Saturn und seine ihn unermüdlich umkrei-

senden Monde zwischen 1,3 und 1,6 Milliarden Kilo-

meter von unserer Erde entfernt sind. Die Abweichung 

von der im Voraus berechneten Flugbahn betrug dabei 

gerade mal einen halben Kilometer im Raum und vier 

Millisekunden in der Zeit.

Cassini-Huygens ist eine internationale Raumsonden-

mission unter Leitung der US-amerikanischen Raum-

fahrtbehörde NASA, in deren Imaging Team (ISS, Ima-

ging Science Subsystem Experiment) auch die Freie 

Universität Berlin durch Professor Gerhard Neukum 

vertreten ist. Seit Mitte 2004, geplant bis 2017, umkreist 

diese Sonde den Ringplaneten Saturn. Der Arbeits-

schwerpunkt der beteiligten Forscher der Freien Uni-

versität liegt auf der Erforschung der 

geologischen Entwicklung der Saturn-

monde mit Akzenten auf der Altersstel-

lung der Oberflächen und der Geschichte und Natur 

des Bombardements der Monde durch Asteroiden und 

Kometen. Er umfasst zudem umfangreiche Planungs-

aufgaben. Oder anders ausgedrückt: Ein nicht unerheb-

licher Teil der Lagebewegungen und Kameraaktivitä-

ten der Cassini-Sonde wurde und wird von Berlin aus 

Montage der Raumsonde Cassini-Huygens in Cape Canaveral (Florida): Diese 

größte je gebaute, unbemannte US-Raumsonde (Höhe: 6,70 Meter) begann ihre 

Reise 1997 und erreichte den Ringplaneten Saturn im Jahr 2004. 

Tausende Millionen 
von Kilometern

Die Cassini-Sonde soll 
bis 2017 Daten senden
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ini tiiert. In internationaler Kooperation mit mehreren 

Instituten in den USA werden diese „Anweisungen für 

Cassini aus Berlin“ durch NASA-Ingenieure am Jet Pro-

pulsion Laboratory im kalifornischen Pasadena in für 

die Sonde verständliche Computerbefehle umgewan-

delt und bis zum Saturn gefunkt.

Das Entsenden von Sonden zu den Planeten hat einen 

leicht ersichtlichen Vorteil und ist zur genauen Erfor-

schung zwingend notwendig: Relativ kleine Teleskope 

an Bord der Sonden sind aufgrund der großen Annähe-

rung an den zu erforschenden Körper in der Lage, weni-

ge Meter bis Zentimeter große Details – bei Landeson-

den sogar mikroskopische Strukturen – aufzulösen. Zum 

Vergleich: Von der Erde aus kann man beispielsweise 

mit dem Hubble Space Telescope am Saturn nur etwa 

200 Kilometer große Strukturen erkennen. Die Kamera 

von Cassini kann hingegen aus 166.000 Kilometern Dis-

tanz einen Kilometer große Objekte festhalten, und bei 

sehr nahen Vorbeiflügen an Saturnmonden Details von 

weniger als zehn Metern Größe. Nur mit den wissen-

schaftlichen Instrumenten an Bord von Raumsonden 

ist es also möglich, die Geologie oder Atmosphäre sowie 

die geladenen und neutralen Teilchen und Magnetfel-

der der Planetenumgebungen zu erfassen. Sie haben ge-

wissermaßen frei schwebend einen zumeist unverhüll-

ten Blick auf die Ziele der Forschungsneugier und erlau-

ben mithilfe der gewonnen Daten, Rückschlüsse auf die 

Entstehung und Entwicklung der Planeten und Monde 

und folglich auch unserer Erde zu ziehen.

Und im Sonnensystem gibt es gar viele Seltsamkeiten 

zu entdecken! So ist die Oberfläche der Venus, des strah-

lendsten Gestirns an unserem Himmel nach Sonne und 

Mond, bis zu 500 °C heiß. Nach nennenswerten Mengen 

von Wasser braucht man hier gar nicht erst zu suchen. 

Auch das Wissen um die Vielseitigkeit unserer Erde, um 

ihre Entstehung und enorm differenzierte Entwicklung 

muss erwähnt werden, denn die Erkenntnis ihrer Ein-

zigartigkeit ist Ergebnis der Planetenforschung. Auf 

Mars gibt es endlose rostfarbene Wüsten, deren Farb-

töne auf Eisenoxide, quasi auf „Rostpartikel“, zurück-

zuführen sind. Jupiter, der Gigant al-

ler Planeten unserer Sonne, vereinigt 

doppelt so viel Masse in sich wie al-

le übrigen Planeten, Monde und Kleinkörper zusam-

men, und von keinem Planeten kennt man mehr Mon-

de als von Jupiter. Vier davon, mit den Namen Io, Euro-

pa, Ganymed und Callisto versehen, sind vergleichbar 

groß oder sogar größer als unser Mond. Diese vor genau 

400 Jahren durch den italienischen Astronomen Gali-

Der Saturn ist mit seinem Ringsystem und seinen Monden an Vielseitigkeit im Sonnensystem kaum zu überbieten. Dieses Bild zeigt 

eine Aufnahme der Raumsonde Cassini-Huygens aus 3,5 Millionen Kilometern Distanz.

Beim Sinkflug durch die Atmosphäre des Saturnmondes Titan 

(kl. Bild) entdeckte die Huygens-Sonde auf der eisigen Oberflä-

che ausgeprägte Flusssysteme.

Die Wasserozeane 
der Jupitermonde
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leo Galilei mit einem der ersten primitiven Fernrohre 

entdeckten „Galileischen Monde“ weisen ungewöhnli-

che Eigenschaften wie extrem heißen, basaltischen Vul-

kanismus, Salzwasserozeane unter den Eispanzern oder 

ein Magnetfeld auf, das dem irdischen ähnelt. 

Saturn ist berühmt für seinen Ring, dessen Verhältnis 

zwischen Dicke und Durchmesser mit einem Blatt Pa-

pier vom Ausmaß eines Fußballstadions verglichen wer-

den kann. Seine Entstehung, Entwicklung und Struk-

turen sind gleichermaßen komplex wie unverstanden 

sind, und sein erstmaliger Anblick im Teleskop berührt 

jeden Menschen in seinem Inneren. Die Monde von Sa-

turn – neben Mars gegenwärtig das hauptsächliche For-

schungsfeld der Arbeitsgruppe Planetologie und Fer-

nerkundung – sind an Vielseitigkeit im Sonnensystem 

kaum zu überbieten. So besitzt beispielsweise der große 

Mond Titan eine ausgedehnte Stickstoff atmosphäre – 

eine Eigenheit, die er nur mit unserer Erde teilt, deren 

Luft zu fast 80 Prozent aus diesem Gas besteht. Titan 

weist etwa 40 Prozent des Durchmessers der Erde auf, 

und der Luftdruck an der Oberfläche beträgt das 1,5-fa-

che des irdischen. Es ist sehr kalt dort – minus 180 °C –, 

und dennoch regnet es hin und wieder eine Flüssigkeit 

auf die Oberfläche, welche Flusstäler formt und sich in 

großen Seen in den Polarregionen sammelt. Bei dieser 

Flüssigkeit handelt es sich um Methan – im Reich der 

Chemie CH4 –, und somit ist Titan nach unserer Erde 

der einzige Körper im Universum, von dem wir wissen, 

dass er Oberflächen-„Gewässer“ beherbergt. Titan ist 

auch der einzige Mond im äußeren Sonnensystem, der 

jemals von einem irdischen Späher besucht wurde: Am 

14. Januar 2005 landete die Huygens-Sonde als europäi-

scher Teil der Cassini-Huygens-Mission auf der eisigen 

Oberfläche.

Ein anderer seltsamer und einzigartiger Saturnmond 

ist Iapetus. Von Weitem sieht er aus wie ein weißer 

 Astronautenhelm mit schwarzem Visier; dieser Hell-

Dunkel-Kontrast fiel schon im Jahr 1672 dem Astro-

nomen Jean-Dominique Cassini auf, der Iapetus nur 

über eine Hälfte seiner Umlaufbahn verfolgen konnte 

und darüber große Verwirrung empfand.

Seither beschäftigt Iapetus die Astronomen: Warum 

ist die auf seiner Umlaufbahn in Flugrichtung wei-

sende Frontseite – er kreist wie unser Erdmond und 

auch viele der Saturnmonde in gebundener Rotation 

um seinen Mutterplaneten – fast so dunkel wie Kohle, 

während die gegen die Flugrichtung weisende Heck-

seite und die Pole fast so hell wie fri-

scher Schnee leuchten? Die Cassini-

Sonde brachte zunächst neue Rätsel: 

So ist dieser Mond trotz seiner recht großen Ausmaße 

von 1.500 Kilometern nicht kugelförmig, wie er eigent-

lich sein müsste. Zudem ist mehr als die Hälfte seines 

Äquators von einem gigantischen, bis zu 20 Kilome-

ter hohen linearen Bergrücken bedeckt, dessen Exis-

tenz alle Modelle zur Erklärung tektonischer Struktu-

ren Lügen zu strafen scheint. Das Rätsel der globalen 

„Helligkeitsdichotomie“ glauben die Weltraumfor-

Äquatorialer Bergrücken auf Iapetus, aufgenommen von der ISS-Kamera der Raumsonde Cassini-Huygens. Die über 2.000 Kilometer lange Erhebung 

befindet sich exakt am Äquator und bildet so eine geologische und geographische Landmarke.

Iapetus: dunkel wie Kohle, 
hell wie Schnee
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scher der Freien Universität Berlin inzwischen gelöst 

zu haben. Demnach findet langsame Sublimation von 

Wassereis teilchen auf der minus 145 °C kalten Front-

seite statt, die einen „dunklen Rest“ zurücklässt – Ma-

terial unbekannter Zusammensetzung, das in geringen 

Mengen schon in der Oberfläche vorhanden gewesen 

ist. Und warum nur vorne und nicht auf der Heckseite 

und eventuell an den Polen? An den Polen ist es kälter – 

zu kalt; dort sublimiert das Eis nicht schnell genug, 

um über die geringe, aber beständige Aufmischung 

der Oberfläche durch Mikrometeoriten dominieren 

zu können. Und auf der Heckseite ist es ebenfalls zu 

kalt. Das liegt daran, dass es noch eine zweite „Dichoto-

mie“ auf Iapetus gibt, die die Forscher der Freien Uni-

versität Berlin als „Farbdichotomie“ bezeichnet haben. 

Staub einer unbekannten Quelle, vielleicht von den äu-

ßeren Saturnmonden, regnet in homöopathischen Do-

sen über einen extrem langen Zeitraum bevorzugt auf 

die gesamte Frontseite von Iapetus und bildet dort eine 

rötliche und geringfügig dunklere Schicht. Somit sind 

die Startbedingungen für die Sublimation der Wasse-

reisteilchen auf der Frontseite aber besser, denn eine 

dunklere Oberfläche ist bei sonst identischen Bedin-

gungen etwas wärmer. Offenbar befindet sich Iapetus 

genau an der richtigen Stelle im Sonnensystem, sodass 

dieser leichte Unterschied in den Startbedingungen ei-

nen riesigen Unterschied in Bezug auf die Stabilität des 

Oberflächeneises ausmacht.

Auch die übrigen der mindestens 60 Saturnmonde wei-

sen zahlreiche Merkwürdigkeiten auf, aber einer davon 

lässt die anderen fast im Wortsinne „im Regen stehen“: 

Dies ist der bereits erwähnte Mond Enceladus, der be-

scheidene 500 Kilometer durchmisst, 

eine strahlend weiße, aus großer Dis-

tanz eintönig wirkende Oberfläche mit 

weit weniger Kratern als im Sonnensystem üblich auf-

weist und dennoch eines der faszinierendsten Objekte 

darstellt. Was macht diesen Mond so besonders? Schon 

seit 1980 kennt man einen Wassereis-Torus aus kleinen 

Partikeln um Saturn, dessen größte Volumen-Dichte 

mit der Enceladus-Umlaufbahn zusammenfällt, der in 

der Fachliteratur als „E-Ring“ bezeichnet wird und des-

sen Erklärung zahlreiche Spekulationen ausgelöst hat-

te. Die „verrückteste“ von allen stellte sich als die rich-

tige heraus: Der kleine Enceladus, der eigentlich völlig 

durchgefroren und geologisch tot sein müsste, spuckt 

unermüdlich Wassereispartikel aus, und das in durch-

aus großen Mengen. Diese fallen zumeist auf die Ober-

fläche zurück und geben dieser ihren strahlend weißen 

Teint, zum Teil verlassen sie aber auch den Mond und 

finden sich in einer Bahn um Saturn wieder, um den 

E-Ring zu bilden. Die Quellgebiete dieser Eruptions-
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Wassereis ins All
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fontänen oder Wassereis-Geysire liegen sehr nahe am 

Südpol.

Wenn dieser Mond aber Wassereispartikel ausspuckt, 

dann liegt die Vermutung nahe, dass eine Energiequel-

le und nahe der Oberfläche flüssiges Wasser vorhan-

den sein könnten. Spätestens mit dieser Erkenntnis 

läuten die Alarmglocken, denn flüssiges Wasser in Ver-

bindung mit einer Oberfläche, ursprünglich im Son-

nensystem als „Exklusivrecht“ unserer Erde betrachtet, 

ist die Grundlage allen Lebens so wie wir es kennen. 

Schon lange wird spekuliert, wo noch im Sonnensys-

tem Leben entstanden sein könnte. Phantasien über 

reiche Vegetation und seltsames Getier unter den un-

durchsichtigen Venuswolken verschwanden Mitte des 

20. Jahrhunderts mit der Erkenntnis über die hohen 

Oberflächentemperaturen. Mars galt schon im ausge-

henden 19. Jahrhundert als ein frostiges Objekt, aber 

dennoch heißer Kandidat für extraterrestrisches Le-

ben. Der itali enische Astronom Giovanni Schiaparelli 

glaubte, in seinem Fernrohr nahe der Auflösungsgren-

ze wie mit dem Lineal gezogene Strukturen zu erken-

nen, welche er als canali bezeichnete und deren „Exis-

tenz“ selbst von Wissenschaftlern als gigantische Bau-

werke versierter Marsianer verstanden wurde. Bald 

schon wurde die Möglichkeit der optischen Täuschung 

experimentell nachgewiesen, aber das sei nur am Ran-

de erwähnt. Im Jahr 1938 ließ eine fiktive Radiorepor-

tage über eine Invasion vom Mars im Handlungsort 

New Jersey eine reale Panik entstehen, und 

bis heute sind die „kleinen grünen Männ-

chen“ ein Synonym für außerirdische In-

telligenzen. Dass Mars kein höheres Leben beherbergt, 

ist inzwischen durch Daten von Raumsonden gesi-

chert. Die Möglichkeit von primitivem, einzelligem Le-

ben kann aber nach wie vor nicht ausgeschlossen wer-

den, obgleich der Aufruhr, den vor etwa zehn Jahren 

die Meldungen zu dem Marsmeteoriten „ALH 84001“ 

erzeugt haben, nicht von Bestand blieb.

Mit der Entdeckung von Ozeanen unter den dicken Eis-

krusten einiger Jupitermonde in den 1990er Jahren und 

kürzlich von Wassereispartikelfontänen am Enceladus-

Südpol erweitert sich die theoretische Möglichkeit er-

heblich, dass es im Sonnensystem neben der Erde noch 

andere Orte geben könnte, an denen sich – wenn auch 

vielleicht ganz andersartiges – Leben entwickelt haben 

könnte. Vielleicht sind im Universum sogar Planeten als 

Lebensträger die Ausnahmen, und Monde von großen 

Gasplaneten halten die Mehrzahl der Biosphären be-

reit? Wir wissen noch nichts darüber. Im Sonnensystem 

nimmt Enceladus insofern eine Sonderstellung ein, als 

Der kleine Saturnmond Enceladus ist einer der aktivsten Körper im Sonnensystem. In der Südpolregion versprühen „Geysire“ ständig Wassereis-

partikel ins Weltall. Der zugrunde liegende physikalische Prozess ist bislang unverstanden.

Einzelliges Leben 
fern der Erde?
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dass sein vermutetes Wasserreservoir sehr dicht an der 

Oberfläche liegen muss. Der Zugang für irdische Spä-

her müsste also deutlich einfacher sein als im Falle des 

Jupitermondes Europa, dessen Ozean wohl unter einer 

mehr als 20 Kilometer mächtigen Eisschicht verbor-

gen sein dürfte. Um den Ozean des Mondes Europa zu 

erreichen, müsste nämlich gebohrt werden – oder zu-

mindest eine Landesonde so gewärmt werden, dass sie 

sich durch das minus 120 °C kalte Eis durchschmelzen 

kann. Bei Enceladus hingegen sind die „Löcher“ schon 

da, durch sie schießen die Eruptionen ins freie All.

Die Bedeutung einer möglichen Entdeckung von Leben 

im All muss wohl kaum erläutert werden. Jeder Mensch 

würde durch ein solches Ereignis eigen-

tümlich berührt, würde doch ein jahr-

tausendealtes Selbstverständnis von Ein-

zigartigkeit erschüttert. Eine solche Erkenntnis würde 

die Menschheit weiter vom Mittelpunkt der Welt (den 

es dann endgültig nicht mehr gäbe) verdrängen, gleich-

zeitig aber jedem Individuum in noch viel dramatische-

rer Weise seine Einzigartigkeit vor Augen führen, wel-

che uns letztlich über unsere Empfindungen doch wie-

der zum Mittelpunkt der Welt macht. 

Und hier liegt schließlich auch die tiefe Bedeutung der 

Weltraumfahrt. Erlauben wir es uns, als die im Bezug auf 

die philosophische Denkfähigkeit erhabenste Spezies un-

seres Planeten, unser Wissen zu erweitern? Oder verfol-

gen wir nur unsere täglichen Ziele? Alle wissenschaftli-

chen Disziplinen erweitern unseren Horizont und schär-

fen unser Weltbild, aber Raumfahrt und Astronomie tun 

dies auch im wörtlichen Sinn. Sie holen die Monde, Pla-

neten und Sterne in unseren Blick und zeigen uns unse-

re Kleinheit und Besonderheit gleichermaßen. 

Zum Schluss noch ein kleines Gedankenexperiment: 

Stellen wir uns vor, wir stünden auf dem Mond und be-

trachteten die Erde, die bei ausgestrecktem Arm etwa die 

Größe des Daumennagels hat: Wer käme da auf die Idee, 

dass auf diesem kleinen, blauen, majestätisch leuchten-

den Ball, der da ohne Seil und Halterung still am Him-

mel parkt, die Menschen dieselben Wege getrennt ge-

hen – nicht nur in Forschung oder Politik, sondern auch 

in Bezug auf die Probleme des täglichen Lebens? Dass 

sie häufig nicht einmal miteinander kommunizieren 

und sogar einander bekriegen? Aus so großer und im 

Vergleich zur Größe des Universums doch so unwürdig 

winziger Distanz erscheint dies erst recht absurd und 

deprimierend, und dennoch wird es wohl noch für ei-

ne sehr lange Zeit Realität sein. Die Raumfahrt hilft, die-

se andere Perspektive immer wieder ins Bewusstsein zu 

rücken. Sie liefert die realen Bilder dazu. 

Die Erde verschwindet hinter dem Horizont ihres Mondes, beobachtet von der japanischen Kaguya-Sonde. Hier am Südpol des Mondes gibt es Ge-

biete, die niemals vom Sonnenlicht beschienen werden.

Der Mensch als 
Mittelpunkt der Welt?
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Kurz-fundiert

Sie ist ein hohes Gut, ein fernes Ziel, ein abstrakter Begriff. 

Sie ist Inhalt leidenschaftlicher Reden und flammender For-

derungen. Seit Jahrtausenden wird Freiheit erträumt und er-

kämpft, ersehnt und erdacht, eingeschränkt und unterdrückt. 

Manche feiern sie und manche verdammen sie. Die Geschich-

te der Freiheit ist zu lang und zu mächtig, als dass sie zu En-

de erzählt werden könnte. Doch auch auf den letzten Seiten 

dieses Heftes soll Freiheit herrschen – ein großes Wort in klei-

nen Notizen. 

Woher stammt das Wort Freiheit? Die Germanen ha-

ben das Adjektiv „frei“ zu einem Begriff der Rechtsord-

nung gemacht: Frei waren diejenigen, die man liebte 

und schützte, also Angehörige der eigenen Sippe und 

des eigenen Stammes. Frei zu sein, das bedeutete voll-

berechtigt zur Gemeinschaft zu gehören – im Gegensatz 

zu Unterworfenen oder Gefangenen. Das hat auch mit 

der Herkunft des Wortes zu tun: Das Wort „frei“ ent-

stammt dem mittelhochdeutschen „vrí“ beziehungswei-

se dem althochdeutschen Wort „frí“ – beide Wörter ge-

hören zur indogermanischen Wurzel „prai“ für „schüt-

zen“, „schonen“ und „lieben“. Darum, was „frei sein“ 

bedeutet, streiten seit Jahrhunderten Philosophen, Po-

litiker und Krieger aller Länder.

Wie wurde die Frankfurter Paulskirche zu Deutsch-

lands Symbol für Demokratie und Freiheit? Beinahe 

wäre sie zum Sitz des Deutschen Bundestages gewor-

den: die Paulskirche in Frankfurt am Main. Für den Fall, 

dass sich nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs Frank-

furt gegen Bonn als Regierungssitz der jungen Bundes-

republik durchgesetzt hätte, war geplant, dass die Par-

lamentarier in dem Gebäude mit großer freiheitlicher 

und demokratischer Tradition tagen sollten. Denn hier 

war knapp hundert Jahre zuvor, nach der Märzrevoluti-

on von 1848, die „Deutsche Verfassunggebende Natio-

nalversammlung“ zusammengekommen. 

Die 585 Abgeordneten, die meisten von ih-

nen Bildungsbürger und Staatsbedienstete, 

erarbeiteten die „Grundrechte für das deutsche Volk“, 

die über der Verfassung und den Gesetzen der deut-

schen Einzelstaaten stehen sollte. Das Paulskirchen-

Parlament verkündete darin die Abschaffung der To-

desstrafe und der Standesvorrechte; es rief eine gan-

ze Reihe von garantierten Freiheiten aus, darunter die 

Freiheit der Presse, des Glaubens und des Gewissens. 
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In Freiheit lernen, leh-
ren und forschen

Die französische Revolution hatte als Leitspruch „Liberté, Egalité und Fraternité“.
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Zwar scheiterte die Verfassung letztlich am Widerstand 

der größten Staaten des Deutschen Bundes, Preußen 

und Österreich, aber die Idee demokratischer Grund-

rechte überstand. Sie ging sowohl in die Weimarer Ver-

fassung von 1919 ein als auch in das Grundgesetz von 

1949. Die Paulskirche jedoch brannte nach Luftangrif-

fen im Zweiten Weltkrieg komplett aus. Nach dem Wie-

deraufbau war der Innenraum kaum wiederzuerken-

nen: Geblieben ist ein schlichter Saal, der nicht mehr 

für Gottesdienste genutzt wird und in dem Parlamen-

tarier nur noch als Gäste Platz nehmen, wenn alljähr-

lich dort der Friedenspreis des Deutschen Buchhandels 

verliehen wird.

Woher stammt der Dreiklang „Freiheit, Gleichheit, Brü-

derlichkeit“? Die Französische Revolution, das weiß je-

der aus dem Geschichtsunterricht, hatte als Leitspruch 

„Liberté, Egalité, Fraternité“. Tatsächlich wurde die Lo-

sung im Jakobinerclub der Cordeliers im Jahr 1791 erst-

mals verwendet. Ihre volle Geltung entfaltete sie aller-

dings erst Jahre später, als die Verfassung der Zweiten 

Republik der Jahre 1848 bis 1852 den Dreiklang zum 

„Grundsatz der Republik“ erklärte. Der 

Grundsatz von Freiheit, Gleichheit und 

Brüderlichkeit sei aber ein Import aus 

den Vereinigten Staaten, schreibt der Historiker Jörg 

Meidenbauer in seinem „Lexikon der Geschichtsirrtü-

mer“. Die englischen Kolonien Nordamerikas hätten 

ihn bereits in ihrer Verfassung vorweggenommen. Al-

lerdings findet er sich in dem Dokument nicht wort-

gleich. Jedoch enthält die Unabhängigkeitserklärung – 

die Geburtsurkunde der Vereinigten Staaten – einen 

ähnlichen Dreiklang. Der Politiker und Universalge-

lehrte Thomas Jefferson hatte sie verfasst und darin Le-

ben, Freiheit und das Streben nach Glück zu unveräu-

ßerlichen Rechten eines jeden Menschen erklärt: „We 

hold these truths to be self-evident, that all men are cre-

ated equal, that they are endowed by their Creator with 

certain unalienable rights, that among these are life, li-

berty, and the pursuit of happiness.“

Wie frei ist die See? Grenzenlos ist sie nicht, die Frei-

heit der Meere. Zwar besagt der völkerrechtliche Grund-

satz, dessen Idee bereits 1609 formuliert wurde, dass 

die hohe See, also das Meer außerhalb der Küstenge-

wässer, von jeder Staatshoheit frei ist. Schiffe und Flug-

zeuge dürfen sie befahren und über sie hinwegfliegen, 

die See ist allen Staaten und Einzelpersonen zum Zwe-

cke der Fischerei und der Nachrichtenübermittlung 

frei zugänglich. Eingeschränkt wird die Freiheit der 

Meere an den Küsten: Bis zu zwölf Seemeilen dürfen 

Küstenstaaten ihr Hoheitsgebiet auf das 

Meer ausdehnen, zum Teil auch darüber 

hinaus auf angrenzende Fischereigebiete 

und Wirtschaftszonen. Eingeschränkt wird die Freiheit 

auch im Krieg: Das Seekriegsrecht legt fest, wann und 

wie Seeminen verlegt werden dürfen, unter welchen 

Umständen Blockaden zulässig sind und wie ein Han-

delsschiff vorschriftsmäßig in ein Kriegsschiff umge-

wandelt wird.

Wie klingt die Freiheit? Die Freiheitsglocke, die Liberty 

Bell, erklang vom Dach der Town Hall in Philadelphia im 

Jahr 1776 und verkündete die Unabhängigkeit der Verei-

Dreiklang zum 
Grundsatz der Republik

Von Philadelphia 
nach Schöneberg
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Die Frankfurter Paulskirche wurde zu Deutschlands Symbol für Demokratie und Freiheit.



nigten Staaten. Nicht ganz 200 Jahre später schwingt ei-

ne Nachbildung der Freiheitsglocke über den Dächern 

Berlins im Turm des Rathauses Schöneberg.

Als Symbol der Freiheit schenken die Vereinigten 

Staaten der geteilten Stadt 1950 eine Kopie der zehn 

Tonnen schweren Bronzeglocke, gegossen in England. 

Eine halbe Million Berliner ist dabei, als US-Befehls-

haber General Lucius D. Clay und Berlins Regierender 

Bürgermeister Ernst Reuter die Übergabe feiern. Clay 

hatte zuvor einen „Kreuzzug für die Freiheit“ organi-

siert und die Glocke zur Spenden- und Unterschriften-

sammlung auf eine Reise durch die USA geschickt. 17 

Millionen Amerikaner gaben Geld und versprachen fei-

erlich: „Ich glaube an die Unantastbarkeit und an die 

Würde jedes einzelnen Menschen. Ich glaube, dass al-

len Menschen von Gott das gleiche Recht auf Freiheit 

gegeben wurde. Ich verspreche, jedem Angriff auf die 

Freiheit und der Tyrannei Widerstand zu leisten.“ Jeden 

Mittag um zwölf schlägt seither die Glocke. Der Sen-

der RIAS überträgt den Klang der Freiheit in die DDR. 

Nach der Deutschen Einheit, im Jahr 2000, verstummt 

die Freiheitsglocke für zehn Monate: Der Klöppel muss 

repariert werden, ein Riss hat sich gebildet. Seit Mai 

2001 ist sie wieder zu hören.

Zu guter Letzt: Macht Freiheit wach? Faultiere sind 

faul – das verrät schon ihr Name. Sie bewegen sich wie 

in Zeitlupe und schlafen mehr als die Hälfte des  Tages, 

knapp 15 Stunden täglich, jedenfalls in Gefangenschaft. 

Nun fand ein internationales Forscherteam vom Max-

Planck-Institut für Ornithologie heraus: In freier Wild-

bahn sind die Tiere wesentlich munterer als angenom-

men. Die Wissenschaftler fingen in Panamas Regenwald 

drei Faultiere, zogen ihnen Kappen über, mit deren 

 Hilfe man Gehirnströme messen kann, und ließen sie 

wieder laufen. So konnten die Forscher erstmals die 

Gehirnströme von schlafenden Tieren in  freier Wild-

bahn messen. Außerdem wurden die Tiere mit Sendern 

und Beschleunigungsmessern ausgestattet – so wussten 

die Forscher stets, wo sich die Tiere befanden und wie 

schnell sie sich bewegten. Es zeigte sich, dass Faultiere 

in der Wildnis nur knapp neuneinhalb Stunden pro 

Tag schlafen, also fast sechs Stunden weniger als die 

Artgenossen in Gefangenschaft. Mögliche Gründe: Das 

 Leben in der Wildnis erfordert höhere Wachsamkeit, 

und die Nahrungssuche gestaltet sich  beschwerlich und 

langwierig.

Zusammengestellt von Oliver Trenkamp.

Faultiere schlafen in freier Wildbahn deutlich kürzer als ihre Artgenossen in 

 Gefangenschaft.
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